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Aufklärung und Informalion der FreizeilkapItäne zeigte e ine posil lve Wirkung 

Der "TÖIn" wwde sicherer 
Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbruch iger legt den Jahresbericht 1979 vor 

Das schlechte Wetter des vergangenen 
Sommers. das die Wassersportier an der 
Nord und Ostsee auf den gewohnten 
.. Tom " verZichten ließ, sowie die slandlQ 
IntenSIVierte Aufklarungs- und Informa­
tionsarbeit der Verbande und Behorden 
uber die Gefahren der See spiegeln sich 
POSitiV In der Leistungsbilanz 1979 der 
Deutschen Gesellschaft zur Rettung 
Schiffbruchiger (DGzRS) Wider Der Antel 
der Einsatze. die In den letzten Jahren fur 
den Wassersport gefahren wurden. ist er­
heblich zuruckgegangen Wahrend die 
r relzeltschlffahrt In der Saison 1978 noch 
o Prozent aller Rettungsfahrten ausmach­

te. waren es Im abgelaufenen Jahr nur noch 
42 Prozent. 
1919 wurden durch die DGzRS-Helfer bel 
1572 EInsatzfahrten 445 Menschenleben 
gerettet. 805 Personen aus einer lebens­
bedrohenden Gefahr befreit. 322 Kranke 
oder Verletzte von Seeschiffen oder von 
Inseln zum Festland uberfuhrt. 33mal Arzte 
zu dringenden Hilfeleistungen befordert, 
213 Schiffe oder Jachten vor dem Sinken 
bewahrt. 686 Wasserfahrzeugen Hilfe ge­
leistet und 101 vermißte Personen ge­
sucht. 3 t 4mal mußten die Rettungsboote 
wieder unvernchteter Dinge zuruckkehren 
- die EInsatzfahrten blieben ohne Erfolg 
Wahrend der SChneekatastrophe Im Ja­
nuar und Februar des letzten Jahres In 

Schleswlg-Holsteln ubernahm die Gesell­
schaft die Versorgungstransporte zu den 
von der Außenwelt abgeschnitten Kusten­
und Inselbewohnern. Mit diesen Lebens­
mittel· und Medikamentenfahrten sowie 
den Krankentransporten trugen die Ret­
tungsmanner der DGzRS dazu bel. das 
Ausmaß der Katastrophe In ertraglichen 
Grenzen zu halten Uberraschend war, daß 
die Seenotkreuzer sich einen Weg durch 
rest eisdecken bis zu einer Starke von 40 
Zentimetern brechen konnten. Dies wurde 
bisher nicht fur moghch gehalten 
Insgesamt 14 Seenotkreuzer und 22 See­
notrettungsboote stehen der DGzRS zur 
Verfugung Dieses Jahr kommen noch 
zwei Seenotkreuzer hmzu, sie liegen noch 
in der Werft. 
Um die schnelle und fachgerechte Versor­
gung von Kranken und Verletzten an Bord 
der Rellungs81nheilen zu verbessern. wur­
den alle Seenotkreuzer 1979 mit T eleme­
tne-Anlagen ausgestattet. Diese DIagno­
segerate - ,n ihrer Funktion mit herkommlt­
chen EKG-Anlagen vergleichbar - erlau­
ben es, das vom Pattenten abgenommene 
Diagramm uber UKW an die nachste Ku­
stenfunkstelle und von dort aus uber Tele-

Oie AeHungsmanner der 
DGzRS trugen mit Ihren 
Versorgungstahrten zu 
den von der Außenwelt 
abgeschnittenen Ku­
sten- und Inselbewoh­
nern wahrend der 
Schneekatastrophe 1979 
In Schleswlg-Holstein 
dazu bei , das Ausmaß 
der Katastrophe in er­
trag lichen Grenzen zu 
hatten. 

Insgesamt 14 Seenot-
kreuzer und 22 Seenot­
rettungsschiHe stehen 
der DGzRS zur Vertu­
gung. In diesem Jahr 
kommen noch zwei See­
not kreuzer hinzu. 

fonverbindungen Ins Krankenhaus Cuxha­
ven zu ubermltteln. Dort werden die Meß­
ergeblllsse von einem Empfangsgerat aus­
geworfen. Der Arzt kann dann den Zustand 
des Patienten exakt beurteilen und per 
Funk Behandlungsratschlage erteilen. 

Die Wrrksamkelt des SeenotrettungsdIen­
stes konnte In weiteren Bereichen ent­
scheidend verbessert werden. In den letz­
ten Monaten wurden die Seenotkreuzer mit 
UKW-Seefunkpeilern ausgerustet die, 
wenn Seeleute oderWassersportIer ·n Not­
lagen uber ihre eigene Position nicht aus­
reichend IIlformiert sind, aufwendige Such­
fahrten vermeiden helfen. Diese In der 
Nord- und Ostsee einmaligen Anlagen ha­
ben sich In der Praxis schon bestens be­
wahrt Die UKW-Peller sind auch In der 
Lage, defekte Funkspruche zu orten, die 
die Not- und Aufruffrequenzen blockieren 
und damit unter Umstanden das Aussen­
den von Not- und Hilferufen unmogllch 
machen 

Zur Sicherung und Verbesserung des 
Funkwesens wurde Im vergangenen Jahr 
eine Sende- und Empfangsanlage mit zwei 
30 Meter hohen Masten errichtet, die als 
zweites "Funkbein" der Seenotleitung ei­
ne Alternative zu der bisher schon vorhan­
denen Sendeanlage bietet 

Alle diese Einrichtungen und Maßnahmen 
tragen dazu bei, den Rettungsdienst der 
DGzRS In seiner Wrrksamkelt noch wei ter 
zu verbessern und ihn tn etner Spitzenpo­
sition tnnerhalb der modernsten Seenotret­
tungsdienste der Welt zu halten. Der aus­
schließlich von Spenden und Mltgliedsbel­
tragen finanZierten Gesellschaft standen 
1979 rund 14,7 Millionen Mark zur Verfu ­
gung Allein mi t den Spenden-Rettungs­
schiffchen. die uberall In der Bundesrepu­
blik aufgestellt sind, wurden Im vergange­
nen Jahr zwei Millionen Mark gesammelt 
Die DGzRS braucht ledoch auch wei terhin 
dringend Geld fur Investitionen, um ihre 
humallllare Aufgabe erftillen zu konnen. 
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Dregger: Schutzbaupflicht 
muß wieder eingeführt 
werden 

In einem Interview mit dem "Bonner 
General-Anzeiger" äußerte sich der 
stellvertretende Vorsitzende und innen­
pOlitische Sprecher der GDUlGSU-Bun­
destagsfraktion, Dr. Alfred Dregger, äu­
ßerst unbefriedigt über den derzeitigen 
Stand der Zivilverteidigung in der Bun­
desrepublik. Dregger warf der Bundes­
regierung vor, das Gefahrenbewußtsein 
der Bevölkerung eingeschläfert zu ha­
ben. Schutzmaßnahmen seien von der 
Koalition als wirkungslos oder gar als 
provokativ hingestellt worden, die" Enl­
spannungseuphorie" habe ein übriges 
dazu getan. Dregger räumte zwar ein, 
daß die Versäumnisse auf diesem Ge­
biet bis in die Anfangsjahre der Bundes­
republik zurückreichten, doch späte­
stens Anfang der 70er Jahre, als das 
militärische Gleichgewicht sich in Europa 
zu Lasten des Westens grundlegend ge­
wandelt habe, hätte man beginnen müs­
sen, eine wirksame zivile Verteidigung 
aufzubauen. Außerdem habe sich die 
Bundesregierung davor gescheut, sich 
für eine unpopuläre Sache finanziell zu 
belasten. Die Aufwendungen für den 
Zivil- und Katastrophenschutz seien 
auch heute noch völlig unzureichend. 
Lediglich 0,36 % des Bundeshaushaltes 
stünden dafür zur Verfügung. 

Auf die Frage, was die Opposition im 
Falle eines Wahlsieges in Sachen 
Schutzraumbau tun werde, meinte Dreg­
ger, daß die Wiedereinführung der 
Schutzbaupflicht für alle privaten und öf­
fentlichen Neubauten als dringendste 
EntSCheidung getroffen werden müsse. 
Nur so habe die NATO-Empfehlung des 
"stay put" (d. h. im Verteidigungsfall zu 
Hause zu bleiben) einen Sinn. Es sei 
skandalös, daß derzeit nur etwa 1,8 Mil­
lionen Schutz plätze zur Verfügung stün­
den. Außerdem betrügen die Mehrko­
sten beim Neubau eines Einfamilienhau­
ses lediglich ein Prozent der Baukosten. 

Ein Sprecher des Bundesinnenministe­
riums wies die Vorwürfe Dreggers zu­
rück. Er erklärte, daß die Mittel für den 

2 ZS·MAGAZIN 4/80 

finanzintensiven Bereich der Zivilvertei­
digung seit 1969 kontinuierlich aufge­
stockt worden seien und sich in dem 
Zeitraum von 1969 bis 1980 auf 5,15 
Milliarden Mark beliefen. Zugleich sei 
1979 die finanzielle Förderung des 
Schutzraumbaues - mit einem Betrag 
von 345 Millionen Mark für die Jahre 
1979 bis 1983 - wieder aufgenommen 
worden. 

Zivildienstleistende 
im Verteidigungsfall 
"mobilmachen"? 

Der Vorsilzende der niedersächsischen 
GDU, Minister Hasselmann, forderte 
kürzlich in Hannover, daß Zividienstlei­
stende im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall zum Schutz und zur Versor­
gung der Bevölkerung oder in den so­
zialen Diensten eingesetzt werden soll­
ten. Angesichts des unzureichenden Zi­
vilschutzes könne die Bundesrepublik 
es sich nicht erlauben, eine wachsende 
Zahl von zum Teil gut ausgebildeten Zi­
vildienstleistenden in die" Pflichtenlosig­
keit" zu entlassen. Überdies würde da­
durch ein Stück Wehrungerechtigkeit 
abgebaut. Es gehe nicht, daß der Wehr­
pflichtige nach seinem Grundwehrdienst 
noch zu Wehrübungen herangezogen 
werde und für den Verteidigungsfall zur 
Verfügung stehen müsse, während der 
Zivildienstleistende nach seiner nur ge­
ringfügig längeren Dienstzeit gänzlich 
frei ausgehe. Hasselmann forderte die 
zuständigen Stellen auf, rechtliche Vor­
aussetzungen für die weitere Verwen­
dung von Zivildienstleistenden im Vertei­
digungsfall zu schaffen. 

Hessen: Spitzengremium 
für Katastrophenschutz 

Das 1979 in Kraft getretene Hessische 
Katastrophenschutzgesetz schreibt vor, 
einen Beirat für den Katastrophenschutz 
einzurichten. Dazu brachte die" Frank­
furter Allgemeine Zeitung" folgende 
Meldung: 

"Impulse für eine weitere Verbesserung 
des Katastrophenschutzes in Hessen 
verspricht sich Innenminister Ekkehard 
Gries von dem neugeschaffenen Lan­
desbeirat für Katastrophenschutz, der in 
Wiesbaden unter Vorsitz des Ministers 
zu einer konstituierenden Sitzung zu­
sammengekommen ist. Dabei sprach 
Gries die Erwartung aus, daß sich der 
Beirat zu einer ,starken Klammer' aller 
im Katastrophenschutz tätigen Organisa­
tionen und Institutionen entwickeln mö­
ge. Der Katastrophenschutz sei eine 
wichtige Gemeinschaftsaufgabe, der in 

einer hochtechnisierten Gesellschaft mit 
ihren vielfältigen Gefährdungen eine im­
mer größere Bedeutung zukomme. Aus 
dem ,organisatorischen Nebeneinander' 
müsse über den Beiral ein ,produktives 
Miteinander' werden. 

Dem Beirat, dessen Einrichtung das 
1979 in Kraft getretene Hessische Kata­
strophenschutzgesetz vorschreibt, gehö­
ren elf Mitglieder an. Er ist in allen 
grundsätzl ichen Fragen des Katastro­
phenSChutzes zu hören und soll den In­
nenminister als oberste hessische Kata­
strophenschutzbehörde beraten und un­
terstützen . In dem Gremium sind alle 
am Katastrophenschutz mitwirkenden 
Verbände und Einrichtungen vertreten, 
etwa die kommunalen Spitzenverbände, 
der Landesfeuerwehrverband, die Sani­
tätsorganisationen und das Technische 
Hilfswerk. " 

Erwin Stahl: SAVE hat sich in 
der ersten Erprobungsphase 
bewährt 

Die elf Erprobungsfahrzeuge des neuen 
Rettungswagens SAVE (Schnelle ambu­
lante vorklinische Erstversorgung), die 
jetzt die erste Periode ihrer einjährigen 
Felderprobung be enden, haben sich bis­
her bewährt. Dies haben die bisherigen 
Einsätze gezeigt, wie der Parlamentari­
sche Staatssekretär im Bundesministe­
rium für Forschung und Technologie 
(BMFT), Erwin Stahl, jetzl in Bonn mil­
leille. Die Entwicklungen des SAVE-Rel­
lungssystems isl vom BMFT mit 
11,3 Mio DM gefördert worden. 

Das SAVE-Reltungssyslem bestehl aus 
einer conlainerförmigen Reltungseinheit 
und einem Trägerfahrzeug, die durch ei­
ne zusalzliche Federung und einen 
Dachaufsalz mileinander verbunden 
sind. Die Rettungseinheil paßlohne wei­
lere Veränderungen auf unlerschiedliche 
Trägerfahrzeuge. Damil wird nichl nur 
eine größere Einsalzbreile, sondern 
auch eine doppelte NUlzdauer der Rel­
tungseinheit gegenüber dem schneller 
verschleißenden Trägerfahrzeug ge­
währleistet. 

Die Prototypen der Rettungs- und Not­
arztwagen waren bisher an insgesamt 
1882 Tagen in Aschaffenburg, Berlin, 
Bonn, Frankfurt, Hamburg, Hannover, 
Koblenz, München, Stuttgart, Ulm und 
Würzburg in Betrieb. Sie fuhren uber 
5000 Einsatze mit 185 Notarzten und 
210 Rettungssanitätern, dabei wurden 
schon über 60000 Kilometer zurückge­
legt und 450 lebensbedrohende Situa­
tionen abgewendel. 

Die Erprobungseinsätze haben bewie­
sen, daß sich neben der hervorragenden 
Wendig keil und Schnelligkeit der SAVE-



Fahrzeuge die höhere Geräuschisola­
tion, die notfallgerechte Klimatisierung in 
der Rettungskabine und ihre einfache 
Reinigungs- und Desinfektionsmöglich­
keit als besonders positiv erweisen. 

Bis zum 18. April 1980 wurden die Fahr­
zeuge bei der Herstellerfirma überholt 
und gewartet sowie mit verbesserten 
Komponenten ausgerüstet, um anschlie­
ßend in Kassel, Kaltenkirchen, Mann­
heim, Münster, Koblenz, Rheinbach, 
Siegen, Stuttgart, Ulm, Wiesbaden und 
Wuppertal die zweite Phase der Felder­
probung zu beginnen. 

Ein weiteres Pilotfahrzeug befindet sich 
zur Zeit in Luxemburg im ersten Aus­
landseinsatz zu einer vierwöchigen 
Kurzerprobung . 

"Sicherheitsfibel" 
gegen Kinderunfälle 

Die Arbeitsgemeinschaft" Das sichere 
Haus " hat zusammen mit der Bundes­
zentrale für gesundheitliche Aufklärung 
im Auftrag des Bundesministeriums tür 
Jugend, Familie und Gesundheit eine 

, "Sicherheitsfibel" als Ratgeber für Eltern 
von Kindern aller Altersstufen entwickelt. 
Sie zeigt auf, wie Unfälle vermieden 
werden können, und dadurch mehr 
Sicherheit für die ganze Familie zu ge­
währleisten ist. Es ist eine traurige Tat­
sache, daß die Bundesrepublik im Ver­
gleich zu anderen europäischen Staaten 
die meisten Kinderunfälle zu verzeicn­
nen hat. Jährlich verunglücken etwa 1,5 
Millionen Kinder, davon mehr als 2000 
tödlich. Ungefähr die Hälfte aller Unfälle 
passieren bei Spiel und Sport. Im häus­
lichen Bereich beträgt die Unfallquote 
rund 30%. Nur 20% aller Unfälle ereig­
nen sich im Straßenverkehr, wobei Kin­
der zwischen zwei und sechs Jahren als 
besonders gefährdet gelten. 

Für jeden Lebensabschnitt des Kindes 
gibt die Fibel Ratschläge und Tips, die 
von den Eltern im Interesse des Kindes 
berücksichtigt werden sollten. Es wird 
auch auf sicheres Spielzeug tür alle 
Altersklassen hingewiesen. Schließlich 
informiert die Broschüre über schnelle 
Hilfe für das verletzte Kind. 

Die "Sicherheits fibel " ist bei der Bun­
deszentrale für gesundheitliche Aufklä­
rung, Ostmerheimer Straße 200, 5000 
KÖln 91, kostenlos erhältlich. 

Mittelalterliches Fachwerk. 
haus durch Feuer zerstört 

Aus bisher ungeklärter Ursache brach 
im dritten Stock eines restaurierten mit­
telalterlichen Fachwerkhauses in der Alt-

stadt von Hirschhorn /Neckar ein Brand 
aus, der einen Schaden von rd. 
700000 DM verursachte. Gegen 
3.30 Uhr wurde das Feuer entdeckt; 
kurz darauf waren die Wehren von 
Hirschhorn und Ebersbach am Brand­
objekt. 

Zwei Familien konnten sich selbst recht­
zeitig in Sicherheit bringen, zwei von 
den Flammen im Dachgeschoß einge­
schlossene Mieter wurden von den Feu­
erwehrmännern über eine Drehleiter in 
Sicherheit gebracht. Sie mußten mit ei­
ner Rauchvergiftung in das Ebersbacher 
Krankenhaus eingeliefert werden. Ein 
Übergreifen des Feuers auf die Nach­
barhäuser wurde verhindert. 

Gegen 6.30 Uhr war der Brand bis auf 
einige Glutnester unter Kontrolle. Unser 
Bild zeigt das Vordringen der Wehrman­
ner über die Drehleiter zu den Einge­
schlossenen. 

Neuer Geschäftsführer bei 
der Gesellschaft für den 
Zivilschutz in Berlin 

Nach mehr als fünf jähriger Tätigkeit 
schied zum 31. Dezember 1979 aus 
Altersgründen der Geschäftsführer der 
Gesellschaft für den Zivilschutz in Berlin 
e. V., Heinz Baumgart, aus. 

Baumgart stieß im Jahre 1975, vom 
Bundesverband für den Selbstschutz 
kommend, zur Gesellschaft. Bei seinem 
früheren Arbeitgeber hatte er sich um­
fangreiche Fachkenntnisse erworben, 
die ihm bei seiner Tätigkeit in Berlin 
sehr zustatten kamen. Zuletzt war er 
Fachgebietsleiter Öffentlichkeitsarbeit 
bei der BVS-Landesstelle Hessen, Mit­
glied im Hauptpersonalrat und zeitweilig 
sogar Vorsitzender. 

Die Mitglieder der Gesellschaft verlieren 
durch sein Ausscheiden einen in der 
täg lichen Arbeit erfahrenen und bewähr­
ten Geschäftsführer, dem die Gesell­
schaft an dieser Stelle für die künftigen 
Jahre, bei hoffentlich bester Gesundheit, 
alles Gute wünscht. 

Zum 1. März 1980 konnte die Gesell­
schaft für den Zivilschutz in 8erlin die 
entstandene Lücke durch die Neubeset­
zung mit Helmut Nitschke, einem 38jäh­
rigen gebürtigen Berliner, schließen. 
Nitschke verließ 1959 Berlin. Von 1964 
bis zum Dienstantritt bei der Gesell­
schaft, war er beim Bundesluftschutz­
verband, der seit 1968 den Namen 
"Bundesverband für den Selbstschutz" 
trägt, tätig. Bereits 1965 erwarb er seine 
Lehrberechtigung, kurz danach legte er 
die Prüfung als Redner des Verbandes 
ab. 

Nach umfangreicher Tätigkeit in der Öf­
fentlichkeit sowie der UnterriChtung und 
Ausbildung kam er 1970 in die Haupt­
steIle des Bundesverbandes. Nach kur­
zer Tätigkeit im Organisationsreferat war 
er ab Mai 1971 als Mitarbeiter des ent­
sprechenden Fachreferates mit der Aus­
bildung erneut befaßt. 

Die Gesellschaft konnte in ihm einen er­
fahrenen Praktiker, sowohl was die Ver­
waltungskenntnisse als auch die Fachar­
beit anbetrifft, gewinnen. Die Gesell­
schaft tür den Zivilschutz in Berlin wird 
mit ihrem Stamm interessierter Ehren­
amtlicher und mit der Aktivität und Er­
fahrung des neues Geschäftsführers die 
Arbeit in Berlin auf eine neue Basis 
stellen. 

Großbrand erforderte 
Evakuierung 

Zu einem der größten Brände in der Ge­
schichte der Stadt Bensberg kam es 
Mitte Februar, als der Dachstuhl des 
Priesterseminars Thomas-Morus-Akade­
mie aus ungeklärter Ursache in Flam­
men aufging. Alle Feuerwehren im Um­
kreis von Bensberg hatten Großalarm. 
Für die Wehren war es schwierig, das 
riesige Flammenmeer unter Kontrolle zu 
halten, so daß zusätzlich die KÖlner Be­
rufsfeuerwehr alarmiert wurde. 

130 Bewohner eines dort untergebrach­
ten Altenheims sowie die Schülerinnen 
und Schüler eines gerade tagenden Pri­
manerforums mußten schnell evakuiert 
werden. Der Malteser-Hilfsdienst und 
der Lazarettzug der Feuerwehr Köln 
brachten die Bewohner des Altenheims 
in die umliegenden Krankenhäuser. 

Zwei Feuerwehrmänner verloren bei den 
schwierigen Löscharbeiten ihr Leben. 
Der Schaden geht in die Mill ionen. 
(Siehe auch Seiten 55/56.) 
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Staatssekretär Haehser: 
Zivilverteidigung ist mehr 
als ein Haushaltstitel 

Um die Zivilverteidigung steht es bes­
ser, als allgemein angenommen wird . 
Dies betont Karl Haehser (SPD), Parla­
mentarischer Staatssekretär beim Bun­
des finanz m inister, in einem Beitrag, den 
der " T rierische Volksfreund " kürz lich 
abdruckte : 

"Nur bei oberflächl icher Betrachtung 
kann man den Anteil der Ausgaben für 
die zivile Verteidigung im Bundeshaus­
halt für sich allein nehmen und werten. 
Zu diesen Vorkehrungen zählt mehr, als 
ein Haushaltstitel, für sich allein genom­
men, vermuten läßt. 

Hinzuzurechnen wären nämlich alle 
Ausgaben des Bundes und sonstiger öf­
fentlicher Haushalte, die direkt oder indi­
rekt zivilverteidigungswirksam sind . 
Schließlich wären auch die vom Bund 
geförderten Maßnahmen des privaten 
Bereichs hinzuzurechnen, wenn man ein 
vollständiges Bi ld gewinnen will. 

Al lein für die im Erstfall zur Verfügung 
stehenden Vorräte der Eu ropäischen 
Geme inscha~ an Getreide, Fleisch , Fet­
ten u. a. mehr, wurden beispielsweise 
im Bundeshaushalt im Jahre 1980 rund 
2 Mill iarden DM bereitgestellt. Die natio­
nale Getreidereserve der Bundesrepu­
bl ik steht 1980 mit 66 Mill ionen DM zu 
Buche. Die Rohölbevorratung belief sich 
seit 1971 auf rund 1,5 Milliarden DM 
und kostet 1980 280 Millionen DM. Wei­
ter wird die Bevorratung wichliger Roh­
stoffe aus Bundesmitte ln gefördert. 

Wer die speziellen Mittel für den Kata­
strophenschutz anspricht, muß auch sa­
gen, daß die wesent lich höheren Ausga­
ben der Länder und Gemeinden für Ka­
tastrophenschutzzwecke in Friedenszei­
ten auch im Verteidigungsfall zur Verfü­
gung stehen ; ob das nun Feuerwehr 
oder technische und Rettungsdienste 
sind. 

Ein nicht parteipolitisch gefärbtes Bild 
sollte auch wiedergeben, daß die Aus­
gaben für die zivile Verteidigung in der 
Zeit von 1970 bis 1980 um gut 300 
Mil lionen auf 739 Millionen DM gestie­
gen sind . Al lein der Katastrophenschutz 
hat seinen Stellenwert von rund 90 Mil ­
lionen DM im Jahre 1970 auf rund 290 
Mill ionen DM im Jahre 1980 verbessert. 

Nicht zutreffend ist die Feststellung, daß 
lediglich für 3 Prozent der Bevölkerung 
Schutzräume zur Verfügung ständen. 
Richtig ist, daß aus Bundesmitte ln für et­
wa 3 Prozent der Bevölkerung Schutz­
plätze neu und erstmals errichtet wor­
den sind. Es kann jedoch bereits über 
Schutzräume verfügl werden, die von 
Privaten aufgrund von Steuervergünsti-
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gungen nach der Höchstbetragsverord­
nung errichtet worden sind. Außerdem 
sind noch verwendbare Privatschutzräu­
me aus der Zeit des letzten Krieges vor­
handen, die vor einiger Zeit auf 5 Millio­
nen Schutzplätze geschätzt worden 
sind . 
Daraus wird deutlich, daß es nicht des 
plötzlich ausgebrochenen Krisenbe­
wußtseins bedurfte, um die Bundesre­
gierung zu weiteren Anstrengungen auf 
dem Gebiet der zivi len Verteidigung zu 
veranlassen. Im Rahmen des Finanz­
plans wurden bereits steigende Ausga­
ben für diesen Zweck bereitgestell t. Im 
Finanzplanungszeitraum steigen diese 
Ausgaben von 42 Millionen DM 1979 bis 
1983 auf 88 Millionen DM an ." 

Goldene Medaille der 
Luftrettungsstaffel Bayern 
für Minister Eisenmann 

Der Präsident der Luftrettungsstaffel 
Bayern, Ernst Schramm , überreichte am 
5. Februar 1980 dem bayerischen Land­
wirtschaftsminister Dr. Hans Eisenmann 
die Goldene Verdienstmedai lle der Luft-

rettungsstaffel Bayern. Das bayerische 
Landwirtscha~sm i nister ium hat mit dem 
Innenministerium die Zusammenarbeit 
bayerischer Forstleute mit der Luftret­
tungsstaffel maßgebend gefördert, ins­
besondere durch die Ausbildung von 
Lu~beobachtern sowie durch Zuschüsse 
für Überwachungsflüge, die in T rocken­
zeiten zur Früherkennung und damit zur 
rechtzeitigen Bekämplung von Wald­
bränden beitragen. Besonders gilt dies 
für Waldungen, die noch nicht von 
Forststraßen erschlossen sind und daher 
ohne Lu~beobachtung nur schwer zu 
kontrollieren waren . Bisher wurden 20 
Forst leute in Bayern für diesen Dienst 
geschult; sie fliegen in Zeiten besonde­
rer Waldbrandgefahr in Flugzeugen der 
Rettungsstaffel mit und werden als Navi­
gatoren bei der Ortung von Waldbrän­
den tätig. Diese fre iwill ige Zusammenar­
beit zwischen Sportfl iegern und Forst­
leuten ist bisher einmalig in der Bundes­
republik. Minister Dr. Eisenmann beton­
te, daß sich diese langjährige Zusam­
menarbeit zwischen Sportfliegern und 
Forstleuten in Bayern bewährt habe und 
daher auch in Zukunft fortgesetzt werde. 

S·Bahn·Brand verursachte 4,5 Millionen Mark Schaden 

Beim Brand einer S-Bahn im Bahnhof 
Hamburg-Altona entstand nach Schät­
zungen von Experten der Bundesbahn 
ein Sachschaden in Höhe von 4,5 Millio­
nen Mark. Die Fahrgäste hatten den Zug 
rechlzeitig verlassen können ; bei der 

Brandbekämpfung in dem unterirdischen 
Bahnhof haben jedoch mehrere Feuer­
wehrmanner Rauchvergiftungen erlitten. 

Unser Foto zeigl die ausgebrannten Wa­
gen des S-Bahn-Zuges. 

, 
/. , 



Hotel insel " Alexander Kielland ' sank in der Nordsee 

"Wir waren gefangen 
wie in einer Rattenfalle" 
Katastrophe forderte 123 Menschenleben - Plattform sollte zur Überholung in die Werft 

Die bisher größte Katastrophe bei der 0 1-
förderung in der Nordsee hat 123 Men­
schenleben gefordert. Am Donnerstag, 
dem 27. März, brach aus noch nicht ge­
klärten Umständen einer der fünf Ponton­
pfeiler der Hotelinsel "Alexander Kielland ' 
und brachte binnen kürzester Zeit die In­
sel, auf der sich über 200 Arbeiter der 
" Ekofisk"-Bohrinsel von ihrer schweren 
Arbeit erholen sollten , zum Kentern . Die 
Suche nach Vermißten wurde nach zwei 
Tagen aufgegeben, da bei einer Wasser­
temperatur von vier Grad und schwerer 
See keine Überlebenschance mehr be­
stand und Rettungstaucher wegen der Ge­
fährlichkeit des Unternehmens keine Er­
laubnis erhielten, in die Innenräume des 
schwimmenden Hotels einzudringen, um 
nach etwaigen, in Luhblasen Überleben­
den zu suchen. Nur 89 Personen konnten 
gerettet werden. 

Ausgänge verstopft 

Die Katastrophe brach über die Arbeiter 
urplötzlich herein. Ohne jegliche Vorzei­
chen überraschte sie die meisten , als sie 
im Kino oder in der Kantine saßen : Es 
knallte ein paar Mal dumpf, dann ging das 
Licht aus, und die Insel bekam Schlagsei­
te. "Wir waren gefangen wie in einer Rat­
tenfalle," berichtete einer der Geretteten 
später. Vielen Männern gelang es nicht, 
ins Freie zu kommen, da die Ausgänge 
von Flüchtenden verstoph waren. Wegen 
der Schräglage und des heftigen Sturmes 
- die Wellen sol len über zehn Meter hoch 
gewesen sein - konnten nur wenige Ret­
tungsboote zu Wasser gelassen oder 
überhaupt erreicht werden. 

Die sofort eingeleiteten Rettungsarbeiten 
gestalteten sich wegen der Dunkelheit -
das Unglück geschah gegen 18.30 Uhr -
äußerst schwierig. Viele der Arbeiter 
sprangen in die eiskalte See und wurden 
von Hubschraubern aufgefischt. Der briti­
sche Fliegerleutnant Jim Bellingall , der 
sich an der Suche betei ligte, bestätigte : 
"Die Sicht war so schlecht, daß wir uns 
der Plattform überhaupt nicht nähern 
konnten, weil wir sonst mit ihr koll idiert 
wären. Im Wasser konnten wir Beiboote 
sehen, die groß genug für zehn Männer 
gewesen wären . Aber sie waren alle leer. 
Wir sahen auch Rettungsringe, aber nie­
mand klammerte sich an sie. Wer sich in 

Aus bisher nicht geklärter Ursache brach während eines Sturmes einer der 1ün1 Ponton·Pfelier der 
Hot.llnsel .. Alexender Kielland" und bracht. die Insel zum Kentern. Unser Bild zeigt den Pfeiler 
unmittelbar nach dem Unglück. 

Nach dem Unglück rag­
ten nur noch vier der 
fünf Ponton-Pfelter aus 
dem Waller. Die Suche 
nach etwaigen Oberle­
benden auf der unter 
Walser liegenden Platt­
form gelte'tete sich bei 
hohem Seegang sehr 
schwierig. 

ein Beiboot retten konnte, hätte noch 
Überlebenschancen gehabt. Aber ohne 
Boot im Wasser - ich glaube, die Kälte hat 
sie fertiggemacht. " 

Regelmäßige Übungen 

Der britische Olarbeiter Tony Sylvester, 
der sich nach seiner glücklichen Rettung 
in einem Krankenhaus der norwegischen 
Stadt Stavanger von Schock und Kälte 
erholte, berichtete einem BBC-Reporter: 
"Es war grauenhah. Jeder glaubte : Das ist 
das Ende. Ich war im Filmsaal, als wir 
dieses mächtige Knacken hörten. Die 
Plattform kippte auf die Seite, und dann 

gab es noch ein Krachen und sie kenterte. 
Sauerstoff-Flaschen flogen herum, jeder 
rann te um sein Leben zu den Luken, um 
rauszukommen. " Ihm war es gelungen, 
sich auf eine Rettungsinsel zu flüchten. 
Zusammen mit anderen KOllegen habe er 
dort drei Stunden ausgeharrt, hin- und 
hergeworfen von riesigen Wellen. Wasser 
sei in die Rettungsinsel geschlagen, man 
habe mit den Schuhen Wasser ausge­
sChöph. Schließlich seien sie von einem 
Hubschrauber gerettet worden. Auf die 
Frage, ob die Olarbeiter Katastrophen­
Übungen mitgemacht hätten, sagte Sylve­
ster: "Wir hatten regelmäßig Übungen. 
Aber wenn es so schnell geschieht, kann 
man kaum noch was tun. " 
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Die Bohrinsel ist von einer französischen 
Gesellschan in Dünkirchen entwickelt und 
1976 nach Norwegen geliefert worden. 
Von ihrem Typ gibt es elf Exemplare auf 
der ganzen Welt. Die Plattform hat die 
Größe eines Fußballfeldes und wiegt 
10105 Tonnen. Wenn die Insel zu ihrem 
Standort geschleppt wird , Sind die Ponton­
pfeiler leer, um die Schwimmfahigkeit zu 
verbessern . An der endgülligen Position 
werden die Hohlräume geflutet, bis nur 
noch die Plattform über den Wasserspie­
gel hinausragt. Das Gewicht der vollen 
Tanks hält die Plattform selbst bei hohem 
Seegang stabil im Wasser; mit starken An­
kern wtrd die Insel an ihrem Standort ge­
halten. 

Ursache unbekannt 

Experten rätseln nun über die Ursache der 
Katastrophe. Als Möglichkeiten werden 
Matenalermüdung, ein plötzliChes starkes 
Leck in einem Pfeiler oder eine Kol lision 
mit einem der VersorgungsschiHe ge­
nannt. Die Vermutung , explodierende 
Gasflaschen könnten die Halterung der 
Säule beschädigt haben, sind inzwischen 
widerlegt. 

Einen zusätzlichen tragischen Akzent be­
kommt die Katastrophe durch den Um­
stand, daß die " Alexander Kielland" am 
2 Apri l von der "Henrik Ibsen" abgelöst 
werden sol lte, um gründlich überholt und 
anschließend in einem britischen Nord­
see-Ölfeld eingesetzt zu werden . Die 
"Henrik Ibsen" ist eine Wohnplattform 
gleichen Typs, fedoch ohne Bohrturm, der 
zum schnellen Kentern der "Alexander 
Kielland " erheblich beigetragen haben 
soll. 

In Norwegen hat die Katastrophe Bestür­
zung und Trauer ausgelöst. In den Kirchen 
wurden Gottesdienste für die Opfer und 
deren Hinterbliebene gehalten. Der nor­
wegische Ministerpräsident Nordli brach 
seinen Urlaub ab, um an einer SondersIt­
zung des Kabinetts te ilzunehmen, in der 
die Risiken der Ölgewinnung in der Nord­
see diskutiert wurden . Gewerkschanen 
fordern scharfere Sicherheitsvorschrinen, 
und in ersten Presse kommentaren wurde 
angeregt, die geplante Ölförderung nörd­
lich des 62. Breitengrades zumindest zu 
verschieben . 

Die Ölforderung in der Nordsee ISt nicht 
unproblematisch . 1965 kenterte die briti ­
sche Bohrinsel "Sea Gem" (13 Tote), 
1972 starben drei Menschen bei einer Ex­
plosion auf der norwegischen "Alpha " ­
Plattform, 1976 lief die Bohrinsel "Dea 
Sea" vor der norwegischen Küste auf 
Grund, wobei sechs Menschen ums Le­
ben kamen, und 1978 leckte die Bohrinsel 
"Bravo " und spülte dadurch Tausende 
von Tonnen Öl in die Nordsee. 
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Entsetzen und Grauen 
spiegelte sich In den 
Gesichtern der völlig er~ 
schöpften Geretteten, 
die mit Hubschraubern 
nach Stavanger g. 
bracht wurden. 

Solche Rettungsinseln 
betanden sich auch an 
Bord der "AlexInder 
KleUand". Doch nur w. 
nlge Arbeiter konnten 
sie erreichen, da die 
Plattform Innerhalb kOr~ 
zester Zeit unk. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Der Reglerungsprasident Detmold sucht einen 

für den Katastrophenschutz. 
Vergutungsgruppe Ib BAT 

Zum Aufgabengebiet gehören: 

Dezernenten 

1. Katastrophenabwehrplanung auf Bezirksebene 

2. Uberwachung des Katastrophenschutzes nach Bundes- und Landes­
recht und in den Kreisen und kreisfreien Stadten 

3. Organisation, Einsatz und Ausbildung der Katastrophenfachdienste im 
Rahmen der bezirklichen Aufgaben 

4. Pflege der Verbindungen zu den In der Katastrophenhilfe mitwtrkenden 
Sehörden, Dienststellen und Organisationen. 

Einstellungsvoraussetzungen: 

Der Bewerber muß körperlich voll tauglich sein und sollte das 45. 
Lebenslahr nicht uberschritten haben. Gefordert werden gute Kenntnisse 
über den Aufbau der allgemeinen inneren Verwaltung, insbesondere des 
Zivil- und Katastrophenschutzes, organisatorische Fähigkeiten , Erfahrun­
gen in der Stabsarbeit und in der Zusammenarbeit von Behörden und 
freiwilligen Hilfsorganisationen 

Bewerbungen mit handgeschriebenem Lebenslauf, Lichtbild, beglaubig­
ten Zeugnisabschriften und sonstigen Befahlgungsnachweisen sind bis 
spatestens zum 20. Mai 1980 zu richten an den 

Regierungspräsidenten Detmold 
- Dezernat 11 -

Leopoldstraße 13-15 
Postfach 5 

4930 Detmold 



Eine interessante Gegenüberstellung : 

Zivile Verteidigung in Ost und West 
Zivilverteidigung muß in den NATO-Ländern einen höheren Stellenwert bekommen -
In der UdSSR bereits vO,n strategischer Bedeutung 

Nicht erst seit den Ereignissen in Af­
ghanistan mehren sich im politischen 
Bereich die Stimmen, die nachdrück­
lich fordern, der Zivilen Verteidigung 
den Stellenwert einzuräumen, der ihr 
im Rahmen der Gesamtverteidigung 
gebührt und der für den Schutz der 
Bevölkerung unerläßlich Ist. Die jüng­
sten politischen Entwicklungen haben 
aber In breiten Kreisen der Bevölke­
rung - und auch in den Medien - die 
Diskussion um die Belange der Zivil­
verteidigung erheblich Intensiviert. 

Daß dieses Gebiet nicht nur In der Bun­
desrepublIk, sondern in allen NATO­
Staaten aus humanitären ebenso wie 
strategischen Gründen einer stärkeren 
Betonung bedarf, zeigt der nachste­
hende Beitrag von John F. Wallace, der 
- heute Im Ruhestand lebend - das 
kanadische Zivilverteldlgungspro-

gramm entscheidend mitgeprägt und 
sein Land acht Jahre lang Im Zivilver­
teidigungsausschuß der NATO vertre­
ten hat. Wir entnahmen seinen Aufsatz 
"Zivile Verteidigung - die Achillesferse 
der NATO" mit freundlicher Genehmi­
gung der Herausgeber dem "NATO­
Brief" 1/80. 

Korrespondierend zu diesem Thema 
erschien In der Zeitschrift " Information 
für die Truppe" , Heft 3/80, eine Analyse 
über den vermutlichen Stand der Zivi­
len Verteidigung In der Sowjetunion. 
Der Verfasser, Oberst i. G. Erlch SObik, 
zeigt darin die deutlichen Unterschiede 
zwischen den NATO-Staaten und der 
UdSSR In bezug auf die Zivile Verteidi­
gung auf. Wir danken der Redaktion 
der "Information für die Truppe" eben­
falls für die freundliche Nachdrucker­
laubnis. 

Zivile Verteidigung -
die Achillesferse der NATO 

Das sowietische Streben nach Überlegen­
heit auf dem Gebiet strategischer Waffen 
ist für viele Menschen im Westen als ein 
echter Schock gekommen. Die sowjeti­
sche Aufrüstung aul dem Gebiet der takt i­
schen Nuklearwaffen und vor allem der 
konventionellen Waffen haben alles in al­
lem zu einem unguten Gefüh l bezüglich 
der Verteidigungsposit ion der NATO bei­
getragen. Und das ist auch gut, denn es 
geht immerhin um das Überleben von viel­
leicht Hunderten von Millionen zivi ler Bür­
ger auf beiden Seiten des Atlantik. 

Die jüngsten Enthüllungen über Art und 
Ausmaß des zivilen Verteidigungspro­
gramms der Sowjets' mögen für all jene, 
die an die Abschreckung auf der Basis der 
mit Sicherheit zu erwartenden gegenseiti­
gen Vernichtung (MAD) glauben, wie ein 
Blitzschlag gekommen sein. Ironischer­
weise haben viele Analytiker und Verlech­
ter der Rüstungskontro lle im Westen seit 
Jahren den Standpunkt vertreten, die Zivi ­
le Verteidigung würde das strategische 
Gleichgewicht stören . Jetzt scheinen sie 
nach dem Motto zu reden, daß die Zivi le 
Verteidigung gegen moderne Waffen nutz­
los sei. Man muß sich hier allerdings fra­
gen, warum die Zivile Verteidigung, die 

früher so wirksam gewesen wäre, jetzt auf 
einmal so unwirksam geworden sein soll. 

Die Zivile Verteidigung undl oder Zivi le 
Notstandsplanung hat im Aufbau der 
NATO seit 1951 ihren Platz gehabt. Ange­
sichts der Tatsache, daß diese ganze An­
gelegenheit immer auf Sparl lamme ge­
kocht wurde, muß man sich fragen, wie 
ernst zivi le und mili tärische Stellen der 
NATO zivi le Vorbereitungen nehmen. 
Trotz der Tatsache. daß die zivile Verteidi­
gung oft als ein Bestandteil der militäri­
schen Verteidigung dargestellt wird , ist zu 
bezweifeln, ob sich die militärischen Pla­
ner der Verteidigung über die Folgen eines 
Krieges für die Zivilbevölkerung al lzu gro­
ße Gedanken machen. Wenn die Ab­
schreckung versagen sol lte, dann hätte 
sicherlich die Ziv ilbevölkerung zu leiden. 
Wenn man die Dinge zu Ende denkt, dann 
wird die militärische Fähigkeit, zu kämpfen 
und zu überleben, davon abhängen, was 
auf dem Zivilsektor geschieht. 

Konsequenzen 
des Wettrüstens 

Das Verhältnis zwischen dem Warschauer 
Pakt und der NATO auf dem Gebiet der 

Nuklearwaffen ist ein ständig wechselndes 
Phänomen. Und die Interpretation dieses 
Verhältnisses wird zu den Wurzeln des 
Problems der Organisation der Zivi lvertei­
digung führen. Bis in die sechziger Jahre 
erlreuten sich die Vereinigten Staaten ei­
ner strateg ischen Überlegenheit über die 
Sowjetunion . Die Doktrin der "massiven 
Vergeltung " bildete die Grundlage der Ab­
schreckung vor allen vorstellbaren sowje­
tischen Bedrohungen'. Noch Jahre nach­
dem die Sowjets die ersten strategischen 
Nuklearwaffen besaßen, hatten die Verei­
nigten Staaten eine solche Überlegenheit, 
daß sie einen sowjetischen Erstschlag ver­
kraften konnten und über die Fähigkeit 
verlügten, einen garantierten Zweitschlag 
zu führen, der mit "Sicherheit"' zur Zer­
störung der Sowjetunion führen würde. 

Die wachsenden Arsenale der Sowjets an 
strategischen Waffen gewährleisteten, daß 
sie ebenfalls die Fähigkeit besaßen, und 
damit wurde die "garantierte Zerstörung " 
gegenseitig. Als Folge zweifelte Me Na­
mara, der amerikanische Verteidigungsmi­
nister der sechziger Jahre, an der Wirk­
samkeit der Zivilen Verteidigung und an­
derer Systeme zur Schadensbegrenzung. 
Man verließ sich vollkommen auf die of­
fensive strategische Abschreckung als 
Grundlage für die Verteidigung des We­
stens, da ja keine Seite unlragbare Schä­
den vermeiden könne. 

In der Zwischenzeit fanden in Europa pa­
rallele Entwicklungen statt. Im Zuge eines 
Ubereinkommens des Nordatlantikrates 
im Jahre 1956 begannen die Vereinigten 
Staaten die NATO mit taktischen Nuklear­
waffen auszurüsten. Schon 1960 besaßen 
die Sowjets Mittelstreckenraketen (MRI 
IRBM) mit nuklearen Gefechtsköpfen, die 
die Stützpunkte der Strategischen Luft­
kommandos um die Sowjetunion errei­
chen konnten. Diese Raketen konnten 
auch europäische Städte zerstören. 

In den siebziger Jahren verlügte die NATO 
nach Schätzungen über einige Tausend 
nukleare Gefechtsfeldwaffen oder takti­
sche Nuklearwaffen in Europa, die für eine 
Vielfalt von Einsätzen geeignet waren'. Die 
Stärke der Sowjetunion wurde auf rund 
600 Mittelstreckenraketen und etwa 1000 
taktische Nuklearwaffen in Osteuropa ge­
schätzt. In den achtziger Jahren werden 
der Backfire-Bomber und die beweglichen 
Startanlagen für SS-20 mit Mehrlachge­
fechtsköpfen in immer größerer Zahl dislo­
ziert sein . Dann werden mindestens 4000 
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Gefechtsköpfe fur eine Vielfalt von Aufga­
ben, einschließlich von Angriffen auf zivile 
Ballungszentren in Westeuropa, zur Verfu­
gung stehen. 

Dieses sowjetische Streben nach einer 
Überlegenheit an Nuklearstreitkraffen in 
und fur Europa (Theater Nuciear Forces -
TNF) - entsprechend der Überlegenheit 
an strategischen Waffen - ist deutlich zu 
erkennen. Die NATO muß dieser Bedro­
hung sicherlich entgegentreten, aber sie 
muß vor allem eine wesentlich positivere 
Einstellung zu ihren Absichten bezüglich 
der Zivilbevölkerung gewinnen. Trotz der 
Politik des "Zu-Hause-Bleibens" (Stay­
put) können nicht alle Zivilisten in bedroh­
lichen Gebieten verbleiben, noch können 
sie alle aus den Ballungszentren evakuiert 
werden. Die Alternativen sind daher un­
vorstellbare Verluste oder realistische Zi­
vilverteidigungsprogramme. 

Zivilverteidigung 
gerät ins Straucheln 

Von der Gründung der NATO bis in die 
sechziger Jahre wurde die Zivile Verteidi­
gung von den Regierungen als eine not­
wendige Komponente der Verteidigungs­
strategie anerkannt. Nach amerikanischer 
Auffassung war die Zivile Verteidigung auf 
leden Fall eines der Systeme zur Eindäm­
mung des Schadens, das von der Regie­
rung Kennedy befurwortet wurde. Eine 
Woge emotioneller Kritik begrüßte jedoch 
die Veroffentlichung von Herman Kahns 
Buch uber den thermonuklearen Krieg' . 
Kahn wagte darin die Behauptung, daß ein 
Nuklearkrieg durchaus Im Bereich des 
Möglichen liege und ein solcher bei einer 
richtig organisierten Zivilen Verteidigung 
nicht die Ausrottung der Menschheit be­
deute. Aber wiederum aus eher psycholo­
gischen als logischen Gründen reagierte 
die amerikanische Öffentlichkeit heffig ge­
gen die von Kahn vorgeschlagenen Stu­
dien über strahlensichere Bunker, die von 
der Regierung Kennedy akzeptiert 
wurden6. 

Nach Aussagen von Donald C Brennan 
waren Jedoch die frühen Zivilverteidi­
gungsstudien der bekannten RAND Cor­
poration, auf die sich Kahn bel seiner Ar­
beit weitgehend bezog, "auf hypotheti­
schen sowjetischen Angriffen bis zu einer 
Gesamtexplosionsstarke von 80000 Me­
gatonnen aufgebaut ... Diese Zahl ist um 
ein Mehrfaches größer als das, was die 
derzeitigen strategischen Streltkraffe Ins­
gesamt zum Einsatz bringen könnten" ' . 

Das Ergebnis war, daß die Zivile Verteidi­
gung entweder außer acht gelassen oder 
als nicht bedeutsam abgetan wurde. Der 
schwerste Schlag kam jedoch mit der Ein­
fuhrung des Konzeptes der sicheren ge­
genseitigen Vernichtung (MAD) . Die blin-
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de Übernahme dieses Konzeptes bedeu­
tete einen vernichtenden Schlag für die 
Zivile Verteidigung. Ein land nach dem 
anderen, allen voran die Vereinigten Staa­
ten, Großbritannien und Kanada, schränk­
te seine Zivilverteidigungsprogramme bis 
zur Unkenntlichkeit ein . 

Trotz des katastrophalen Charakters eines 
Nuklearkrieges wird die Zivilisation nicht 
vernichtet werden, und den überlebenden 
Menschen muß geholfen werden. Ein an­
gesehener Analytiker für strategische Fra­
gen in den USA hat darauf hingewiesen, 
daß" ... die Strategie der Abschreckung 
immer die Möglichkeit in Rechnung stellen 
muß, daß die Abschreckung versagt"·. In 
einer Welt, in der standig Veränderungen 
auf dem strategischen Felde auffreten, ist 
das eine absolut vernünftige Feststellung. 
Es ist sicherlich an der Zeit, daß die Regie­
rungen sich ernsthaft mit dem Problem der 
Verringerung der Verwundbarkeit ihrer Zi­
vilbevölkerung befassen - oder wie ein 
anderer bekannter Experte es formulierte, 
von dem MAD-Konzept abrücken und sich 
dem sowjetischen SANE-Programm (sur­
vival and national existence - Überleben 
und nationale Existenz) annähern'. 

Durchführbarkeit eines 
Zivilverteidigungsprogramms 

Zivile Verteidigung besteht im wesentli­
chen in einem Programm, durch das mit 
Hilfe einer Kombination von Maßnahmen 
die Wirksamkeit eines Angriffs gemildert 
werden kann '0 Manche Leute, die darüber 
schreiben, ziehen den Begriff der passi­
ven Verteidigung vor, die durch Maßnah­
men zur Verteidigung der Bevölkerung, 
Tarnung und Auseinanderziehen erreicht 
wird - also genau die Maßnahmen, wie sie 
zum Schutze der strategischen und takti­
schen EInsatzstreitkraffe getroffen 
werden. 

Die Ziele, um die herum ein Zivilverteidi­
gungsprogramm formuliert wird, sind: Er­
haltung der weiteren Funktionsfähigkeit 
der Regierung In wesentlichen Punkten; 
Schutz der Bevolkerung, vernunftlge Ver­
teilung und Verwendung ubrig gebliebener 
Ressourcen. Ein wesentliches und funda­
mentales PrinZIp der ZIvilen Verteidigung 
ist die doppelte Verwendung bestehender 
Einrichtungen und Organisationen. Viele 
der notwendigen Einrichtungen existieren 
bereits. So sind beispielsweise die bauli­
chen Einrichtungen für den Strahlenschutz 
in vielen der bestehenden Gebäude be­
reits vorhanden". Man sollte dabei nicht 
vergessen, daß Kosten-leistungs-Ana­
lysen generell erkennen lassen, daß bei 
Strahlenschutzräumen die Zahl der geret­
teten Menschenleben pro ausgegebenem 
Dollar am größten ist, biS zu dem Punkt, an 
dem jeder über einen Strahlenschutzraum 

verfügt12• Mit anderen Worten, die Zivile 
Verteidigung beginnt sich mit dem ersten 
ausgegebenen Dollar bezahlt zu machen, 
während einige Hundert Millionen Dollar 
ausgegeben werden müssen, ehe eine 
aktive Verteidigung wirksam wird. 

Die Kosten für ein wirksames Schutzpro­
gramm im Rahmen der Zivilen Verteidi­
gung wären zu bewaltigen und kamen in 
keinem Falle den Kosten der militarischen 
Aufwendungen der einzelnen länder oder 
der NATO nahe. Im Gegensatz zu militäri­
schen Systemen, die veralten, können die 
meisten Einrichtungen und das meiste 
Gerät für die Zivile Verteidigung, wie 
Schutzräume und Warngeräte, viele Jahre 
lang benutzt werden. 

Ein Zivilverteidigungsprogramm wird le­
doch niemals wirksam werden, wenn es 
dem nie endenden Prozeß der immer neu­
en Rechtfertigung seiner Ziele und Zwek­
ke oder dem standigen Auf und Ab unter­
worfen Wird, wie es in so vielen nationalen 
Programmen deutlich wird. Es muß ge­
plant und ,m wesentlichen vorhanden sein, 
ehe es zu einem Angriff in irgendeiner 
Form kommt. Wenn es voll wirksam sein 
soll, dann muß es nicht nur die Probleme 
unmittelbar vor und während eines An­
griffs bewaltigen, sondern auch die langfri­
stigen Probleme des Überlebens und des 
Wiederaufbaus nach einem Angriff. Der 
relativ gute Stand der Vorbereitungen für 
die Zivilverteidigung in der Sowjetunion, in 
Schweden und in der Schweiz wurde nicht 
über Nacht erreicht. Er ist das Ergebnis 
jahrelanger konsequenter Investitionen in 
ein breites Spektrum von Zivilverteidi­
gungsmaßnahmen. 

NATO·Behörden 
für den Kriegsfall 

Es ist allgemein bekannt, daß das Bevorra­
tungsprogramm der NATO kein vollkom­
mener Erfolg war. Wenn die Militarexper­
ten damit rechnen, einen Krieg zu führen, 
der nicht sehr kurz ISt, dann wird ihre 
Fähigkeit. einen solchen Krieg zu führen, 
davon abhangen, was der zivile Sektor zu 
ihrer Unterstutzung aufbringen kann. In 
der Vergangenheit lagen die Voraussagen 
über die Kriegsdauer bekanntlich stark da­
neben. Um die Ordnung und die Koordi­
nierung bezüglich einer Vielfalt von Res­
sourcen aufrechtzuerhalten, würde die 
NATO zivile Kriegsbehörden einrichten, 
um Schiffahrt, luftfahrt, Erdöl, Nahrungs­
mittel, Verkehrswesen und den Transport 
und die Versorgung von Flüchtlingen zu 
kontrollieren. Diese Behörden würden 
versuchen, den Erfordernissen des militä­
rischen und des zivilen Sektors in ausge­
wogener und gerechter Weise nachzu­
kommen. Diese Vorkehrungen entspre­
chen den Plänen, die auf nationaler Ebene 
vorhanden sein sollten. 



Das Personal für diese Behörden kommt 
aus den Mitgliedsländern und ist normaler­
weise schon vorher bestimmt. Aber die 
bestehenden Mobilisierungs- und Perso­
nalbesetzungspläne sind fragwürd ig und 
die vorgesehenen Standorte für diese Be­
hörden sind häufig ungeeignet. Wer ist für 
diesen traurigen Zustand verantwortlich? 
Eine stärkere und aktivere Beteiligung an 
Übungen und eine stärkere Vertretung der 
höheren NATO-Behörden würde die Lük­
ken jenen deutlich machen, die am besten 
in der Lage sind, sie zu schließen. Bisher 
sind alle Mahnungen an die Beteiligten 
erfolglos geblieben. 

Weitere Überlegungen 

Auf der strategischen Ebene ist es fragl ich, 
ob di~ anderen Verbündeten der Vereinig­
ten Staaten ernsthafte Überlegungen hin­
sichtlich ihrer strategischen Position ge­
genüber der Sowjetunion anstellen. Vom 
Standpunkt der Zivilen Verteidigung sollten 
diese Verbündeten zwei Situationen nicht 
außer acht lassen. Erstens ist es vorstell­
bar, daß ein nuklearer Austausch nur zwi­
schen den bei den Supermächten stattfin ­
det. Länder an den Flanken, wie etwa Kana­
da, könnten zwar von den direkten Auswir­
kungen verschont bleiben , könnten aber 
von radioaktivem Niederschlag auf ihrem 
Territorium betroffen werden, was viele zi­
vile und weniger militärische Probleme 
schaffen würde. Zweitens würden Vorbe­
reitungen dieser Verbündeten für die Zivile 
Verteidigung die wicht igen strategischen 
Faktoren und Entscheidungen sicherlich 
nicht ändern. Aufgrund ihrer Bündnisver­
pflichtungen könnten diese Länder jedoch 
in einen Krieg verwickelt werden, in dem 
schließlich Nuklearwaffen zum Einsatz 
kommen könnten. Daher darf ein ange­
messener Stand der Vorbereitung nicht, 
wie dies bisher der Fall war, durch das 
Hirngespinst verhindert werden , daß das, 
was auf diesem Gebiet getan wird, die 
Abschreckung aus den Angeln heben 
könnte 13, 

Eine weitere Überlegung betrifft die Vertei­
digungsstrategie der NATO, die heute auch 
die Möglichkeit einer konventionellen Ant­
wort auf einen Vorstoß der Sowjets in 
Westeuropa vorsieht. Wenn also ein kon­
ventioneller Krieg eine ganze Zeit andau­
ern könnte, dann würde das bedeuten, daß 
Städte und Dörter in europäischen Ländern 
mit nichtnuklearen Waffen angegriffen 
würden 14

. 

Es wäre höchst töricht zu glauben, ein 
konventioneller Krieg würde weniger Zer­
störung bringen und wäre daher wün­
schenswerter als ein Nuklearkrieg; oder 
daß strategische Trägerwaffen nicht gegen 
die Zivilbevölkerung eingesetzt würden . 
Ohne Frage sind heute die Trägersysteme, 
die Waffen, die Treffsicherheit und die Zer-

störungskraft so stark verbessert, daß sie 
unvorstellbaren Schaden, unvorstellbare 
Zerstörungen und unvorstellbares Leiden 
anrichten können. Es ist ferner eine Tatsa­
che, daß moderne konventionelle Kriege 
weit mehr Verluste unter der Zivilbevölke­
rung angerichtet haben als unter den Sol­
daten. Wenn man erst einmal zu diesen 
Erkenntnissen gekommen ist, dann ist es 
schwer, die Geringfügigkeit der Vorberei­
tungen für die Zivile Verteidigung in den 
meisten NATO-Ländern zu rechtfertigen. 

Was tun die Sowjets? 

Die jüngsten Enthüllungen über das sowje­
tische Zivilverteidigungsprogramm sind 
nichts Neues. Die Sowjets sind sich dar­
über im klaren, daß ein Nuklearkrieg eine 
Katastrophe ohnegleichen wäre. Sie sind 
jedoch nicht nur der Überzeugung, daß der 
Sieg jener Seite zufallen werde, die alles 
für ihre Verteidigungsposition getan hai ", 
sondern daß Vorbereitungen für die Zivile 
Verteidigung die Auswirkungen eines Nu­
klearkrieges vermindern würden. Der Chef 
der Zivilen Verteidigung in der Sowjet union 
hat den Rang eines Stellvertretenden Ver­
teidigungsministers, was erkennen läßt, 
daß das Programm in der sowjetischen 
Verteidigungspyramide einen hohen Platz 
einnimmt. 

Partei und Regierung in der UdSSR haben 
der Zivilen Verteidigung ohne Frage "au­
ßerordentliche und entscheidend wichtige 
Aufgaben " übertragen, einschließlich des 
Schutzes der Bevölkerung, der Vorberei­
tung für die Gewährleistung des Funktio­
nierens der Volkswirtschaft und der" Orga­
nisation und Ausbildung, damit wesentli­
che Rettungs- und Schadensbehebungs­
aufgaben durchgeführt werden können" '6. 
Der sowjetischen Bevölkerung wird einge­
impft, daß zwar "die erörterten Zerstö­
rungsmittel als Massenvernichtungswaffen 
bezeichnet werden, daß sie jedoch keine 
Massen der Bevölkerung vernichten wer­
den, sondern nur jene, die das Studium, die 
Beherrschung und die Anwendung dieser 
Mittel vernachlässigen" "-

Mit Hilfe der Pläne für eine Evakuierung 
und Unterbringung der Bevölkerung in 
Schutzräumen, so heißt es, sollen die Ver­
luste aus den direkten Auswirkungen eines 
nuklearen Schlagaustausches auf weniger 
als zehn Prozent der Bevölkerung gesenkt 
werden. Trotz des Zynismus, der in dieser 
Art von Effektivität zum Ausdruck kommt, 
wäre es klug, sich an eine Bemerkung von 
Pau l Nitze zu halten: 

"Es liegt auf der Hand, daß sie.. eine 
Einstellung zum Nuklearkrieg entwickelt 
haben, die von der für Amerika weitgehend 
unverständlichen Annahme ausgeht, daß 
es zu einem Nuklearkrieg kommen und daß 
die Sowjetunion ihn überleben könnte"'" 

Zusammenfassung 

In meinen bisherigen Ausführungen habe 
ich versucht, die nach meiner Auffassung 
relevanten Faktoren aufzuzeigen, die es 
zwingend notwendig machen, daß der Zivi­
len Verteidigung in der strategischen Posi­
tion der NATO ein höherer Stellenwert 
eingeräumt wird. Hinsichtlich der techni­
schen Möglichkeiten des Schutzes der Be­
völkerung bestehen keinerlei Ungewißhei­
ten. Von dieser Prämisse ausgehend müß­
te es möglich sein, ein Zivilverteidigungs­
programm zu entwickeln, das seinen 
Zweck erfüllt. Bis jetzt ist die Zivile Verteidi­
gung kein wesentlicher Faktor in der Ab­
schreckungs- oder Verteidigungskonzep­
tion des Westens gewesen. Die Zivile Ver­
teidigung und andere Programme zur 
Schadensminderung müssen stärker be­
rücksichtigt werden. 

Darüber hinaus wäre es gut, wenn man 
nicht nur an strikt technische Dinge denken 
würde, wenn man den Wert der Zivilen 
Verteidigung festzulegen versucht. Wenn 
sie vorhanden ist, dann könnte das im 
Augenblick der Krise bedeuten, daß, wie es 
Bernhard Brodie ausdrückt, "mutige und 
keine feigen politischen Entscheidungen 
getroffen werden". Und ohne Frage kann 
ein solcher Schutz aus humanitären Grün­
den gerechtfertigt werden, denn kein Land, 
das sich demokratisch nennt, hat das mora­
lische Recht, Maßnahmen abzu lehnen, die 
Mill ionen von Menschenleben retten könn­
ten, die sonst verloren wären. 

Und letztlich wird die Entscheidung, in ei­
nen Krieg zu ziehen oder auf eine interna­
tionale Einschüchterung oder Provokation 
zu antworten, davon abhängen, ob die Füh­
rer eines Landes die von ihnen vertolgten 
Ziele höher einschätzen als das unaus­
weichliche Risiko einer schmerzlichen Ant­
wort des Gegners. Wenn es jedoch um 
eine solche Entscheidung geht, dann wird 
das Wissen, daß Vorbereitungen zum 
Schutze der Bevölkerung getroffen worden 
sind - im Gegensatz zu dem jetzigen Zu­
stand, da die Menschen als schutzlose 
Opfer ausgeliefert sind - die Entschlossen­
heit der Führer stärken, der Herausforde­
rung an die Integration oder gar Existenz 
der NATO entgegenzutreten . 
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Die Zivilverteidigung in der Sowjetwlion 

Als Marschall Sokolowskl 1962 sein 
aufsehenerregendes Buch "MIlItärstra­
tegie" veröffentlichte, und die Zweitauf­
lage bereits einige Monate später folgte, 
konnte der Leser einen Interessanten 
Unterschied feststellen: Die Zweitaufla­
ge war neben einigen geringfügigen Än­
derungen um das Kapitel "Zivilverteidi­
gung" erweitert worden. Insgesamt ge­
sehen konnte diese Tatsache nicht 
überraschen. Die sowjetische Militär­
doktrin hat die Bedeutung der zivilen 
Verteidigung oder des sogenannten 
Hinterlandes nie In Frage gestellt. Sie 
wurde von Lenin bestimmt, der einst­
mals behauptet hat: "Um einen Krieg 
gründlich zu führen, bedarf es eines gut 
organisierten Hinterlandes. Die beste 
Armee, die der Sache der Revolution 
ergebensten Menschen werden auf der 
Stelle vom Feind vernichtet werden, 
wenn sie nicht genügend bewaffnet, mit 
Lebensmitteln versorgt und geschult 
sind." 

Stalin zählte die .Stabilität des Hinterlan­
des" sogar zu einem der" Fünf Faktoren" , 
die für das Erringen des Sieges im Kriege 
von entscheidender Bedeutung seien. 

Es sind vor allem zwei Grundsätze der 
sowjetischen Militärdoktrin, die der Zivil­
verteidigung Rang und Bedeutung zuge­
wiesen haben: 

• Ein Krieg in Europa könne sich sehr 
leicht und sehr schnell zu einem atomaren 
Weltkrieg ausdehnen, und 

• ein solcher Krieg könne nur unter Förde­
rung und Einsatz aller fünf Teilstreitkräffe 
gewonnen werden . 

Daß die sowjetische Führung die Zivilver­
teidigung etwa wie eine sechste Teilstreit-
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kraft betrachtet, zeugt von der Bedeutung, 
die ihr heutzutage beigemessen wird. 

Die Geschichte 

Am 4. Oktober 1932 hatte der "Rat der 
Volkskommissare der UdSSR" die "Ver­
ordnung über die Luftverteidigung des Ter­
ritoriums der UdSSR" in Kraft gesetzt. Mit 
dieser Verordnung wurde die Basis für die 
Tätigkeit der sogenannten MPVO (Mestno­
je Protivo Vosdushnaja Oborona). einer Art 
"lokale Luffverteidigung " der Sowjetunion 
geschaHen. 

Die Bewährung brachte der Zweite Welt­
krieg . Hier handelte es sich praktisch um 
die Beseitigung der von der deutschen 
Luftwaffe verursachten Schäden, wie Lö­
schen von Bränden, Instandsetzen von Ei­
senbahnen, Brücken, FernmeIdeeinrich­
tungen und Industriebetrieben, Unschäd­
lichmachen von Bomben und Geschossen 
u. a. m. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hörte man 
jahrelang nichts über die Zivilverteidigung. 
Das mag folgende Gründe haben: 

• In den ersten Jahren nach dem Krieg 
hatte die sowjetische Führung al le Hände 
voll zu tun, die Kriegsschaden zu beseiti­
gen und Städte, Fabriken und Wohnhäuser 
zu bauen. 

• Man konnte es der Bevölkerung, die den 
Krieg unter fürchterlichen Schwierigkeiten 
durchgestanden hatte, einfach nicht zumu­
ten, schon wieder an einen neuen Krieg 
mit sicherlich noch viel größeren Proble­
men zu denken; dazu bedurfte es längerer 
psychologischer Vorbereitungen. So hat 
Stalin es jahrelang verhindert, die Bevölke-

rung über die möglichen Konsequenzen 
eines atomaren Krieges zu informieren. 

• Die Sowjets haben zwar ihre atomaren 
Waffen relativ schnell nach dem Krieg kon­
struiert, aber erst etwa ab 1960 konnten 
diese Waffen auf breiter Basis an die T rup­
pe verteilt werden . Erst seitdem sprechen 
die Sowjets von der sogenannten" Revolu­
tion im Militärwesen". 

• Der damalige Parteichef Chruschtschow 
und die führenden Militärs waren der An­
sicht, daß ein neuer Weltkrieg bereits in der 
Anfangsphase mit todlichen Zerstörungen 
im Inneren der Länder belder Seiten begin­
nen würde, und daß es kaum eine Überle­
benschance geben würde . Dem damaligen 
Verteidigungsminister Marschall Mali­
nowskij wird nachgesagt, behauptet zu ha­
ben, Schutzbunker seien nicht mehr als 
"vorfabrizierte Särge" . 

Nachdem allerdings die Sowjetunion etwa 
1960 nicht nur strategische, sondern auch 
operativ-taktische Raketen in ausreichen­
der Menge in die Truppe eingeführt hatte, 
wurde die sowjetische Führung auch auf 
dem Gebiet der Zivilverteidigung aktiv: 

• Im Juli 1961 wurde die MPVO (lokale 
Luffverteidigung) in die GO (Grashdanska­
ja Oborona = Zivilverteidigung) umgewan­
delt und dem Verteidigungsministerium 
unterstellt. Die Bedeutung dieser Umorga­
nisation kann auch aus der personellen 
Besetzung der Spitzenposition ermessen 
werden: Erster Chef wurde der verdienst­
volle Marschall und Eroberer von Berlin, 
Tschuijkow. vorher Oberbefehlshaber der 
sowjetischen Landstreitkräffe und Stellver­
tretender Verteidigungsminister. 

• Mit der Erweiterung von Marschall Soko­
lowskis Buch "Militärstrategie" um das Ka-



pitel "Zivilverteidigung" 1963 wurde doku­
mentiert, daß diese als Teil der Gesamt­
Militärstrategie angesehen wurde. 

• Am 16. März gab Marschall Tschuijkow 
der Zeitung "Moskowskaja Prawda" ein 
Interview. Darin brachte er u. a. zum Aus­
druck: "Wenn wir die möglichen Folgen 
einer Atomraketenkatastrophe nüchtern 
bewerten und sie in keiner Weise verklei­
nern, sind wir Kommunisten fest davon 
überzeugt, daß die Menschheit und Zivili­
sation der Welt nicht verschwinden wer­
den, und daß der uns aufgezwungene Ver­
nichtungskrieg zum endgültigen Zusam­
menbruch des Kapitalismus als sozial-öko­
nomische Formation und zum Sieg des 
neuen, fortschrittlichen sozialistischen Sy­
stems führen wird." Welch ein Unterschied 
zur Auffassung Chruschtschows! 

• Beim XXIII. Parteitag 1966 forderte Ge­
neralsekretär Breshnew, daß die Zivilver­
teidigung "vervollkommnet" werden müs­
se. Der Parteitag selbst beschloß, daß die­
se" Vervollkommnung" ein "ständiges An­
liegen von Partei und Gesellschaftsord­
nung" sein müsse. Damit wurde der Zivil­
verteidigung eine erheblich größere Be­
deutung beigemessen. 

• 1971 wurde Generaloberst Altunin, ein 
jüngerer, dynamischer Offizier, mit der Lei­
tung der Zivilverteidigung beauftragt, An­
fang 1972 wurde er auch Stellvertretender 
Verteidigungsminister, kurze Zeit später 
wurde er zum Armeegeneral befördert. 

• Schon 1967 wurde in Moskau eine Mili­
tärakademie der Zivilverteidigung eröffnet, 
die in Drei-Jahre-Lehrgängen Offiziere für 
die mechanisierten Verbände der Zivilver­
teidigung ausbildet. 

• In seinem 1975 herausgegebenen Buch 
"Die Streitkräfte des Sowjetstaates " 
schrieb Marschall Gretschko, Verteidi­
gungsminister und Mitglied des Politbüros, 
daß die "Zivilverteidigung heute eine An­
gelegenheit von strategischer Bedeutung" 
sei. Nach seiner Ansicht erfordere die mo­
derne Kriegführung die Bildung eines 
"sorgfältig durchdachten Systems, das die 
Stabilität der gesamten nationalen Wirt­
schaft und den zuverlässigen Schutz der 
Bevölkerung des Landes gewährleistet". 

Die Organisation der sowjeti· 
schen Zivilverteidigung 

Chef ist, wie bereits erwähnt, Armeegene­
ral Altunin. Er gehört mit der von ihm gelei­
teten Hauptverwaltung Zivilverteidigung 
zum Verteidigungsministerium. 

Unter ihm gibt es allein mindestens 70 
Generale, die als Leiter der Zivilverteidi­
gung in den verschiedenen Republiken 
und darunter tätig sind. 

Die Anzahl der Soldaten, die in den über 
das ganze Territorium der UdSSR dislo­
zierten mechanisierten Bataillonen dienen, 
wird auf 70 000 bis 100 000 geschätzt. Die 
Offiziere dieser Verbände werden an der 
Moskauer Militärakademie für Zivilverteidi­
gung ausgebildet. Über die weitere Organi­
sation schweigen sich sowjetische Veröf­
fentlichungen beharrlich aus. Es ist aber 
offensichtlich, daß diese Spezialverbände 
auf das ganze Land verstreut disloziert, 
weitgehend motorisiert oder mechanisiert 
sind, und Großstädte und Ballungsgebiete 
meiden. Sokolowski schreibt darüber: 

"Da bei thermonuklearen Schlägen des 
Gegners mit ungeheuer großen Zerstörun­
gen und Verlusten zu rechnen ist, muß eine 
große Anzahl von Spezialverbänden der 
zivilen Verteidigung für die Beseitigung der 
Folgen eines feindlichen Angriffs auf das 
Hinterland aufgestellt werden. Hierbei kann 
es sich um Abteilungen des Rettungs- und 
Instandsetzungsdienstes sowie um Kraft­
fahrzeugkolonnen handeln. Diese Abtei­
lungen müssen so ausgerüstet sein, daß 
sie in der Lage sind, mit eigenen Fahrzeu­
gen größere Entfernungen zurückzulegen. 
Damit die Truppen der zivilen Verteidigung 
imstande sind, ihre Aufgaben zu erfüllen, 
müssen sie in entsprechender Entfernung 
von großen Städten und Industrieanlagen 
stationiert werden." 

Die sowjetische zivile Verteidigung ist straff 
zentral organisiert. Unterhalb der ministe­
riellen Hauptverwaltung Zivile Verteidigung 
sieht es wie folgt aus: 

• Jede Sowjetrepublik verfügt über einen 
Zivilverteidigungsstab, der jeweils von ei­
nem aktiven General der Streitkräfte ge­
führt wird. 

• Jedem Befehlshaber eines Militärbezirks 
ist eine Stabsabteilung unterstellt, die für 
die Zivilverteidigung zuständig ist. 

• Auf allen darunter liegenden Ebenen der 
staatlichen Verwaltung bestehen Dienst­
stellen der Zivilverteidigung, die eng mit 
den reg ionalen Organen von Partei und 
Staat zusammenarbeiten. Sie sind fast aus­
schließlich Reserveoffiziere. 

• Daneben gibt es einen funktionellen Be­
fehlsweg, der von verschiedenen Ministe­
rien herunter zu volkswirtschaftlichen Ob­
jekten wie Fabriken, Sowchosen, Kolcho­
sen u. a. m. führt. So sind die Direktoren 
der Fabriken bzw. Vorsitzenden der Sow­
chosen und Kolchosen gleichzeitig für die 
Zivilverteidigung verantwortlich. 

• Für die vielfältigen Aufgaben zum Schut­
ze der Städte und Betriebe gibt es mehrere 
Zivilschutzdienste, deren wichtigste sind: 

- Brandschutzdienst, 
- Technischer Dienst, 
- Chemischer Dienst I (Entgiften von Per-

sonen und Bekleidung), 

- Chemischer Dienst II (Entgiften von Ge-
bieten und Gebäuden), 

- Ordnungs- und Sicherheitsdienst, 
- Nachrichten-, Warn- und Alarmdienst, 
- Medizinischer Dienst, 
- Veterinärdiensl, 
- SChutzraumdiensl, 
- Verdunkelungsdienst. 

Auf den untersten Ebenen der örtlichen 
Zivilverteidigung gibt es Selbstschutzgrup­
pen mit ähnlichen Aufgaben wie bei den 
Zivilschutzdiensten. Hier sei noch einmal 
Sokolowski zitiert: 

"Das Prinzip der zivilen Verteidigung be­
ruht in der UdSSR auf dem Prinzip einer 
straffen, zentralisierten Verwaltung. Sie be­
steht unter der Führung des Aliunionssta­
bes der zivilen Verteidigung. Außerdem 
gibt es auf Republik-, Gebiets- und Stadt­
ebene Stäbe, die sich aus Vertretern ver­
schiedener Behörden zusammensetzen. 
Ihnen sind Spezialdienste unterstellt, und 
zwar solche für ärztliche Hilfe, Ernährung, 
Verkehr, Warnsystem, Nachrichtenwesen 
u. a. Die Stäbe organisieren eigene Füh­
rungsstellen. Diese Organisation entbindet 
jedoch die Ministerien, Behörden, Dienst­
stellen und Organisationen nicht von ihrer 
Verantwortung für die planmäßige Arbeits­
leistung in den Betrieben und Dienststellen 
sowie für die Befriedigung der Bedürfnisse 
der Bevölkerung und für ihre allseitige Be­
treuung im Falle eines Krieges." 

Aufgaben der Zivilverteidigung 

Sokolowski hat die Aufgaben der zivilen 
Verteidigung wie folgt formuliert: 

"Die zivile Verteidigung hat vor allem die 
für eine normale Tätigkeit aller Führungs­
steIlen des Landes im Kriege und für eine 
hohe Leistungsfähigkeit der Volkswirt­
schaft erforderlichen Voraussetzungen zu 
schaffen. Das geschieht durch weitgehen­
den Schutz der Bevölkerung vor Massen­
vernichtungsmitteln, durch umfassende 
und vielseitige Hilfeleistungen für die Ge­
schädigten und durch rasche Beseitigung 
der Folgen nuklearer Angriffe des Geg­
ners. " 

Nach sowjetischer Auffassung sind diese 
Aufgaben eng miteinander verflochten, 
und die Erfüllung einer jeden von ihnen 
erleichtert die Lösung der anderen sehr 
wesentlich. Die Durchführungsmethoden 
sind verschieden: 

• Ein Teil der Maßnahmen wird auf Be­
schluß der Regierung für das ganze Land 
durchgeführt, wie zum Beispiel die gege­
benenfalls notwendige Evakuierung der 
Bevölkerung, die Aufrechterhaltung des 
Verkehrs, des Fernmeldewesens sowie 
der staatlichen Verwaltung, die Aufstellung 
von Spezialtruppen der Zivilverteidigung 
usw. 
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• Ein anderer Teil erfolgt, wie bereits er­
wähnt, ebenfalls auf Landesebene auf An­
ordnung der Fachministerien und Verwal­
tungen. 

• Schließlich wird eine dritte Art von Maß­
nahmen dezentralisiert innerhalb der Städ­
te, Betriebe, Sowchosen/Kolchosen und 
Dienststellen getroffen. 

Daß die Aufrechterhaltung der wirtschattli­
chen Leistungsfähigkeit für die SOWIet­
union von lebenswichtiger Bedeutung ist, 
daran hat die sowjetische Führung nie ei­
nen Zweifel gelassen. 

Hier liegt mit Sicherheit der Schwerpunkt 
aller Bemühungen. Nach sowjetischer An­
sicht könne man hier bereits in Friedens­
zeiten durch Dezentralisierung der Betrie­
be, durch den Bau von Ausweichbetrieben 
und durch beschleunigten Ausbau von 
Atomschutzbunkern vieles tun. Sokolow­
ski empfahl bereits 1963: 

• Wichtige Kriegsbetriebe können unter die 
Erde verlegt werden, in rechtzeitig dafür 
vorbereiteten Anlagen. Natürlich ist die 
Wirtschaft keines Landes, auch nicht des 
mächtigsten Staates, in der Lage, den we­
sentlichen Teil der Industrieobjekte unter 
der Erde unterzubringen, daher werden 
solche Schutzräume nur für die wiChtigsten 
Objekte verwendet. Für die übrigen wer­
den lediglich stabile unterirdische Füh­
rungsstellen geschaffen. " 

Zur Dezentralisierung der Industriebetrie­
be sagte der damalige Verteidigungsmini­
ster Marschall Gretschko 1971: 

.Durch die Verlegung der Produktionskräf­
te in den Osten, das heißt näher an die 
Rohstoff- und Energiequellen, und ihre ge­
streute Ansiedlung in den Wirtschaftsre­
gionen wird die Verteidigungskraft der 
Sowjetunion erheblich gestärkt und unsere 
Industrie weniger verwundbar." 

Man kann mit Sicherheit davon ausgehen, 
daß die Sowjetregierung alles getan hat 
und tun wird, um ihre Wirtschaft, insbeson­
dere ihre Kriegswirtschaft, auch bei einem 
atomaren Konflikt möglichst leistungsfähig 
zu halten. 

Für den Schutz der Bevölkerung gibt es 
zwei Lösungen: 

• Weitgehende Evakuierung der Bevölke­
rung und 

• Bau von modernen Schutzbunkern in 
genügendem Ausmaß. 

Selbstverständlich ist die Evakuierung der 
Bevölkerung keine befriedigende Lösung, 
das wissen auch die Sowjets. Sie ist also 
nur als Zwischenlösung anzusehen, da sie 
den Vorteil hat, keine allzu hohen Kosten 
zu verursachen. Aber auch eine vorgese­
hene Evakuierung bedarf sorgfältiger Pla­
nungen und Vorbereitungen, wie 

• der Organisation des Abtransportes, 
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• der Aufnahme in den Auflockerungs­
räumen, 
• der behelfsmäßigen Unterbringung und 
Verpflegung der Evakuierten. 

Aber das kann in Friedenszeiten bis ins 
einzelne vorbereitet werden. Die evaku­
ierte Bevölkerung kann mit herangezogen 
werden, Schutzgräben, Erdlöcher und 
Schutzstollen zu bauen. Hier kann die be­
sondere Fähigkeit der sowjetischen Bevöl­
kerung zum Improvisieren besondere 
Früchte tragen. 

Als einziger ausreichender Schutz in ei­
nem atomaren Krieg gilt natürlich nur eine 
genügende Anzahl moderner Schutz­
bunker. 

Kein Mensch im Westen weiß, in welchem 
Ausmaß die Sowjets tatsächlich solche 
Bunker gebaut haben. Hier ergeben sich 
zwei, auch für die Sowjetunion riesenhafte 
Probleme: Einmal das der hohen Kosten 
und zum anderen das der angespannten, 
völlig ausgelasteten Baukapazität. Jeder 
Rubel, der für die Zivilverteidigung ausge­
geben wird, geht der Volkswirtschaft verlo­
ren, denn alle diese Dinge sind reine Vor­
sorgernaßnahmen, die in Friedenszeiten 
nichts einbringen. 

Es kann jedoch mit ziemlicher Sicherheit 
angenommen werden, daß die Sowjets in 
jedem Jahr eine gewisse Summe der Zivil­
verteidigung zur Verfügung stellen. 

Wenn westliche Experten diese Summe 
jährlich zwischen zwei und sechs Milliar­
den veranschlagen, ist das für dieses Rie­
senland mit über 260 Millionen Einwohnern 
gar nicht so viel. Und die seit Jahren überla­
stete sowjetische Bauindustrie, die sich 
von einem zum anderen Fünfjahresplan 
plagen muß, um die ehrgeizigen Pläne der 
Regierung erfüllen zu können, kann nur ein 
geringes Maß ihrer Kapazität den Bauten 
der Zivilverteidigung widmen. 

Sicherlich wird man, und das schon seit 
Jahren, alle öffentlichen Neubauten wie 
Schulen und Universitäten, Verwaltungs­
und Parteibauten mit modernen, atomsi­
cheren Unterkellerungen versehen. Glei­
ches gilt in noch stärkerem Maße für neu­
zuerrichtende Fabriken und Betriebe, vor 
allem für solche kriegswichtiger Art. 

Am leichtesten dürfte dieses Problem in 
den mit einer U-Bahn versehenen Städten 
wie Moskau, Leningrad, Kiew, Charkow, 
Sewastopol, Baku und Tiflis sein. So soll 
zum Beispiel die Moskauer Metro einige U­
Bahn-Schächte haben, die verkehrsmäßig 
gar nicht so wichtig seien, aber den Zwek­
ken der Zivilverteidigung dienen können. 
Insgesamt soll die Moskauer Metro etwa 
eine Million Menschen aufnehmen können. 
Auch Stalin hat mit seinem Generalstab 
während des Zweiten Weltkrieges eine 
Zeitlang dort gelebt. Alle diese U-Bahnen 
verfügen in ihren Bereichen über schwere, 
drucksichere Türen, so daß einzelne Teile 

oder Bereiche je nach Bedarf abgeriegelt 
werden können. 

Die Planer der sowjetischen Zivilverteidi­
gung sind gehalten, die Schutzbunker auch 
als Mehrzweckbauten zu errichten. Sie sol­
len in Friedenszeiten als Garagen, Lager­
häuser, Ausbildungsstätten usw. verwen­
det werden können. Selbstverständlich 
werden darin auch Spezialbekleidung, 
Schutzmasken und Atemgeräte, ebenso 
wie Lebensmittel, Wasser und dergleichen 
aufbewahrt. 

Es sollte noch erwahnt werden, daß auch 
das Aufrechterhalten der öffentlichen Ord­
nung im atomaren Konfliktfalle Probleme 
aufwerfen könnte. Auch hier helfen Spe­
zialdienste der zivilen Verteidigung. Dar­
über hinaus sind Staatssicherheits- und 
Polizeiorgane stark und erfahren im Um­
gang und Niederhalten oppositioneller 
Kräfte. Hier sind in der Tat kaum Schwierig­
keiten für Partei und Staat zu erwarten. 

Die Ausbildung und Unter­
weisung der Bevölkerung 

Es ist natürlich nicht leicht, auch bei sowje­
tischen Verhältnissen nicht, eine 260-Mil­
Iionen-Bevölkerung in den vielfältigen Auf­
gaben der Zivilverteid igung auszubilden. 
Man sollte daher eher von einer Unterwei­
sung als von einer Ausbildung sprechen. 
Trotzdem soll im Folgenden für beide Be­
griffe der Ausdruck Ausbildung gebraucht 
werden. 

Erstmalig 1955/56 wurde mit einer Aufklä­
rung der Bevölkerung auf breiter Basis 
begonnen ; sie vermittelte in tO Stunden 
Unterricht Grundkenntnisse über den 
Schutz gegen Atomangriffe. Der zweite 
Kursus wurde 1956/58 durchgeführt, ande­
re folgten. Mit Wirkung vom 1. Dezem­
ber 1972 wurde ein jährliChes "Minimal­
programm " von 20 Stunden befohlen, das 
unter der Bezeichnung "Hinwenden zur 
Praxis" steht. Das Ausbildungsjahr der Zi­
vilverteidigung beginnt, wie bei den Teil­
streitkräften, am 1. Dezember. 

Die Ausbildung sieht so aus: 

• In den Monaten Dezember/Januar wird 
die theoretische Ausbildung nach dem 20-
Stunden-Minimalprogramm durchgeführt. 
Gleichzeitig wird in dieser Zeit mit der 
Spezialausbildung der Formationen be­
gonnen. 

• In den Monaten Februar bis Mai stehen 
auf dem Programm: 
- Taktische Spezialausbildung der Forma­

tionen, 
- Prüfungen zur Erfüllung der Leistungs­

normen, 
- Kommando-Stabsübungen in den Be­

trieben , 
- Betriebsübungen der Zivilverteidigung. 

• Die Monate Juni bis August werden für 



ZV-Veranstaltungen von ZV-Stäben und 
ZV-Lehrgänge in Pionierlagern benutzt. 

• Der Monat September dient zur Festi­
gung der erworbenen Kenntnisse. 

• Im Oktober beginnt bereits die Vorberei­
tung für das nächste Jahr, wie 

- Beurtei lung der Gesamtergebnisse des 
Vorjahres, 

- Durchführung von Lehrvorführungen, 
- Auswahl und Ausbildung der Ausbilder, 
- Aufstellung der Ausbildungspläne, 
- Vervollkommnung der Ausbildungs-

basen . 

Bei der Ausbildung dürfen vorgeschriebe­
ne Zeiten weder gekürzt noch weggelas­
sen werden. 

Die gesamte arbeitende Bevölkerung wird 
in vier Gruppen eingeteilt: 

• Zur ersten Gruppe zäh len das Führungs­
personal, die Dienstleiter und ingenieur­
technischen Mitarbeiter. 

• Zur zweiten Gruppe das Führungsperso­
nal der Gliederungen . 

• Die dritte Gruppe bilden die Arbeiter, 
Angestellten und Kolchos- bzw. Sowchos­
Angehörigen. 

• Zur vierten Gruppe gehören al le übrigen. 

Die nichtarbeitende Bevölkerung , wie 
Hausfrauen, Rentner und ähnliche, wird 
aufgefordert, das speziell für sie herausge­
gebene Merkblatt " Das muß jeder wissen " 
zu studieren. 

Eine besondere Bedeutung wird der Bewe­
gung "Bereit zur Arbeit und zur Vertei­
digung" beigemessen (russisCh: GTO 
= gotow k trudu i oborone) . Dieser wurden 
am 1. März 1972 neue Bedingungen aufer­
legt: Diese Bewegung soll die Grundlage 
für das System der Körperertüchtigung 
bilden. 

Die altersmäßigen Grenzen wurden ausge­
dehnt und umfassen jetzt die Menschen 
vom 10. bis zum 60. Lebensjahr. Das Sy­
stem besteht aus fünf Stufen : 

• Zur ersten gehören " Mutige und Ge­
wandte " , bestimmt für Kinder von 1 0 bis 13 
Jahren. 

• Die zweite Stufe wird " Sportnach­
wuchs " genannt und umfaßt Jungen und 
Mädchen von 14 und 15 Jahren. 

• Den 16- bis 18jährigen Burschen und 
Mädchen steht die Erfüllung der Norm für 
die dritte Stufe, genannt "Kraft und Mut ", 
bevor. Sie ist bei den Bursche~ eine Vorbe­
reitung für den Dienst in den Streitkräften. 

• "Körperliche Vollkommenheit ", so heißt 
die vierte, die schwierigste Stufe. Sie erfaßt 
Männer vom 19. bis 39. und Frauen vom 
19. bis 34. Lebensjahr. 

• Die fünfte und letzte Stufe erfaßt alle 
Menschen des mittleren und bejahrten Al­
ters. Sie heißt " Rüstigkeit und Gesund-

heit ". In besonderen Richtl inien und Übun­
gen wird auf die Erhaltung der Gesundheit 
und Arbeitsfähigkeit hingearbeitet. 

Als eine neue Ausbildungsform wird vom 
General Altunin die "komplexe Betriebs­
übung unter Beteiligung der gesamten An­
wohnerschaft " empfohlen; waren solche 
Übungen 1975 noch als Lehrvorführungen 
gedacht, sollen sie nunmehr zur Regel 
werden. Als Weiterentwicklung sind Übun­
gen "ganzer Regionen und noch größerer 
Gebiete " geplant. 1975 wurde auch ein 
einheit liches System der Ausbilderschu­
lung geschaffen. 

Auch der Aus- und Weiterbildung der Be­
reitschaftsgruppen wird große Bedeutung 
beigemessen. Diese unterstehen den 
Chefs der Zivilverteidigung unmittelbar und 
können auch jederzeit zum Katastrophen­
einsatz befohlen werden . Sie haben sich 
bereits mehrfach bei Überschwemmun­
gen, Waldbränden und Erdbeben bewährt. 

Auch Studenten werden nicht vergessen . 
Sie nehmen als Soldaten oder in Unterfüh­
rer-Funktionen an Übungen tei l. Auch in 
ihre Diplomarbeiten werden Fragen der 
Zivi lverte idigung eingearbeitet. Um das In­
teresse der gesamten Bevölkerung zu he­
ben, werden an verschiedenen Sonntagen 
"Tage der Zivi lverteidigung " veranstaltet. 

Man sieht, daß die Sowjets in der Tat eifrig 
bemüht sind, der gesamten Bevölkerung 
deutlich zu machen, daß sie ihren Teil für 
die allgemeine Sicherheit beitragen muß. 

DOSAAF und 
Znaniye-Gesellschaft 

Hauptträger der gesamten Ausbi ldung für 
die Zivi lverteidigung ist die paramilitärische 
Organisation der DOSAAF (Dobrowolnoje 
Obschtschestwo Sodjestwija Armiy, Avia­
tiy i Floty). Zu deutsch : Freiwill ige Gesell­
schaft zur Unterstützung der Armee, Lult­
streitkrälte und Flotte. Sie ist dem Verteidi­
gungsministerium unterstellt. 

Die "Freiwilligkeit" ist dabei, wie in der 
Sowjetunion üblich, mehr theoretischer 
Natur. Wie bei al len anderen Massenorga­
nisationen ist der Beitritt für Berufstätige, 
Studenten und Schüler mehr oder minder 
obl igatorisch . Die genauen Mitg liederzah­
len werden nicht bekanntgegeben, dürften 
aber inzwischen auf etwa 60 Millionen ge­
stiegen sein, nachdem 1964 von 40, 1966 
von 50 Millionen gesprochen wurde . 

Sie gilt heute als größte paramilitärische 
Organisation der Welt. Vom sowjetischen 
Staat stark unterstützt, besteht ihre Haupt­
aufgabe darin, das Wehrdenken der Bevöl­
kerung zu fördern und die Ausbildung der 
Jugend mit Waffen, an Fahrzeugen , Funk­
und Radargeräten und auch in der Zivilver­
te idigung durchzuführen. 

Die "Znaniye " -Gesel lschalt (Gesellschalt 
für Erziehung und Wissenschaft) hat etwa 
drei Millionen Mitglieder, in der Mehrzahl 
Lehrer und Wissenschaftler. Sie leisten im 
Hinblick auf die Zivilverteidigung vor allem 
wissenschaltliche Arbeit und Erziehung 
der Bevölkerung. Als Unterrichtsmedien 
dienen vor al lem Vorträge, auch unter Aus­
nutzung von Radio und Fernsehen, außer· 
dem werden Zeitschriften und Bücher her­
ausgegeben, in denen auf die Wichtigkeit 
der Zivilverteidigung hingewiesen wird. Die 
Gesellschaft informiert die Bevölkerung 
über die verschiedenen Wirkungsmöglich­
keiten atomarer, chemischer und biologi­
scher Waffen. Hauptzweck dieser Vorträge 
ist die politische Aufklärung der gesamten 
Bevölkerung , um diese zu groBen und grö­
ßeren Anstrengungen auf dem Gebiete der 
Zivilverteidigung anzuregen. 

Mängel und 
Unzulänglichkeiten 

Natürlich gibt es auf dem Gebiet der Zivil ­
verteidigung auch Mängel und Unzuläng­
lichkeiten. 

So wundert es nicht, daß viele der überla­
steten Betriebsleiter diese zusätzliche Bür­
de als lästig betrachten. Die sowjetische 
Presse berichtet relativ freimütig über die­
se Mängel, deren wichtigste sind : 

• Das allgemeine Verständnis der gesam­
ten BeVÖlkerung müsse angehoben 
werden. 

• Ausbildungsniveau und Ausbildungs­
methodik bedürfen der Verbesserung . 

• Auch der Ausbildungsstand des Füh­
rungspersonals müsse verbessert werden. 

• Das taktische Können mancher Offiziere 
sei unzureichend. 

• Diese Feh ler werden festgestellt, aber 
nicht abgestellt. 

• Die ausgearbeiteten Pläne werden nicht 
immer verwirklicht. Die Durchführungsfri­
sten werden willkürlich verlängert, auch 
verkürzt ; beides sei zu verwerfen . 

• Übungen werden manchmal SChlecht 
vorbereitet und organisiert. Oft werden üb­
liche Arbeiten im Betrieb unter dem Vor­
wand einer Übung durchgeführt. 

• Oft begnüge sich die Bevölkerung mit 
dem Empfang von Merkblättern . 

• Oft werden nicht einmal die einfachsten 
Geräte beherrscht. 

• Zahlreichen Stäben feh le es an Füh­
rungseigenschalten . 

• Auch die Vorbereitungen für einen frie­
densmäßigen Katastropheneinsatz seien 
nicht immer und überall vorbildlich ; auch 
hier sei noch vie l zu tun . 
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Beurteilung und Folgerungen 

Daß die Sowlets die Zivitverteidigung als 
einen Faktor von strategischer Bedeutung 
ansehen, hat Marschall Sokolowski schon 
vor uber 15 Jahren betont, als er schrieb: 

"Die Gefahr der Anwendung von Massen­
vermchtungsmitteln im modernen Krieg, 
nicht nur gegen die Truppen auf den 
Schlachtfeldern, sondern auch gegen das 
tiele Hinterland, hat eine neue Art der 
strategischen Sicherstellung der Lebens­
funktionen des Staates hervorgebracht, 
die unter der Bezeichnung ,Zivi lverteidi­
gung ' bekannt ist. Daher wird der Vorbe­
reitung und Organisation der Zivilverteidi­
gung in letzter Zeit in allen Landern große 
Aufmerksamkeit geschenkt," 

Der Ausbau der Zivi lverteidigung ist ein 
Prolekt nicht für Jahre, sondern für Jahr­
zehnte. Vor allem die Frage, in welchem 
Ausmaß Bevölkerung und Rüstungsindu­
strie verbunkert werden konnen, dürfte 
kaum lemand befriedigend beantworten 
können. Jede Angabe eines Zahlenwertes 
kann nur eine sublektive Vermutung sein. 

Die sowfetische Presse ist zur Zurückhal­
tung verpflichtet. Aber eines dürfte klar 
sein : Ein solch gigantisches Unterfangen, 
wie es der Ausbau von Schutzbunkern für 
Bevolkerung und Kriegsindustrie darstell t, 
kann auch In der Sowjet union nur in 
der Form praktiziert werden , daß man Prio­
ritäten setzt. Sicherlich stehen Vorsorge­
einrichtungen für die Führungsorgane von 
Partei und Regierung ebenso im Vorder­
grund wie entsprechende Verbunkerun­
gen der entscheidenden Kriegsindustrie. 
Und wenn darüber hinaus für die Bevölke­
rung etwas getan werden kann, dann in 
erster linie für die Arbeiter ,n den Rü­
stungsbetrieben. 

Daß man in der Sowjetunion das steigen­
de Interesse, das der Westen den erhöh­
ten Anstrengungen der Sowjets auf dem 
Gebiet der Zivi lverteidigung entgegen­
bringt, sehr wohl zur Kenntnis genommen 
hat, geht aus der Presse hervor. Man 
versucht, dem entgegenzuwirken und 
stellt heraus: 

• Die sowjetische Zivilverteidigung ver­
folge ausschließlich humanitare Ziele Sie 
will vor allem die Bevölkerung schützen , 
die Wirtschaft stabil erhalten und Schäden 
nach einem Angriff reparieren können . 

• Sie habe auf keinen Fall das Ziel, das 
strategische Gleichgewicht der Groß­
mächte zu beeinflussen. 

• Gewisse westliche Kreise berichten 
sehr gern über die sowIetischen Anstren­
gungen in der Zivilverteidigung, weil sie 
hoffen, dann mehr Geld für eigene Rü­
stungsvorhaben zu erhalten, um so bes­
sere Geschäfte tätigen zu können . 

• Wenn 1972 in der SowIetunion ein gro-
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Ber Schritt vorwarts auf dem Gebiet der 
Zivilverteidigung getan wurde, dann des­
halb, weil es damals zahlreiche Naturkata­
strophen gegeben habe, bei denen die 
Organe der Zivilverteidigung eingesetzt 
wurden und sich hervorragend bewährt 
haben. 

Aber: Es erscheint nicht leicht, die sowleti­
sehen Burger für die Anstrengungen der 
Zivilverteidigung zu begeistern. Es ist 
auch jenseits des Eisernen Vorhanges 
schwer, mit dem Aufruf zur Erfullung "pa­
triotischer Pflichten" immer neue Opfer zu 
verlangen. 

STELLENAUSSCHREIBUNGEN 

An der Katastrophenschutzschule des Landes Schleswig-Holsteln In Schon­
böken ist die Stelle eines 

Lehrgruppenleiters 
kurzfristig zu besetzen . 

Sein Aufgabenbereich umfaßt vornehmlich das Vorbereiten und Durchfüh­
ren von Lehrgangen für Führer und Unterführer des Sanitats-, des Betreu­
ungs- und des Versorgungsdienstes sowie fur Helfer mit besonderen 
Funktionen in diesen Fachdiensten. 

Gesucht Wird eine Personlichkeit, die uber moglichst umfassende Kennt­
nisse und Erfahrungen im Katastrophenschutz verfugt und diese mit den 
Mitarbeitern ihrer Lehrgruppe den Lehrgangsteilnehmern zu vermitteln weiß. 

Der Bewerber sollte gute pädagogische und organisatorische Fahigkeiten 
sowie praktische Erfahrungen im Unterrichtswesen beSitzen. 

Die Eingruppierung erfolgt nach BAT IV a mit Bewahrungsaufslieg . Schon­
bÖken, Gemeinde RuhwInkel, ISt ein kleiner Ort In der Nahe Bornhoveds, ca 
15 km von Neumunster entfernt. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden erbeten bis 20. Mai 1980 
an 

Der Innenminister 
des Landes Schleswig-Holstein 

- Amt l ür Zivilverteidigung und Katastrophenschutz ­
Klopstockstraße 17 

2300 Kfet 

Beim Bundesverband lür den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körper­
schaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern), sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen : 

1. Lehrkraft an der BVS-Schule Körtlinghausen 
(Verg.-Gr. IVb BAT) ab 1. Juli 1980 

2. Sachbearbeiter/-In Im Relerat Ausbildung In der 
BV5-Bundeshauptstelle 
(Verg.-Gr. IVb BAT) ab sofort 

3. Fachbearbelter/-In bei der BVS-Olenststelle Gelsenkirchen 
(Verg.-Gr. Vb BAT) ab sofort 

4, Fachbearbelter/-In bei der BV5-0lenststelle Wuppertal 
(Verg. -Gr. Vb BAT) ab 1. Juli 1980 

5. Fachbearbelter/-In bei der BVS-Olenststelle Ansbach 
(Verg .-Gr. Vb BAT) ab sofort 

Die Bewerber sollten über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des 
Zivil-, Katastrophen- und Selbstschutzes verfügen. 

Bewerber mit abgeschlossener BVS-Fachausbildung werden bevorzugt. Wir 
bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öllentlichen Dienst 
üblichen Sozialleistungen. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Personalbogen, Lebenslauf, 
Ausbildungs- und Befahigungsnachweise) sind bis zum 16, Mal 1980 zu 
richten an den 

Bundesverband lür den Setbstschutz 
- BundeshauptsteIle -

Eupener Straße 74, 5000 Kötn 41 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. Bei ha. Beschäf­
tigten des BVS genugt formlose Bewerbung. 



NRW-Innenminister Dr. Hirsch : 

Die HeHer im erfüllen 
eine soziale lftI humanitäre Aufgabe von hohem Rang 
In Nordrhein-Westfalen stehen fast 220 000 Helfer zu r Gefahrenabweh r bereit­
Neuer Schullei ter der Landes-Katastrophenschutzschule in Wesel eingeführt 

Persönlichkeilen aus al len Bereicher des 
Zivi l- und Kalaslrophenschutzes in Nord­
rhein-Westfalen trafen sich am 14. März 
1980 in der Niederrheinhalle in Wesel zur 
Amtseinführung des neuen Leiters der Ka­
taslrophenschutzschule Nordrhein-West­
falen . Innenminisler Dr. Burkhard Hirsch 
hatte dazu eingeladen , um Dipl.-Ing . Erich 
Hinz als Nachfolger des langjährigen 
Schulleiters Baron die Leilung der Schule 
offiziell zu übertragen. 

Es war fast ein Famil ientreffen ; man kann­
te sieh, begrüßle sich herzlich und nutzle 
die Begegnung, um persönliche Kontakte 
zu vertiefen, Neues auszutauschen und 
Termine abzusprechen. Innenminister Dr. 
Hirsch ging in seiner grundsätzlichen Re­
de vor diesem fachkundigen Publikum de­
tailliert auf die gemeinsam erzielten Fort­
schritte im Katastrophenschutz ein. Er 
stellte heraus, daß der Katastrophen­
schutz in Nordrhein-Westfalen einen ho­
hen Stellenwert hat. Dr. Hirsch wörtlich: 

"Katastrophenschutz ist eine wichtige öf­
fentl iche Aufgabe. Es gil t, Menschenleben 
und Sachwerte zu retten . Wie wichtig sie 
ist, merken viele Menschen allerdings erst 
dann, wenn sie aus dem uns alle beherr­
schenden Gefühl herausgerissen werden , 
wir hätten die Naturkräfte unter Kontro lle 
und seien sicher. Wenn eine Katastrophe 
eingetreten ist, erkennen wir unseren Irr­
tum, rufen nach Hilfe und beschimpfen 
den, von dem wir behaupten, er hätte alles 
voraussehen müssen und können. Wenn 
wir allerdings erst dann beginnen, uns auf 
Notfälle einzurichten und unsere Organi­
sation zu erproben, dann ist es zu spät. 

Der Katastrophenschutz 
bewährt sich täglich 

Katastrophenschutz beginnt bei der Vor­
beugung. Niemand vermag exakt zu sa­
gen, wie viele Pannen vermieden worden 
sind , wie viele Pannen nicht zu größeren 
Unglücksfällen wurden und wie viele Un­
glücksfälle nicht zu Katastrophen ausufer­
ten, weil fre iwill ige Helfer rechtzeitig zur 
Stelle waren und Schlimmeres verhüteten. 
Insofern bewährt sich der Katastrophen­
schutz täglich, von der Öffentl ichkeit weit­
gehend unbeachtet, ja fast in der Anony­
mität. Dies ändert sich erst dann, wenn 
spektakuläre Ereignisse alle beruflichen 
und freiwill igen Helfer auf den Plan rufen. 

Dann berichten die Med ien ausführlich 
über den Hergang der Katastrophe sowie 
über die eingeleiteten Hil fsmaßnahmen. 

Und hinterher, wenn alles vorbei ist, gibt 
es immer viele, die nachträglich von vorn­
herein wußten, wie man es hätte besser 
machen können. 

,Panne' und ,Wirrwarr' sind dann Mode­
wörter. 

Im allgemeinen sind solche Äußerungen 
nicht sehr fundiert. Sie lassen außer acht, 
wie schwierig es ist, unmittelbar im Ge­
schehen Entscheidungen zu treffen, und 
sie lassen auch außer acht, daß jeder Ver­
antwortl iche für seine mitarbeitenden Hel­
fer eine Verantwortung trägt, nämlich die 
Verantwortung, ihn möglichst wieder un­
be schadet und unversehrt nach Hause zu 
bringen. 

Erfolge können sich sehen 
lassen 

In Nordrhein-Westfalen besitzt der Kata­
strophenschutz einen hohen Stellenwert. 
Die Erfolge, die in den vergangenen Jah­
ren in dem umfangreichen Aufgabenge­
biet des Katastrophenschutzes erzielt 
wurden , können sich sehen lassen : 

• die Einführung einer ,Checkliste ', um 
vor allem das sachgerechte und schnelle 

Anlaufen der Abwehrmaßnahmen sicher­
zustellen ; 

• die al lgemeine jährliChe Durchführung 
von Stabsrahmen- , Tei l- oder Vollübungen 
durch die Katastrophenschutzbehörden. 
Das Land stel lt hierfür jährlich 500000 DM 
bereit; 

• die Neugliederung der Stabsarbeit in 
den Katastrophenschutzleitungen und in 
den technischen Einsatzleitungen durch 
die verbindliche Einführung des soge­
nannten KSL-Modells: 

• die Erarbeitung des Katastrophen­
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen und 

• die Errichtung und der Ausbau von Leit­
stellen bei den Kreisen und kreisfreien 
Städten. Diese Leitstellen , die mit Landes­
mitteln in Höhe von rund 32,8 Mill ionen 
DM gefördert werden, erfüllen gleichzeitig 
Aufgaben aufgrund des neuen Katastro­
phenschutzgesetzes, des novellierten 
Feuerschutz- und Hilfe leistungsgesetzes 
sowie des ebenfallS neuen Rettungs­
dienstgesetzes ... 

Bedeutung des Katastrophen­
schutzes steigt 

Die Fortschritte , von denen ich spreche, 
waren al lerdings auch notwendig, denn in 
eben dem Maße, in dem neue Großtech-

Innen minister Dr. Hirsch konnte viele Persönlichkeiten aus allen Bereichen des Zivil- und Katastro­
phenschutzes a"läßlich der Amtseinführung des neuen leiters der Katastrophenschutz.chule 
Wesel begrüßen. 
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nologien auch neue Risiken mit sich brin­
gen, steigt auch die Bedeutung des Kata­
strophenschutzes. 

Diesen sich immer weiter ändernden und 
geänderten Verhältn issen müssen wir uns 
anpassen . Das Katastrophenschutzgesetz 
und die Ausführungsvorschriften legen 
dem Bürger keine neuen Verpflichtungen 
auf. Im Gegenteil, Zweck und Inhalt dieser 
Regelungen ist es vielmehr, zum Schutz 
der Menschen in unserem Land die Orga­
nisation dieser Aufgabengebiete und ihre 
Funktionstüchtigkeit zu verbessern und al­
len Einrichtungen, die an dieser öffentl i­
chen Aufgabe mitwirken, sichere Anhalts­
punkte und Regeln für ihre Arbeit zu 
geben. 

Die Zusammenarbeit ist gut 

Der Katastrophenschutz kann nur dann 
wirkungsvol l sein, wenn al le daran Betei­
ligten - Behörden, Verbände, Organisatio­
nen, vor al lem aber die Menschen - sach­
gerecht und vernünftig zusammenarbei­
ten. Diese Zusammenarbeit - und das 
kann man wirklich mit Genugtuung sagen 
- in Nordrhein-Westfalen ist gut und hat 
sich bewährt. Darüber freue ich mich , und 
darüber sollten wir uns alle gemeinsam 
freuen und können darauf auch stolz sein. 

Die Arbeit der für den Katastrophenschutz 
zustandigen Behörden wird von den mit­
wirkenden Organisationen partnerschaft­
lieh unterstützt. Ich nehme diese Gelegen­
heit gerne wahr, Ihnen, meine Herren, die 
Sie diese Organ isationen hier vertreten, 
und Ihren Mitarbeitern, vor allem den vie­
len tausend fre iwilligen Helfern, im Namen 
des Landes Nordrhein-Westfalen herzlich 
zu danken. 

Unter diesem Gesichtspunkt freue ich 
mich besonders, den hier anwesenden 
Lehrgangsteil nehmern stellvertretend 
auch für ihre Kameraden für ihren Beitrag 
zum Katastrophenschutz zu danken. Ihr 
Beitrag und der von nahezu 220000 frei­
will igen Helfern in unserem Land machen 
die Leistungskraft aus, mit der Katastro· 
phen wirksam abgewehrt oder in Grenzen 
gehalten werden können, und sie erfullen 
damit eine soziale und humanitäre Aufga­
be von hohem Rang. 

Vorwiegend junge Helfer 

Ich habe gerade die Zahl von 220000 fre i­
will igen Helfern im Katastrophenschutz al­
lein in Nordrhein-Westfalen genannt. 

Dabei handelt es sich meist um junge 
Menschen, und das möchte ich besonders 
hervorheben. Denn diese hohe Zahl wi­
derlegt das Vorurteil, daß junge Menschen 
nicht mehr bereit seien, sich für die Ge-
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mein schaft zu engagieren und einzuset­
zen. Ich glaube, daß junge Menschen im­
mer dann zum Engagement, zum Einsatz 
bereit sind, wenn sie dahinter einen Sinn 
erblicken können . Dieser Wille, sich für 
etwas einzusetzen, das man für gut hält, 
ist mit Anstrengungen verbunden. Ausbi l­
dung und Übungen in den Organisationen 
des Katastrophenschutzes finden naturge­
mäß in der Freizeit statt. Diese Freizeit 
kann dann nicht mehr für andere Dinge 
verwendet werden. Das Irifft nicht nur den 
Helfer, häufig auch seine Fam ilie. Mit eini­
ger Sorge registriere ich , daß trotz der 
rechtlich gesicherten FreisteIlungsver­
pfl ichtung der Arbeitgeber die Helfer in 
einigen Fällen tatsachlich Schwierigkeiten 
haben, wenn sie an Aus- und Fortbil ­
dungslehrgängen teilnehmen wollen. Die 
Behörden des Landes und die für den 
jeweil igen Standort zustandigen Katastro­
phenschutzbehörden versuchen, im Rah­
men ihrer Möglichkeiten zu helfen, um 
solche Schwierigkeiten auszuräumen. 

Voraussetzungen für eine 
gute Ausbildung 

Anlaß für unser Zusammentreffen heute 
ist die Amtseinführung des neuen Leiters 
der Katastrophenschutzschu le. Es liegt 
daher nahe, sich besonders mit der Aus­
bildung im Katastrophenschutz zu be­
schäft igen und dazu einiges zu sagen. Ich 
sehe zwei Grundvoraussetzungen für eine 
gute Ausbi ldung : Auf der einen Seite Aus­
bildungsmittel , die auf die praktischen Ein­
satznotwendigkeiten ausgerichtet sind 
und sich zugleich gut handhaben lassen. 

Auf der anderen Seite kommt es darauf an, 
Ausbildungsinhalte nach modernen pad­
agogischen Erkenntnissen zu gestalten 
und zu vermitteln. Sie mussen darauf 
Rücksicht nehmen, daß unsere Führer, die 
Unterführer und Helfer im Berufsleben 
stehen und im wesentlichen in ihrer Frei­
zeit mit den Ausbildungsinhalten des Kata­
strophenschutzes vertraut gemacht wer­
den müssen. 

Auch die Dienstvorschriften müssen klar 
und möglichst einfach, durchschaubar und 
vor allem praktikabel sein. Wir sind dabei, 
diese Vorschriften zu straffen . Sie sollen 
eindeutig sein, dürfen aber dort nicht ein­
engen, wo es im Einsatzfall auf rasche 
Entscheidungen ankommt, die nach der 
praktischen Erfahrung besser getroffen 
werden können, als nach allgemeinen Re­
gelungen, die nicht jede Lage sozusagen 
im vorhinein erfassen können. Wir wol len 
auch keine Theorie vermitteln, die für den 
praktischen Dienst in den Katastrophen­
schutzeinheiten ohne wirkl ichen Nutzen 
wäre. Sie würde das Ausbi ldungsvolumen 
unnötig ausweiten , das dann weder von 

den Einheiten noch von den Schulen be­
wältigt werden kann. 

In diesem Zusammenhang begrüße ich 
es, daß der Bund, der für die Dienstvor­
schriften und Ausbildungsunterlagen im 
wesentlichen die Verantwortung trägt, für 
die Ausbildung Rahmenpläne erarbeitet. 
Die Fachabteilung meines Hauses und 
auch diese Schule wirken an diesen Pla­
nungen mit. 

Unsere gemeinsamen Bemühungen müs­
sen darauf zielen, bei der Katastrophen­
sChutzaUSbildung nur notwendige und 
verständliche Lehrinhalte zu vermitteln. 
Führer, Unterführer und Helfer müssen 
leicht die Einsicht gewinnen können, den 
Ausbildungsstoff im Einsatz wirklich zu 
brauchen. Hierdurch wird eine zusätzl iche 
Motivation geschaffen, sich mit diesem 
Ausbildungsstoff dann auch wirkl ich zu 
befassen. 

Selbstvertrauen und 
Eigeninitiative 

Nur wenn sich die Ausbi ldung nach Inhalt, 
Art und Umfang am tatsächl ich Machbaren 
orientiert, können die Helfer ihre Aufgabe 
voll beherrschen. Sie sind dann ihrer Sa­
che sicher, die Einsatzleiter können durch 
Kenntnisse und Fähigkeiten überzeugen 
und so ihre Funktionen wirklich ausüben. 
Überzogene Funktions- oder Persönlich­
keitsautontät verliert dann ihre Bedeutung. 
Die Führungskräfte werden das notwendi­
ge Selbstvertrauen gewinnen, um durch­
dachte und klare Befehle sicher und be­
sonnen erteilen zu können . Sie werden 
dabei den ihnen anvertrauten und unter­
stellten Kräften die Eigeninitiative lassen, 
die notwendig ist, wenn die Helfer am 
Gelingen der Abwehrmaßnahmen nicht 
nur behelfsmäßig mitwirken , sondern mit­
denkend mitarbeiten sollen . 

Die KatastrophenschutzschUle Nordrhein­
Westfalen ist 1965 für die Ausbildung des 
ehemaligen Luftschutzhilfsd ienstes als 
Einrichtung des Landes ins Leben gerufen 
worden . Sie wird vom Land im Auftrag und 
auf Kosten des Bundes betrieben und 
dient jetzt vornehmlich der Vermittlung der 
sogenannten zusätzlichen Ausbildung 
nach dem Bundesgesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes, d. h. der 
für einen Verteidigungsfall notwendigen 
Ausbildung. 

Gemeinschaftsaufgaben 
von Bund und Land 

Durch das Katastrophenschutzgesetz des 
Bundes sind der friedensmaßige Kata­
strophenschutz und der Luftschutzhil fs-



dienst verschmolzen worden. Der Bund 
und das Land erfüllen jetzt Gemein­
schaftsaufgaben, wobei die jeweiligen Lei­
stungsanteile wechselseitig dem anderen 
zugute kommen sollen. Daß der Bund 
nach Auffassung des Landes seinen Lei­
stungsanteil zur Erfüllung seiner Aufgaben 
und auch im Hinblick auf die Leistung des 
Landes vergrößern muß, will ich nicht un­
erwähnt lassen, aber hier auch nicht weiter 
ausführen. In dieser Richtung sind die er­
sten Schritte getan worden. 

Der Bund, der in einem Verteidigungsfall 
auch das in den Ländern für den friedens­
mäßigen Katastrophenschutz vorhandene 
Potential einsetzt, trägt Verantwortung und 
die Kosten für die Aus- und Fortbildung 
der Leitungs- und Führungskräfte und für 
die Spezialisten nach Maßgabe des Ge­
setzes über den erweiterten Katastro­
phenschutz. Diese Ausbildung, die zum 
größten Teil hier in Wesel erfolgt, dient 
natürlich auch dem friedensmäßigen Kata­
strophenschutz. 

Seit 1965 sind zu diesem Zweck hier rund 
38000 Lehrgangsteilnehmer aus- oder 
fortgebildet worden. Mehr als 700 Lei­
tungs- und Führungskräfte haben die 1974 
eingeführten sogenannten ,Stabslehrgän­
ge' besucht. Im Lehrgangsprogramm die­
ses Jahres bietet die Schule insgesamt 
158 Lehrgänge der verschiedensten Art 
an, und ich finde, daß das eine wirklich 
stolze Leistungsbilanz ist. Für das Jahr 
1981 ist vorgesehen, die Zahl der Lehr­
gänge für Stabsmitglieder erheblich zu er­
höhen. Zugleich werden Fortbildungsver­
anstaltungen vorbereitet, damit sich jeder 
mit den neuen rechttichen und vor allem 
technischen Gegebenheiten vertraut ma­
chen kann. 

Für 3 Millionen Mark renoviert 

In den vergangenen Jahren sind die äuße­
ren Ausbildungsvoraussetzungen der 
Schule wesentlich verbessert worden. Ich 
freue mich, daß die Bemühungen des Lan­
des um eine gründliche Renovierung und 
Neuausstattung der Schule Erfolg hatten. 

Der Bund hat uns über 3 Millionen Mark 
dafür zur Verfügung gestellt. Durch die 
Neugestaltung der Lehrsäle, in denen nun 
mit neuen technischen Unterrichts mitteln 
gearbeitet wird, und durch die Verbesse­
rung der Unterbringungs- und Versor­
gungsmöglichkeiten wurde ein starkerer 
Anreiz gegeben, hier an Lehrgängen teil­
zunehmen. Insgesamt gesehen ist - nach 
meiner Überzeugung - bei den Renovie­
rungsarbeiten das erreicht worden, was in 
diesen schon ja etwas älteren Gebäuden 
verwirklich t werden konnte ... 

Wir sind auch deswegen hier zusammen­
gekommen, und ich möchte die Gelegen-

Abteilungspräsident 
Haedge vom Bundesamt 
für Zivilschutz über­
brachte die Grüße des 
erkrankten Präsidenten 
Or. Kolb. 

THW-landesbeauftrag­
ter Dlpl.-Ing. Drogies 
zeichnete den neuen 
Schulleiter, Dipl.-Ing. 
Hinz. mit dem THW-Hel­
ferzeichen In Gold aus. 

Dlpl.-Ing . Hinz, Frau 
Hinz, Ministerialdirigent 
Knop, Oberkreisdirektor 
0,. Griese, Bürgermei­
ster Schneider (von 
rechts). 

Innenminister Cr. Hirsch 
und der verantwortliche 
AbteIlungsletter für den 
KatastrophenSChutz In 
Nordrhein-Westl.len, MI­
nisterialdirigent Knop: 
Sie können auf Fort­
schritte Im umfangrei­
chen Aufgabenbereich 
des Katastrophenschut­
zes verweisen. 
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heit nutzen, um allen Beschaftigten dieser 
Schule fur die in den letzten Jahren er­
brachten Leistungen zu danken. 

Ich weiß, daß vor allem in der Zeit, in der 
der Lehrgangs- und Unterbringungsbe­
trieb nach Haldern und Millingen verlagert 
werden mußte, viele Mehrarbeit geleistet 
und mancher Nachteil in Kauf genommen 
werden mußte. Ebenso weiß ich, daß es 
wegen der noch bestehenden Unausge­
wogenheiten innerhalb des Steilenrah­
mens der Schule Unzufriedenheiten bei 
manchen Betroffenen gibt. Ich hoffe, daß 
das bei der beabsichtigten Anhebung des 
Leistungsniveaus der Schule ausgegli­
chen werden kann. Die vom Bundesamt 
für Zivilschutz betriebenen curricularen 
Planungen zur Neuordnung der Ausbil­
dung im Gesamtbereich der zivilen Vertei­
digung bilden hierfür einen guten Ansatz. 

Einführung des 
neuen Schulleiters 

Sie, Herr Hinz, treten die Nachfolge des 
langjahngen Schulleiters, Herrn Baron, an, 
der trotz seiner langen, schweren Erkran­
kung bemüht war, seinen dienstlichen 
Aufgaben nachzukommen und sein erfolg­
reiches Wirken zugunsten der Schule fort­
zusetzen. Ich glaube, daß wir mit Ihnen, 
Herr Hinz, eine wirklich gute Wahl getrof­
fen haben. Sie haben Jura und Naturwis­
senschaften studiert, eine ja seltene Kom­
bination. Sie waren fünf Jahre lang In ver­
antwortlicher Stelle beim Landesbeauf­
tragten Nordrhein-Westfalen der Bundes­
anstalt Technisches Hilfswerk in Düssel­
dorf erfolgreich tätig. Auch Verwaltungs­
aufgaben in der besonderen ,quasitechni­
schen' Ausprägung des Katastrophen­
schutzes gehörten zu ihrem bisherigen 
Arbeitsfeld. Für Ihre pädagogische Aufga­
be bringen Sie Fähigkeiten, Kenntnisse 
und Erfahrungen in der Menschenführung 
mit. 

Das ist eine ganz wesentliche Vorausset­
zung, um diese verantwortungSVOlle Posi­
tion hier ausfüllen zu können. Sie besitzen 
das Einfühlungsvermögen und die beson­
nene Umgänglichkeit, die diese Arbeit hier 
erfordert. Das Land Nordrhein-Westfalen 
stellt an seine Katastrophenschutzschule 
hohe Anforderungen . Sie ist das Zentrum 
der Aus- und Fortbildung des Katastro­
phenschutzes in unserem Land . Die hier 
gewonnenen Erfahrungen müssen zu 
richtungsweisenden Impulsen für die tägli­
che Praxis umgesetzt werden, und ich ha­
be in Sie, Herr Hinz, das Vertrauen, daß 
Sie den Anforderungen als Leiter dieser 
Schule nicht nur gerecht werden, sondern 
sie mit Erfolg weiter entwickeln werden. 

Ich mochte Ihnen fur Ihre Arbeit Viel Erfolg 
und ein herzliches Glückauf wünschen ." 
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Engagement des 
Bundes 

Abteilungspräsident Haedge vom Bundes­
amt für Zivilschutz überbrachte die Grüße 
des erkrankten Präsidenten Dr. Kolb. Er 
führte u. a. aus, daß die Effizienz einer 
Katastrophenschutzschule und die Ouali­
tät der Ausbildung entscheidenden Einfluß 
auf die Einsatzfähigkeit des Katastrophen­
schutzes habe. Das Land Nordrhein­
Westfalen, das wie die übrigen Lander im 
Bereich des erweiterten Katastrophen­
schutzes als Sachverwalter des Bundes 
tätig sei, verfüge mit der Schule in Wesel 
über eine Einrichtung, die augenfällig de­
monstriere, wie viel dem Bund die Ausbil­
dung des Katastrophenschutzes wert sei. 
Innerhalb eines Jahres beliefen sich die 
Aufwendungen des Bundes für die Schule 
auf 3,7 Mill ionen Mark. Die Katastrophen­
schutzschule sei aber nicht nur für den 
erweiterten Katastrophenschutz von Be­
deutung, sie komme vielmehr dem Land 
auch im Rahmen des friedensmäßigen Ka­
tastrophenschutzes zugute. 

Ein Recht auf 
richtige Führung 

Im Anschluß daran sprach der neue Schul­
leiter, Hinz, zu den Gästen. Er erklärte 
u. a., daß er die Schule - bei aller notwen­
digen Ordnung - als Statte humanitären 
Geistes, fern von ledern Formalismus und 
Dirigismus sehe. An einem Fal lbeispiel 
zeigte Hinz auf, wo er einen Schwerpunkt 
seiner zukünftigen Arbeit sieht. Er erlau­
terte in diesem Beispiel die Möglichkeit 
der Besetzung eines Stabes des Haupt­
verwaltungsbeamten (HVB), legte Vor­
und Nachteile dar und stellte die Bedeu­
tung dieses Führungsmittels heraus. Da­
bei gab er zu bedenken, daß auch nach 
einem Besuch entsprechender Lehrgange 
an der Katastrophenschutzschule von ei­
nem fundierten Führungswissen und einer 
Kenntnis des Einsatzwertes der Einheiten 
im Katastrophenschutz noch nicht gespro­
chen werden könne. Die praktische Erpro­
bung müsse immer wieder in Stabsrah­
menübungen erfolgen, und man solle sich 
hüten, so Hinz, zu glauben, daß die Bil­
dung von Krisenstaben allein schon geeig­
net sei, drohende oder bereits eingetrete­
ne Katastrophen abzuwenden oder zu be­
reinigen. Ein Stab sei nur eine Organisa­
lionshilfe zur Durchführung sachgerechter 
Entscheidungen. 

Gut ausgebildete Fachhelfer und Füh­
rungskräfte in den Einheiten könnten nur 
dann optimal wirken, wenn sie richtig ge­
führt würden, erklarte Hinz. Diese fre iwill ig 
und ehrenamtlich taligen Helfer hätten ein 
Recht auf richtige Führung , sie dürften auf 
keinen Fall das Gefühl haben, auf sich 

allein gestellt, ohne sinnvolle Führung hel­
fen zu müssen. Dies berge die Gefahr der 
Vernachlässigung ihres freiwilligen Enga­
gements. Hinz schloß seine Rede mit dem 
Satz: "Lassen Sie uns bitte gemeinsam 
der Pflicht des Staates, die Bürger vor 
Gefahr zu schützen, verantwortungSVOll 
nachkommen. " 

Grüße und Glückwünsche 

Der Vorsitzende des Personalrates der 
Katastrophenschutzschule Wesei, Schul­
te, brachte in einer kurzen Ansprache den 
Wunsch auf vertrauensvolle Zusammenar­
beit mit dem neuen Schulleiter zum Aus­
druck. 

Dipl.-Ing . Drogies, Landesbeauftragter 
des Technischen Hilfswerks in NRW, über­
brachte die Glückwünsche des Landes­
verbandes und überreichte Hinz, der lange 
Jahre im THW-Landesverband NRW an 
verantwortlicher Stelle tätig war, das THW­
Helferzeichen in Gold . 

Oberkreisdirektor Dr. Griese und Bürger­
meister Schneider übermittelten Grüße 
des Kreises und der Stadt. 

Im Anschluß an die Veranstaltung war Ge­
legenheit gegeben, die Katastrophen­
schutzschule zu besichtigen. 

Dipl.-Ing . Erich Hinz, geb. am 6. Mai 1938 
in Königsberg, studierte an der TH Aachen 
Maschinenbau und an den Universitäten 
Bonn, Berl in und Köln Rechts- und Staats­
wissenschaften . Nach seiner 1. juristi­
schen Staatsprüfung wurde er Mitarbeiter 
bei der Stadtwerke Duisburg AG. Danach 
war Hinz 2Y2 Jahre im ju ristischen Vorbe­
reitungsdienst, u. a. beim Patentamt in 
München als Patentingenieur, tätig . Ab 
November 1974 übernahm Hinz die Auf­
gabe des Hauptsachgebietsleiters" Einsatz " 
beim THW-Landesverband Nordrhein­
Westfalen. Seit dem 1. Oktober 1979 leitet 
er die Katastrophenschutzschule NRW in 
Wesel. 



700000 Kambodschaner flohen aus ihrer Heimat 

AlICh diesseits der Grenze eril1i1el1 
der Geschü'zdo. ..... 1iler täglich an den Krieg 
DRK errichtete Gesundheitszentrum - Schwere Arbeit unter gtühender Sonne 

Erich St. Funck, Mitarbeiter des Bundes­
verbandes für den Setbstschutz, war für 
einige Monate im Auftrag des Deutschen 
Roten Kreuzes ats Projektleiter in Thailand 
und half mit beim Aufbau eines Gesund­
heitszentrums an der kambodschanischen 
Grenze. Funck, der bereits einige Jahre in 
Südostasien gelebt hat, schildert das Elend 
und die Not der Flüchtl inge aus Kambod­
scha eindringlich in Wort und Bild . Hiersein 
erster Bericht über den Bau des Gesund­
heitszentrums in Aranyaprathet : 

Vor einigen Jahren noch war Aranyaprathet 
eine kleine, verschlafene thailändische 
Provinzstadt an der kambodschanischen 
Grenze. Ein alter Schlagbaum trennte sie 
vom Nachbarland, die Zollabfertigung wur­
de hüben und drüben lässig und großzügig 
gehandhabt. Eine eingleisige Eisenbahn 
führte dahin, man lebte von ein bißchen 
Handel, Selbstangebautem, in - wie es 
Europäern scheinen mag - asiatischer Ru­
he. Für bildungshungrige Touristen war 
Aranyaprathet die Grenzstadt, von der aus 
man zu den großartigen Tempelanlagen 
der Khmer nach Angkor-Wat weiterre isen 
konnte. Die Anlagen sind übrigens auch 
heute noch nach dem langen, zermürben­
den Krieg erhalten . Doch schon damals 
trog das Bild der Friedlichkeit: Es gab im­
mer wieder Scharmützel und bewaffnete 
Überfälle im Grenzgebiet. 

Geschützdonner und 
Granateinschläge 

Das Bild hat sich in der letzten Zeit durch 
die Kriegseinwirkungen erheblich gewan­
delt. Immer wieder hört man Geschützdon­
ner, sieht Gewehrfeuer, zeitweise schla­
gen Granaten in die Häuser ein. Keiner 
weiß, wer da schießt, ob die Truppen Pol 
Poths oder die Vietnamesen. Die Stadt wird 
vom Militär beherrscht ; die Bevölkerung 
wuchs innerhalb von Monaten von rund 
5000 auf 14000 an . Die Stärke der Stadt­
polizei mußte wegen Plünderungen und 
einer stark anwachsenden Verbrechensra­
te verdoppelt werden, die Preise für Grund­
nahrungsmittel und Art ikel des täglichen 
Bedarfs stiegen angesichts der hohen 
Flüchtlingszahlen ins schier Unermeßliche. 
Der Tagesverdienst eines Arbeiters bei 
zehn Stunden Arbeitszeit beträgt um die 
vier Mark. Das re icht gerade für das Haupt­
nahrungsmittel Reis. 

Hohen Besuch bekam 
das DRK-Team während 
des Aufbaus des Ge­
sundheltszentrums in 
Aranyapralhet: Prinzes­
sin Maha Chakrl Sirind­
horn, Vlz.präsidentin 
des thalliindlschen Ro­
ten Kreuzes, ließ sich 
."hand der Pläne die 
Funktionswelse des Ge­
lundhelt.zentrums .r· 
läutern. 

Der königliche Gast war 
von der Arbeit, die das 
DRK·Team leistete, tief 
beeindruckt und 
wünschte sich, daß 
noch mehrer. dieser 
Zentren In thailand er· 
richtet wOrden. 

Oer gesamte Komplex, 
der in Fertigbauweise 
errichtet wurde, besieht 
aus einem Behand­
lungshaua (links), In 
dem sich Operations­
aaal, RöntgenabteIlung, 
Labor, Ambulanzraum, 
Schwestern- und Kran­
kenzimmer befinden. 
Rechts Im Bild das Un­
terkunftsgebäude für 
das medizinische Per­
sonal. 
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700000 Flüchtlinge 

In Anbetracht der Lage - an der Grenze zu 
Kambodscha dürften sich inzwischen etwa 
700000 Flüchtlinge auf thailändischen Bo­
den gerettet haben - versprach das Deut­
sche Rote Kreuz an läßlich einer Botschaf­
terkonferenz in Bangkak, ein Gesundheits­
zentrum in Aranyaprathet zu bauen. Das 
Projekt wurde von der deutschen Wochen­
zeitung " Die Zeit" finanziell unterstütz!. 
Aus Eigenmitteln leistete das DRK für das 
Grenzgebiet weitere Hilfe in Form von Me­
dikamenten, Verband material, Gelände­
und Sanitätsfahrzeugen usw. 

Um eine optimale Koordination mit anderen 
Hilfsorganisationen zu erreichen, wurden 
Verbindungen zu der deutschen Botschaft, 
dem thailändischen Roten Kreuz, der Liga 
der Rot-Kreuz-Gesellschaften, dem Inter­
nationalen Komitee vom Roten Kreuz und 
dem UN-Hochkommissar für Flüchtl inge 
hergestellt. Diese Vorarbeiten gestaltelen 
sich nicht immer ganz leicht durch gegen­
sätzliche Auffassungen, Mentalitatsunter­
schiede und dergleichen, die nur durch 
Toleranz auf beiden Seiten überwunden 
werden konnten, wobei die Zusammenar­
beit zwischen dem DRK und dem thailändi­
schen Roten Kreuz als beispielhaft gewer­
tet werden kann. 

Auf dem Luftweg nach 
Thailand 

Das Gesundheitszentrum sollte mitten in 
der Stadt Aranyaprathet entstehen und ist 
für die ärztliche Versorgung von Flüchtlin­
gen in den naheliegenden Camps und der 
Bevölkerung der Stadt gedacht. Der ge­
samte Komplex, der in Fert igbauweise er­
stellt werden sollte und per Flugzeug aus 
der Bundesrepublik eingeflogen wurde, 
besteht aus einem Behandlungs- und ei­
nem Unterkunftsgebäude. Im Behand­
lungsgebäude stehen Operationssaal, 
Röntgenabteilung, Labor, Ambulanzraum, 
Schwestern- und Krankenzimmer zur Ver­
fügung . Sanitäre Anlagen und Notstromag­
gregat gehören selbstverständlich dazu. 
Das Unterkunftsgebaude ist für rund 16 
Personen des medizinischen Personals 
gedacht. Die Gebäude sind natünich dem 
tropischen Klima in Konstruktion und Iso­
lierung angepaßt. 

Übermenschliches geleistet 

Die Schwierigkeiten von der Planung bis 
zur Durchführung würden Seiten dieses 
Berichtes füllen, aber in Südostasien ge­
hen die Uhren eben anders als in Europa­
und umgekehrt. Das zeigte sich sehr deut­
lich bei der Entladung der Fracht. Sämtliche 
Kisten waren gleichmäßig auf dem Gelan­
de des Flughafens Bangkak in alle Him­
melsrichtungen verstreut, der Zoll brauchte 
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Nach der medizinischen Erstversorgung, die 
ohne dte aufopfernde Hilfsbereitschaft der Thai­
Schwestern In dteser Form kaum möglich gewe­
sen wäre, konnten auch diese Flüchtlinge wieder 
lächeln. 

MH lolchen abenteuerlichen Autobussen legen 
d" Thais Hunderte von Kilometern zurück. Ote 
zerbrochene Fensterscheibe (links) wird als an· 
genahme zusätzliche "Klimaanlage" bei fast 
40 Grad im Schatten empfunden. 

Der Flüchtlingsstrom - Innerhalb von Mon.len 
wuchs die Bevölkerung der Stadt Aranyaprathet 
auf das Dreifache an - trieb die LebensmIttelpreI­
se in die Höhe. Der Tagesverdienst eines Arbei­
ters reicht gerade für das Hauptnahrungsmtttel 
Reis. Unser Bild zeigt die Schlangen vor den 
Geachäften. 

einige Tage, um die Ladung abzufertigen­
das große Suchen konnte beginnen. Inzwi­
schen waren die DRK-Helfer angekommen 
und leisteten beim Beladen der zwölf Lkw 
fast Übermenschliches. Bei 40 Grad im 
Schatten und entsprechender Wärmerück­
strahlung von der Flughafen-Piste fiel ein 
Großteil der thailändischen Arbeiter und -
was noch viel schlimmer war - der einzige 
verfügbare Gabelstabler aus. 

Es blieb also nichts anderes übrig, als die 
rund 55 Tonnen Material und Versorgungs­
güter im altbewährten "Hau-Ruck-Verfah­
ren" auf die Fahrzeuge zu laden. Gegen 
Abend dieses Tages wurde ein Teil der 
kostbaren Fracht über eine Strecke von 
330 Kilometern nach Aranyaprathet ge­
bracht. Man kam mitten in der Nacht an, 
Nachtquartiere waren nicht vorhanden. Am 
nächsten Tag kam das restliche Material. 
Kulis wurden zum Abladen und Aufbau 
gemietet, doch die hatten - klein, zierlich 
und schlecht ernährt - nicht die Kraft, die 
schweren Lasten zu bewegen. Den Haupt­
anteil der Arbeiten verrichteten die DRK­
Helfer. 

Bevölkerung staunte 

In der Zwischenzeit wurde ein thailändi­
scher Bauunternehmer beauftragt, das 
Fundament für das Gesundheitszentrum 
zu bauen . Auch das stellte sich als sehr 
schwierig heraus, da er nicht in der Lage 
war, Bauzeichnungen zu lesen . Es mußte 
ein Ingenieur gefunden werden, der die 
Anleitungen in die thailändische Landes­
sprache übersetzen konnte. Weiter er­
schwert wurde das Unternehmen durch die 
große Hitze. Das DRK-Team arbeitete zu­
sammen mit zwei Herren der Fertighaus­
Herstellerfirma täglich etwa zehn Stunden 
in glühender Sonne. Die Bevölkerung 
stand zeitweise zu Hunderten um die Bau­
stelle herum und konnte es nicht fassen, 
daß Europäer Arbeiten verrichten, die in 
Thailand üblicherweise nur den Kulis über­
lassen werden. 

Zur gleichen Zeit setzte der Flüchtl ings­
strom in der näheren Umgebung von Ara­
nyaprathetein, wovon inder Stadt allerdings 
noch nicht viel zu spürenwar-dasschlimm­
ste Elend ereignete Sich vorlaufig noch 
direkt an der Grenze. 

Königlicher Besuch 

Während der Aufbauphase kam hoher Be­
such, und zwar eine Tochter des Königs­
hauses, Prinzessin Maha Chakri Sirind­
horn, die auch Vizepräsidentin des thailän­
disehen Roten Kreuzes ist. Sie zeigte sich 
von dem Projekt des DRK sehr beeindruckt 
und wünschte sich, daß das DRK noch 
mehrere dieser Gesundheitszentren in ih­
rer Heimat errichten solle. Für alle am Bau 
Beteiligten war der königliche Besuch na­
türlich ein großes Ereignis und auch eine 
angenehme Abwechslung. 

Inzwischen ist das Gesundheitszentrum 
seiner Bestimmung übergeben worden , 
die Freude des thailändischen Roten Kreu­
zes über die Möglichkeit, der Bevölkerung 
und den Flüchtlingen helfen zu können, 
war entsprechend groß; aber auch die Ge­
nugtuung der DRK-Helfer, unter solchen 
extremen Bedingungen diese Leistung 
vollbracht zu haben. 



Bundeskabinett beschloß .Störfall-Verordnung" für den Chemie-Bereich 

Velstärtde Maßnatmen zun Sctutz 
vor 
Der Bundesinnenminister plant eine .Zentrale Störfall-Meldestelle " 

Der Schutz der Bevölkerung vor Umwelt­
katastrophen soll weiter verbessert wer­
den: Das Bundeskabinett hat am 20. Fe­
bruar 1980 einen von Bundesinnenmini­
ster Baum vorgelegten Entwurf einer 
• Störfali-Verordnung " beschlossen. Die 
Verordnung sol l Umweltkatastrophen im 
Chemie-Bereich verhindern und wirksame 
Abwehrmaßnahmen bei Störfällen sicher­
stellen . 

Die bekannten Ereignisse von Flixborough, 
Seveso, Manfredonia oder Feyzin haben 
die Gefahren sehr deutlich werden lassen, 
die durch Störfälle in Anlagen der chemi­
schen Industrie hervorgerufen werden 
können. Die allgemeine industrielle Ent­
wicklung hat zur Errichtung und zum Be­
trieb von Anlagen geführt, die wegen ihrer 
Größe und der Menge der in ihnen vorkom­
menden gefährlichen Stoffe im Störfall 
ganz erhebliche Gefahren verursachen 
können . Berücksichtigt man dabei, daß die 
hier in Betracht kommenden Anlagen o~ in 
der Nähe dicht besiedelter Gebiete liegen, 
so wird die Notwendigkeit einer Regelung, 
die auf die Sicherheit von Anlagen abzielt, 
in denen bestimmte gefährliche Stoffe vor­
handen sein oder bei einer Betriebsstörung 
entstehen können, offensicht lich. 

Von einzelnen Bundesländern wurde nach 
dem Ereignis von Seveso eine Überprü­
fung der Sicherheit ausgewählter Anlagen 
durchgeführt. Die Maßstäbe bei der Über­
prüfung und die Stoffl isten unterscheiden 
sich von Land zu Land in einem nicht 
unerheblichen Maße. Aus diesem Grunde 
wuchs bei den Ländern und der betroffe­
nen Industrie der Wunsch nach einer bun­
deseinheitlichen Lösung. Ziel einer Rege­
lung muß es dabei sein, daß Störfälle ver­
mieden werden. Tritt trotz al ler Vorkehrun­
gen ein Störfall ein, muß alles Erforderl iche 
veranlaßt werden können, um Gefahren 
durch gefährliche Stoffe zu verhindern 
oder um Schadensfolgen zu begrenzen. 

In der Neunten Verordnung zur Durchfüh­
rung des Bundes-Immissionsschutzgeset­
zes (Grundsätze des Genehmigungsver­
fahrens) vom 18. Februar 1977 (BGB!. I 
S. 274) wurde durch den Bundesrat unter 
Berufung auf die Ereignisse von Seveso 
ein Passus in die Vorschrift über Art und 
Umfang der mit dem Genehmigungsantrag 
vorzulegenden Unterlagen eingefügt, wo-

nach diese auch Angaben über" mögliche 
Nebenreaktionen und -produkte bei Stö­
rungen im Verfahrensablauf " enthalten 
müssen . Die geste llte Problematik wurde 
hierdurch jedoch nur zum Teil gelöst. Die 
Anforderung gilt nur bei der Genehmigung 
von Anlagen ; bestehende Anlagen werden 
durch diese Regelung nur bei wesentlichen 
Änderungen berührt. Außerdem wird der 
"Störfal l" hiervon nicht erfaßt. 

§ 7 des Bundes- Immissionsschutzgeset­
zes (BImSehG) ermächtigt die Bundesre­
gierung, nach Anhörung der beteiligten 
Kreise durch Rechtsverordnung mit Zu­
stimmung des Bundesrates vorzuschrei­
ben, daß die Errichtung, die Beschaffenheit 
und der Betrieb genehmigungsbedürftiger 
Anlagen zur Erfüllung der sich aus § 5 
ergebenden Pfl ichten bestimmten Anfor­
derungen genügen müssen. Der Rahmen 
dieser Ermächtigung ist durch § 5 
BlmSchG festgelegt. Diese Vorsch r i~ ver­
pfl ichtet den Betreiber genehmigungsbe­
dürftiger Anlagen unmittelbar durch Ge­
setz, die Anlage so zu errichten und zu 
betreiben, daß insbesondere Gefahren für 
die Allgemeinheit und die Nachbarscha~ 
nicht hervorgerufen werden können. Die 
Verpflichtung setzt mit dem Beginn der 
Errichtung ein und gilt für die gesamte 
Dauer des Betriebs. Sie wird durch die 
vorliegende Rechtsverordnung im Hinblick 
auf Störfälle konkret isiert. 

Störfall ist danach eine Störung des be­
stimmungsgemäßen Betriebs, durch die 
ein gefährlicher Stoff frei wird oder explo­
diert und dadurch eine Gemeingefahr her­
vorgerufen wird . Durch das Kriterium der 
Gemeingefahr wird der Störfall von der 
Überschreitung einer ganz erheblichen 
Gefahrenschwelle abhängig gemacht und 
damit in die Nähe der Katastrophe gerückt. 
Eine Gemeingefahr ist etwa eine Gefahr für 
die Gesundheit einer großen Zahl von 
Menschen. 

Vorrangiges Ziel der Verordnung ist es, die 
in der Nachbarscha~ von Industrieanlagen 
lebende Bevölkerung vor den Gefahren 
durch Störfälle besser als bisher zu schüt­
zen. Die Verordnung ist gleichzeitig eine 
wichtige Grundlage für den betrieblichen 
Katastrophenschutz. Die Verordnung wird 
sicherstellen , daß es zu einer intensiven 
und ständigen Überprüfung aller Sicher-

heitsbelange bei Industrieanlagen kom­
men wird , in denen mit hochgiftigen oder 
krebserregenden Substanzen oder explo­
sionsgefährl ichen Stoffen umgegangen 
wird. So sol len Unfälle, wie etwa der in 
Seveso, von vornherein vermieden wer­
den. Tritt trotz weitreichender Vorsorge ein 
Störfall dennoch ein, müssen die Auswir­
kungen auf die Umgebung so gering wie 
möglich gehalten werden. Ein wirksames 
Meldesystem wird sicherstel len, daß die 
zuständigen Behörden sofort unterrichtet 
und die notwendigen Maßnahmen zum 
Schutz der Bevölkerung getroffen werden . 

Zur Erreichung dieser Ziele sieht der Ent­
wurf der Störfall-Verordnung, der auf § 7 
des BlmSchG und auf § 120e der Gewer­
beordnung beruht, im einzelnen vor: 

Sicherheits pflichten: 

Erstmals wird in der Rechtsverordnung des 
Bundes der Versuch unternommen, von 
der Vielzahl vorste llbarer Störfallursachen 
die Gefahrenbereiche zu erfassen, die 
künftig bei Errichtung und Betrieb jeder 
Anlage mit hohem Gefährdungspotential 
praktisch zu berücksichtigen sind . Dazu 
gehören betriebliche Gefahrenquellen, 
umgebungsbedingte Gefahrenquellen wie 
Erdbeben- oder Hochwassergefahren oder 
extreme Witterungsverhältn isse und Ein­
griffe Unbefugter. Die Anlage muß vor al­
lem dem jeweils neu esten Stand der Si­
cherheitstechnik entsprechen. 

Sicherheitsanforderungen: 

Der Verordnungsentwurf enthält sowohl 
Einzelvorschriften zur Verhinderung von 
Störfälten als auch Bestimmungen zur Be­
grenzung von Störfallauswirkungen . Zur 
Verhinderung von Störfällen ist u. a. ein 
ausreichender Schutz der Anlage vor 
Brand und Explosionen zu gewährleisten . 
Die Anlage ist mit ausre ichenden Warn- , 
Alarm-, Sicherheits- , Meß-, Steuer- oder 
Regeleinrichtungen auszustatten. Ferner 
sind sicherheitstechnisch bedeutsame An­
lagenteile vor Eingriffen Unbefugter zu 
schützen , eine Vorschri~ , die aus der Sicht 
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des Objektschutzes im Rahmen der zivilen 
Verteidigung besonders zu begrüßen ist. 
Der Schutz vor Eingriffen Unbelugter ist 
durch geeignete bauliche, sicherheitstech­
nische oder auch organisatorische Vorkeh­
rungen sicherzustellen. 

Die Auswirkungen von Störfällen sollen 
außerdurch eine solide Beschaffenheit von 
Fundamenten und tragenden Gebäudetei­
len sowie der Ausrüstung mit sicherheits­
technischen Einrichtungen durch die Auf­
stellung von Alarm- und Gefahrenabwehr­
plänen begrenzt werden. Die Pläne müs­
sen mit der örtlichen Katastrophenschutz­
planung in Einklang stehen. Diese Abstim­
mung ist unerläßlich, da bei Störfallkata­
strophen auch die nach den Katastrophen­
sChutzgesetzen der Länder zuständigen 
Behörden in die Gefahrenabwehr einge­
schaltet werden . 

Sicherheitsanalyse: 

Kernstück des Entwurfs sind die Vorschrif­
ten über die Sicherheitsanalyse. In ihr sind 
die Sicherheitstechnik und -organisation 
der gesamten Anlage darzustellen. Der Be­
treiber der Anlage hat die Sicherheitsanaly­
se dem Stand der Sicherheitstechnik und 
wesentlichen neuen Erkenntnissen, die für 
die Beurteilung von Gefahren bedeutsam 
sind , anzupassen. Er hat die Sicherheits­
analyse ständig bereitzuhalten und der zu­
ständigen Behörde auf Verlangen vorzule­
gen. Die Behörde kann für die Beurteilung , 
ob die Sicherheitspflichten erfüllt werden, 
eine Ergänzung der Analyse verlangen. Die 
Vorschriften über die Sicherheitsanalyse 
gelten sowohl für bestehende als auch für 
neue Anlagen. 

Störfallmeldung: 

In Störfallen erhalten die zuständigen Be­
hörden nunmehr detaillierte Angaben, die 
für eine frühzeitige Gefahrenabwehr uner­
läßlich sind. Sie sollen durch die Meldung 
in die Lage versetzt werden, alle zur Be­
kämpfung des Störfalls erforderlichen 
Maßnahmen rechtzeitig vornehmen zu 
können . Aus diesem Grunde ist Gegen­
stand der Meldepflicht nicht nur der einge­
tretene Störfall, sondern auch der Fall, daß 
ein Stoff freigesetzt oder .eine Explosion 
ausgelöst wurde und die Auswirkungen 
noch nicht abzusehen sind. Gerade in die­
sem Falle ist eine Information der Behör­
den dringend geboten. 

Übergangsvorschriften: 

Die Verordnung gilt für neue und bestehen­
de Anlagen. Gerade bei letzteren sind die 
Gefahrenpotentiale oftmals nicht bekannt. 
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Störfallkommission: 

Zur wissenschaftlichen Beratung des Bun­
desministers des Innern auf dem Gebiet 
der Störfallabwehr und der Störfallvorsorge 
soll eine Störfall-Kommission gebildet 
werden . 

Anlagen- und StoHlisten: 

Die Anlagen und die gefährlichen Stoffe, 
auf die die Vorschriften der Verordnung 
angewendet werden sollen, sind aus Grün­
den der Rechtsklarheit in Anhängen im 
einzelnen aufgezählt. Zu den Anlagen zäh­
len z. B. alle Anlagen der Großchemie, der 
mineralölverarbeitenden Industrie und der 
Sprengstoffindustrie. Unter den etwa 140 
Stoffen befinden sich so gefährliche Sub­
stanzen wie TCDD, Phosgen, Blausäure, 
Schwefelwasserstoff, Chlor oder hochgifti­
ge Pflanzenschutzmiftel. 

Leserbriefe 
tm Zlvttschutz-Magazln 3/80, zweite 
Umschlagseite (Artikel: " Wer darf die 
UKW-Sprechlunkverkehrskrelse BOS 
benutzen?" ), Ist der Redaktion ein be­
dauerttcher Fehler unterlaulen: Der 
Beitrag wurde mit einem Foto bebil­
dert, aul dem das Sprechlunkgerät FuG 
7b mit einer Magnethaftantenne ge­
zeigt wird. Der Verfasser sowie zahlrei­
che Fachleute haben aul die schwer­
wiegenden Folgen der Verwendung 
derartiger Antennen hingewiesen. 

Der LehrgruppenleIter Fernmelde­
dienst an der Katastrophenschutz­
schule Bayern, H.-J. Schlan, schreibt: 

.. Dem Artikel ist ein Bild beigefügt, das 
einen Sprechfunker mit einem Funkgerät 
zeigt. Dieses Bild läßt jedem Fachmann, 
aber auch den ausgebildeten Sprechfun­
kern eine Gänsehaut über den Rücken 
ziehen. Wenn eine Funkstelle so aufge­
baut wird wie hier gezeigt wird, ist das die 
sichere Gewahr dafur, daß das Funkgerat 
in Kürze ausfällt. Grund: Auf dem Gerät 
wurde eine Magnethaftantenne ange­
bracht, dies ergibt eine totale Verstim­
mung der Mischstufe. weil die Dauerma­
gneten auf die HF-Kerne stark einwirken. 
Die Folge ist eine sehr teure Reparatur. An 
der Katastrophenschutzschule Bayern 
werden bei allen Fernmeldelehrg,mgen 
die Teilnehmer aufgeklärt, dies unter allen 

Parallel zur Störfall-Verordnung plant der 
Bundesminister des Innern die Einrichtung 
einer Zentraten Störfall-Meldestette. Sie 
soll die bei den Länderbehörden eingegan­
genen Störfallmeldungen zentral erfassen 
und auswerten. 
Insoweit es sich bei den nach der Verord­
nung zu treffenden Maßnahmen um Ar­
beitsschutz handelt, sind die Mitwirkungs­
und Mitbestimmungsrechte des Betriebs­
rates nach dem Betriebsverfassungsrecht 
zu beachten. Das gilt insbesondere für die 
Aufstellung der betrieblichen Alarm- und 
Gefahrenabwehrpläne, die Unterrichtung 
über Sicherheitsanalyse, Störfallmeldung 
und schriftl iche Bestätigung der Störfall­
meldung an die zuständige Behörde. 
Der Entwurf der Verordnung wurde nun­
mehr nach der Verabschiedung durch das 
Kabinett dem Bundesrat zur Zustimmung 
zugeleitet. Er wird unmittelbar nach Zu­
stimmung des Bundesrates in Kraft treten . 

Umständen zu unterlassen. Ein derartiges 
Gegengewicht bringt auch nichts, da das 
Gehäuse des Gerätes aus Leichtmetall 
ist. .. 

K.-H.Sohns, LehrgruppenleIter Fern­
meldedienst an der Katastrophen­
schutzschule NIedersachsen, weist 
daraul hin : 

.. Das Bild des Beitrages zeigt ein Sprech­
funkgerät FuG 7 b mit aufgesetzter Haftan­
tenne. Bei Sprechfunkgeräten sind wie­
derholt Defekte durch die Einwirkung von 
Dauermagneten hervorgerufen worden. 
Versuche haben ergeben, daß auch schon 
ein kurzfristiger Einfluß von Dauermagne­
ten, wie sie z. B. bei 

• Haftantennen 

• Haftlampen 

• Megaphonen 

• Lautsprechern 

• Zünd maschinen 

vorhanden sind, zu einer bleibenden Ver­
stimmung des HF-Kreises von Sprech­
funkgeräten (FuG) führen kann. Bei größe­
ren magnetischen Feldstärken kann es so­
gar zu einer Zerstörung des HF-Kernes im 
FuG hinsichtlich seiner magnetischen Ei­
genschaften und damit zum Totalausfall 
des Sprechfunkgerätes kommen. Daher 
sind die Verwendung und Lagerung von 
Dauermagneten in unmittelbarer Nähe von 
FuG, z. B. 

• zur Befestigung von Haftantennen an 
der Gehäusefläche 

• zur Durchführung von Reparaturarbei­
ten/ Abgleicharbeiten mit magnetisierten 
Schraubenziehern 

am FuG zu unterlassen." 

Die Redakt ion billet um Beachtung! 



Hans Hanßen I Foto: Leo Wohlfart 

Feuerwehren W1d Kaila!;trcdlel1sc1l1U1tz 
übten UKW-5prechfunkbetrieb 
Funkbetriebsübung "Vluynbusch" erprobte partnerschaftliche Zusammenarbeit 

Wehrleute, Einheitsführer und Verwal­
tungsfachleute haben erkannt, daß ohne 
Einsatz modernster technischer Hilfsmittel 
die Abwehr von Gefahren nicht mehr ge­
währleistet ist. Zu den zahlreichen Einsät­
zen zur Brandbekämpfung treten bei den 
Feuerwehren lech ni sehe Hilfeleistungen 
wie Krankenbeförderung, Notarzteinsätze, 
01- und Katastropheneinsätze sowie Ein­
sätze nach Verkehrsunfällen, die ohne 
Führung mit Hilfe von UKW-Sprechfunk­
geräten kaum zu koordinieren wären. 

Nachdem alle Feuerwehren der kreisan­
gehörigen Städte und Gemeinden im 
Kreis Wesel ihre Feuerwachen, Kranken­
wagen und Einsatzfahrzeuge mit moder­
nen UKW-Sprechfunkgeräten ausgerüstet 
haben und stets über Rettungsleitstelle 
oder Rettungswachen erreicht werden 
können, war es dringend geboten, die 
Wehrleute theoretisch und besonders in 
der praktischen Handhabung der Geräte 
zu unterweisen. 

Die Wehrleute wurden in Grund- und wei­
terführenden Lehrgängen mit den UKW­
Sprechfunkgeräten (2-m- und 4-m-Band), 
der Betriebsabwicklung und den Einsatz­
grundsätzen vertraut gemacht. 

Zusammenarbeit überprüfen 

Um die Fernmeldemittel zu überprüfen, 
wurde zwischen den Wehrführern und 
Führern der Einheiten im Katastrophen­
schutz eine gemeinsame UKW-Sprech­
funkübung im Staatsforst Vluynbusch in 
Neukirchen-Vluyn/Wesel abgesprochen, 
geplant und durchgeführt. Hierzu wurde 
angenommen: Am 22. Februar 1980, ge­
gen 18.00 Uhr, ist der Reltungsleitstelle 
des Kreises von einem Spaziergänger 
über Notruf 112 mitgeteilt worden, daß der 
Vluynbusch (Littardsche Kendel) brennt 
und anzunehmen ist, daß weitere Spazier­
gänger und Forstarbeiter sich in dem bren­
nenden Waldstück befinden. Das staatli­
che Forstamt - Forstbetriebsbezirk Vluyn­
busch - teilte dies gleichzeitig der örtli­
chen Feuerwehr und der Polizei mit. 

"Stille" Alarmierung 

Das Ordnungsamt der Gemeinde Neukir­
chen-Vluyn erhielt durch die Rettungsleit­
steIle "Florian Wesei" sofort Kenntnis von 
der Lage. Für die Löschzüge Neukirchen 

und Vluyn, die Löschgruppen Rayen und 
Niep wurde "stiller" Alarm ausgelöst. Die 
Rettungsleitstelle informierte außerdem 
den Fachberater Fernmeldedienst und den 
Kreisbereitscha~sführer des Deutschen 
Roten Kreuzes. 

Feuerwehr 

Die freiwillige Feuerwehr war in wenigen 
Minuten mit neun Einsatzfahrzeugen an 
der angenommenen Brandsteile. Der Ein­
satz der Feuerwehr wurde auf dem Be-

Oie Feuerwehr war nach "stiller" Alarmlerung in 
wenigen Minuten mit neun Fahrzeugen am 8nge· 
nommenen EInsatzort. 

triebskanal "Florian Wesei" durch den 
Einsatzleitwagen (ELW) geführt. 

KatS-Fernmeldedienst 

Der Katastrophen-Fernmeldedienst (zwei 
motorisierte FM-Züge) errichtete in unmit­
telbarer Nähe der Einsatzstelle eine große 
Fernmeldebefehlsstelle. Hieran ange­
schlossen wurden die UKW-Funkver­
kehrs kreise "Kater Wesei", "Florian We­
sei" und "Rotkreuz-Nordrhein". Weiter 
war eine UKW-Sprechfunkverbindung zur 
Kreispolizeibehörde aufgebaut worden. 
Überleiteinrichtung in das öffentliche Fern­
sprechnetz der Deutschen Bundespost 
bestand ebenfalls. An die "große Leitstel­
le" waren ca. 21 eingesetzte Funkkraft­
fahrzeuge angeschlossen, die von den 

Kräften der Feuerwehr und des Katastro­
phenschutzes geführt wurden. Zur sinn­
vollen Einsatzleitung befand sich je ein 
UKW-Sprechfunker der genannten Dien­
ste bei der Leitstelle vor Ort. 

Deutsches Rotes Kreuz 

Das DRK hatte es bei diesem Einsatz 
übernommen, die Verpflegung der 80 
Wehrleute und Helfer im KatS sicherzu­
stellen. 
Schwierigkeiten traten anfänglich bei den 
Einsatzkräften auf, da sie mit einer Vielfalt 
von UKW-Sprechfunkrufnamen zu arbei­
ten hatten. Die Feuerwehr verwendet Ruf­
namen nach dem Entwurf des Fachnor-
menausschusses Feuerwehrwesen 
FNFW - DIN 14035 (z. B. Florian Wesel 
04/32/1 = Drehleiter 30 Meter Steig höhe) 
und die Katastrophenschutzdienste Ruf­
namen gemäß Runderlaß des Innenmini­
steriums Nordrhein-Westfalen (z. B. Kater 
Weselll/20 = fahrbare UKW-Vermittlung 
"Funkbrückenwagen "). 
Nach einer gewissen Einsatzdauer hatten 
die Sprechfunker diese Rufnamen "ge­
meistert", so daß der Einsatz fast rei­
bungslos lief, wenn auch hin und wieder 
von der Übungsleitung eine Hilfestellung 
gegeben werden mußte. 

Partnerschaftliche 
Zusammenarbeit 

Bei der gesamten Übungsplanung und 
Übungsdurchführung stand die partner­
schaftliehe Zusammenarbeit im Vorder­
grund. Wehrführer und Einheitsführer, 
Wehrleute und Helfer sind meist seit Jah­
ren miteinander bekannt und befreundet, 
was sich als sehr nützlich und merkliche 
Erleichterung darstellte. Die Übung konnte 
um Mitternacht erfolgreich abgeschlossen 
werden. 
Bei der Schlußbesprechung dankten die 
Einheitsführer allen Übungsteilnehmern 
für das rege Interesse an einer heute so 
wichtig gewordenen schnellen Nachrich­
tenübermittlung, wie sie mit modernen 
UKW-Sprechfunkgeräten möglich gewor­
den ist, und sprachen sich dafür aus, 
Übungen dieser Art in regelmäßigen Ab­
ständen durchzuführen. 
Für die Übungsbeobachter der Verwaltung 
war es eine eindrucksvolle Demonstration, 
daß noch mehr UKW-Sprechfunkgeräte, 
besonders im 2-m-Band, beschafft wer­
den müssen. 
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Dr. med. R. Schultze, Chefarzt der chirurgischen Abteilung des Kreiskrankenhauses Siegen 

Gedanken zwn Aufbau einer wirksan lIeI'I Katastrophen-
. . in der IknIesrepIwblik Deutschland 

Vorschlag für ein Modell der sanitätsdienstlichen Versorgung im Katastrophen- und Verteidigungsfall 

Zivilschutz bedeutet die Katastrophenab­
wehr in Friedens- und Kriegszeiten . 
Wenngleich es unsere vornehmste politi­
sche Aufgabe bleibt, den Krieg überhaupt 
zu verhindern und die Möglichkeit von 
Kampfhandlungen mit modernen Massen­
vernichtungswaffen atomarer, biologischer 
oder chemischer Art damit erst gar nicht 
aufkommen zu lassen, so sind wir doch 
auch in Friedenszeiten vor groBe ren Kata­
strophen nicht geschützt. Naturkatastro­
phen wie Erdbeben, Flutwellen und groBe 
Feuersbrünste haben die Menschheit seit 
jeher bedroht und werden sich auch künf­
tig nicht verhindern lassen. Das Leben in 
einer modernen Zivilisation hat zusätz liche 
Gefahrenmomente heraufbeschworen. 
Man denke an die Möglichkeit von 
Reaktorunfällen , die von vielen Leuten zu 
einer Glaubensfrage hochstilisiert wird. 
Die modernen Massenverkehrsmittel auf 
Schiene, Straße und in der Luft fordern bei 
GroBunglücken ihre Opfer. Sie können 
sich an jedem Ort und zu leder Zeit wieder 
ereignen. Die stürmische Entwicklung der 
chemischen Industrie ermöglicht nicht nur 
den Segen technischen Forsch rittes, son­
dern birgt auch Gefahren, die in ihrem 
Ausmaß wohl noch weit unterschatzt wer­
den. Dabei müssen wir unterscheiden zwi­
schen langfristigen ökologischen Veran­
derungen und solchen Katastrophenereig­
nissen, die durch Explosion am Produk­
tionsort oder beim Transport auf Schiene 
und Straße Substanzen freisetzen , die die 
menschliche Gesundheit akut oder mit 
chronischer Wirkung bedrohen. Die Zahl 
der Opfer wird nicht nur durch die Scha­
denseinwirkung selbst, sondern auch 
durch Folgezustande, wie sie insbesonde­
re durch Panikreaktionen bei der Evaku­
ierung entstehen können , erhöht. Nicht 
zuletzt sei auf die Moglichkeit verwiesen, 
daß durch terroristische Anschläge Vergif­
tungen oder Verseuchungen verursacht 
werden können, die einen Massenanfall 
von Erkrankten zur Folge haben. 

Vom Unfall zur Katastrophe 

Der Unfall im All tag betrifft meist nur eine 
begrenzte kleine Anzahl von Menschen. 
Eine wohldurchorganisierte Rettungskette 
mit der Möglichkeit der Notversorgung am 
Unfallort , der sofort einsetzenden Vielfalt 
lebensrettender Maßnahmen und der End­
versorgung in einem kompetenten Kran-
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Auch in Friedenszenen l ind wir vor größeren Katastrophen nicht sicher: Im September 1978 wurden 
Im Zollernalbkrels viele Häuser durch ein Erdbeben schwer beschädigt. 

Beim Transport von gefährlichen Gütern können durch Unfälle Substanzen frei werden, die die 
menschliche Gesundheit akut oder mit chronischer Wirkung bedrohen. 



kenhaus können zwar zu einer Senkung 
der Verlustziffern beitragen, wenn schon 
der Grundsatz nicht beachtet wird, daß 
auch hier Vorbeugen oh besser ist als 
Heilen. 

Auch ein Großunglück muß nicht in eine 
Katastrophe münden, wenn man organisa­
torisch darauf vorbereitet ist, einen Mas­
senanfall von Verletzten rechtzeitig so zu 
steuern, daß eine Versorgung des Einzel­
nen innerhalb der noch heute nach chirur­
gischen Gesetzen gültigen Sechsstun­
dengrenze ermöglicht wird. Hier können 
weitgehend die Erfahrungen der Individu­
almedizin gewahrt werden und auch 
Schwerstverletzte eine Überlebenschance 
behalten. 
Katastrophe bedeutet die Umkehr der Ver­
hältnisse: ein krasses Mißverhältnis zwi­
schen der Zahl der Verletzten und der 
ihnen zuteil werdenden Hilfsmöglichkei­
ten. Sind Infrastruktur und Sozialgefüge 
gestört, wird rasche und wirksame Hilfe 
von außen nicht möglich sein . Mit den 
begrenzten Krähen, die dann noch zur 
Verfügung stehen, gilt es, eine möglichst 
große Anzahl von Menschenleben zu ret­
ten. Nur bei entsprechender Vorbereitung 
können große Verluste unter der Bevölke­
rung vermieden werden, was natürlich 
nicht nur eine Unterrichtung, sondern 
auch eine Erziehung der Bürger voraus­
setzt. Neben der Vorhaltung entsprechen­
der Einrichtungen muß die Bevölkerung zu 
gesundheitsbewußtem Verhalten auch in 
Krisensituationen erzogen werden , muß 
sie die Möglichkeit der Selbsthilfe und der 
unmittelbaren Nachbarschahshilfe ken­
nen, um überleben zu können. 

Maßnahmen der Rettung 

Die erste Phase der Katastrophe stellt die 
Isolation dar. Hier ist jeder zunächst auf 
sich selbst oder seinen unmittelbaren 
Nachbarn angewiesen. 

Es kommt nun ganz darauf an, wie schnell 
die zweite Phase, die Rettung , anläuft. 
Sie ist in erster Linie abhängig von einer 
rechtzeitigen Erfassung der Lage und ei ­
ner Alarmierung der Rettungsorganisatio­
nen, die hierzulande nun weitgehend ge­
währleistet ist. Die Ordnungsbehörden ha­
ben die Verpflichtung, durch entsprechen­
den Einsatz ihrer Krähe im Katastrophen­
raum Ordnung zu schaffen, das Chaos 
nicht über diesen Raum hinaus nach au­
ßen dringen zu lassen und durch zuverläs­
sige Meldungen eine Lagebeurteilung vor­
zunehmen. Geschulte Helfer können le­
bensrettende Sofortmaßnahmen einleiten 
und die Transportfähigkeit von Schwerver­
letzten herstellen. 

Wir haben in der Bundesrepublik das 
Glück, daß eine große Zahl freiwilliger 
Hilfsorganisationen in der Einzelplanung 

Eine kritische Aussage: 
"Sanitätsdepots existie­
ren zumeist an unzu­
gänglichen Stellen mit 
völlig unzureichender 
Bestückung ... 

Oie SanItätsorganIsatI0-
nen haben sich um die 
Bereitstellung von 
Krankentransporten mit 
entsprechend ausgerü­
stetem Fahrzeugpark 
und die Ausbildung von 
Helfern verdient ge­
macht. 

Die HIlfsorganisatIonen 
sind teilweise In der la· 
ge, aus eigenen Bestän­
den Santtätsstationen 
und Notlazarette aufzu­
bauen. 

bereits recht beachtliche Leistungen auf­
zuweisen hat. Auch hervorzuheben sind 
die Bemühungen der Bundeswehr, die für 
ihren Bereich eine gut ausgerüstete Sani­
tätstruppe und eine entsprechend gut 
ausgerüstete Transportkapazität hat. In so­
genannten Geräteeinheiten existieren zu­
dem zahlreiche Reservelazarette mit ent­
sprechender Ausrüstung. 

Im zivilen Bereich ist nur eine ungenügen­
de Anzahl von Notkrankenhäusern vor­
handen. Sanitätsdepots existieren zumeist 
an unzugänglichen Stellen mit völlig unzu­
re ichender Bestückung. Überall mangelt 

es an geeigneten geschützten Opera­
tionssteIlen, insbesondere an einer koor­
dinierten Organisation des Rettungswe­
sens insgesamt. 

Das Deutsche Rote Kreuz, der Malteser­
Hilfsdienst, der Arbeiter-Samariter-Bund 
und die Johanniter-Unfall-Hilfe haben sich 
um die Bereitstellung von Krankentrans­
porten mit entsprechend ausgerüstetem 
Fahrzeugpark und die Ausbildung von 
Hel fern verdient gemacht. Darüber hinaus 
sind diese Organisationen tei lweise in der 
Lage, aus eigenen Beständen Sanitätssta­
tionen und Notlazarette aufzubauen. 

ZS-MAGAZIN 4/BO 25 



Feuerwehr und Technisches Hilfswerk 
stehen als Organisationen für die Bergung 
von Verletzten und Toten zur Verfügung. 
Sie alleine verfügen über das Material, den 
Schadensherd einzudämmen und den 
Schaden zu bekämpfen. Bei den Feuer­
wehren existieren sogar spezielle ABC­
Trupps mit entsprechend ausgerüsteten 
Meßwagen. Diese in der Zahl unzurei­
chenden Trupps könnten in Friedenszei­
ten durch entsprechende Einheiten der 
Bundeswehr verstärkt werden . Während in 
der Schweiz der Zivilschutz als Teil der 
Landesverteidigung geregelt ist mit ent­
sprechender Dienstpflicht auch in Frie­
denszeiten, unterliegt in der Bundesrepu­
bl ik die Organisation des Katastrophen­
schutzes den Ländern . Gesetzliche Be­
stimmungen sind inzwischen - mit Aus­
nahme des Landes Rheinland-Pfalz -
überall erlassen. Hierbei obliegt die örtl i­
che Katastrophenabwehr der Gemeinde 
als der örtl ichen Ordnungsbehörde, die 
überörtliche Katastrophenabwehr dem 
Kreis als der Kreisordnungsbehörde, 
a) wenn mehrere Gemeinden von der Ka­

tastrophe betroffen wurden, 
b) wenn die Mitlel der örtlichen Behörde 

zur Abwehr nicht ausreichen , 
c) im Spannungs- und Verteidigungsfall. 

Der Sanitätsdienst 

Die Katastrophenabwehrpläne regeln im 
einzelnen die Aufstellung von Alarmplä­
nen, die Zusammensetzung der Katastro­
pheneinsatzleitung mit Bildung von Bera­
terstaben, die Regelung der Alarmierung 
und Auslösung des Katastrophenalarmes, 
die Festlegung des Meldeweges, die Er­
fassung der zur Verfügung stehenden 
Kräfte hinsichtl ich Personal und Material 
sowie die Erfassung von Sachverständi­
gen aus Ämtern und Behörden. Auch sind 
in der Organisation der Katastrophenab­
wehr die Aufgaben verteilt. So obl iegt dem 
sanitätsdienstlichen Sektor 
1. die ärzt liche Versorgung , 
2. die Einrichtung von Verbandplatzen, 
3. Krankentransporte zusammen mit der 

Feuerwehr, 
4. die Heranführung von Sanitätsmaterial. 

In diese ganze Katastrophenabwehrpla­
nung sind Krankenhäuser und Ärzte meist 
nicht einbezogen. Lediglich der Leiter des 
Gesundheitsamtes als oberster Medizinal­
beamter des Kreises gehort meist dem 
erweiterten Stab an , doch erhebt sich die 
Frage, ob diese in logistischen Problemen 
oftmals nicht geschulten Ärzte einer sol­
chen Aufgabe überhaupt gewachsen sind . 

Hier drangt sich geradezu die Frage auf, 
ob nicht besser geeignete und spezifisch 
ausgebildete Persönlichkeiten , etwa Sani­
tätsoffiziere der Bundeswehr, in Frie­
denszeiten zumindest den Katastrophen­
abwehrstäben atlachiert werden sollten, 
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um unter der Verantwortung des zuständi­
gen zivilen Behördenchefs die sanitäts­
dienstlichen Aufgaben leitend zu koordi­
nieren. Dem Leiter des Gesundheitsamtes 
bliebe immer dann noch die große Aufga­
be, für die Aufrechterhaltung oder Wieder­
herstellung der hygienischen Maßnahmen 
verantwortlich zu sein, die insbesondere 
die Ausbreitung von Seuchen verhüten 
sollen . Die Überwachung der Trinkwasser­
und Lebensmitlelvorräte müßte ebenfalls 
in seinen Aufgabenbereich gehören. 

Der hier geforderte Sanitätsoffizier wäre 
zudem in der glücklichen Lage, rasch den 
Kontakt zu entsprechenden militärischen 
Stellen zwecks Hilfeleistung herzustellen, 
z. 8. aktive Sanitätseinheiten, die meist 
über eine vorzügliche Ausrüstung verfü­
gen, anzufordern , den Nachschub von Sa­
nitätsmaterial und Transporte mit Kranken­
Kfz. oder Hubschraubern zu sichern. Aus 
den großen Lagerbeständen der Bundes­
wehr könnte evtl. das Material zur Einrich­
tung von NotiazareUen bel end sprechen­
dem Bedarf verfügbar gemacht werden . 

Ein Notlazarett muß nur bei einem über­
großen Verwundetenanfal l und mangeln­
der Transportmöglichkeit eingerichtet wer­
den. Hierzu bieten sich die meist eben­
erdig gelegenen Stadthallen sehr viel bes­
ser an als heute noch zumeist ins Auge 
gefaßte Schulen , da sie über entspre­
chend günstige Verkehrsanbindungen und 
auch Großkücheneinrichtungen verfügen . 
In den Schulen wären dann meist Trans­
porte mit Krankentragen erforderlich , die 
einen unnötigen Mehrbedarf an männli­
chen Transportpersonen für diese Kran­
kentragen verursachen würden . 

Krankenhäuser und Ärzte 
einbeziehen 

Völlig unzureichend sind die Vorbereitun­
gen bei uns hinsichtl ich der EInbezie­
hung der vorhandenen Krankenhäuser 
und der niedergelassenen Ärzte. Man 
muß davon ausgehen, daß Krankenhäuser 
im Katastrophenfall grundsatzlieh zur Auf­
nahme der Schwerverletzten verpflichtet 
werden. Nur hier können diese Verletzten 
eine rasche adäquate Behandlung in allen 
Einrichtungen finden, die zumeist mit ge­
nügend Personal und entsprechenden 
Möglichkeiten aufwendiger Diagnostik und 
Therapie ausgerüstet sind . Auch können 
solche Krankenhäuser bei Aufstellung ge­
eigneter Alarmpläne sehr rasch ihre volle 
Einsatzfähigkeit mobi lisieren . 

Zur Vorbereitung auf die Katastrophensi ­
tuation bedarf es aber klarer organisatori­
scher Absprachen mit den im Kreisgebiet 
vorhandenen Krankenhäusern. Nicht je­
des Krankenhaus verfügt über alle not­
wendigen Einrichtungen, etwa Spezialbe­
handlungsabteilungen, so daß eine ent-

sprechend gesteuerte Verteilung der Ver­
letzten schon vom Katastrophenort her er­
folgen müßte. Die Kapazität dieser Kran­
kenhäuser richtet sich weniger nach der 
Zahl der verfügbaren freien BeUen, denn 
sofort im Katastrophenfall können auf den 
chirurgischen Abteilungen Betten geräumt 
werden, wenn man geh fähige und kurz vor 
der Entlassung stehende Patienten nach 
Hause entläßt, sondern vor allem nach der 
Zahl der vorhandenen Operationsteams 
und der vorhandenen Operationssäle. Im 
Kreis Siegen wurde ermiUelt, daß die im 
Kernraum vorhandenen vier größeren 
Krankenhäuser ohne Störung des laufen­
den Betriebes bei entspreChender Vertei­
lung zehn Schwerverletzte sofort behan­
deln können. In einer Katastrophensitua­
tion würde unter Ausschöpfung aller Mög­
lichkeiten (Hinzuziehung aller operativ täti­
gen Fachdisziplinen wie Neurochirurgie, 
Urologie, Orthopädie , Gynäkologie, HNO, 
Kieferchirurgie usw.) und unler der Vor­
aussetzung, daß jedes Team innerhalb der 
Sechsstundengrenze etwa drei Schwer­
verletzte versorgen kann, eine Kapazität 
von etwa 70 Schwerverletzten realistisch 
sein. Jenseits dieser Zahl wäre durch den 
zuständigen Behördenchef - den Ober­
kreisdirektor - bereits Hilfe von außen an­
zufordern, da bei unseren guten Trans­
portmöglichkeiten den Verletzten eine län­
gere Wartezeil für die chirurgische Versor­
gung nicht zuzumuten ist. Solche Berech­
nungen müßten überall in den Kreisen an­
gestellt werden, um dem für die Katastro­
phenabwehr zuständigen Behördenchef 
eine konkrete Unterlage zu geben. 

Triage am Unfallort 

Sollten bei einem Großunglück mehr als 
zehn Verletzte anfallen, müßte schon am 
Unfallort eine Triage einsetzen. Die Auf­
gabe dieser Triage muß den lähigsten, in 
der Unfallchirurgie erfahrensten Ärzten 
zugewiesen werden. Er muß sein Kran­
kenhaus verlassen, um am Ort der Not 
zunächst eine Sichtung der Verletzten vor­
zunehmen und Prioritäten für Behandlung 
und Transport zu setzen. An den Katastro­
phenort zusätzlich freiwillig hineilende 
oder beorderte Ärzte sollten diesem Tria­
gearzt bei der Herstellung der Transportfä­
higkeit Schwerverletzter zur Hand gehen 
und in der Lage sein, die unmitlelbar erfor­
derlichen lebensrettenden Eingriffe der In­
tubation, Blutstillung und Schockbekämp­
fung zu beherrschen. 

Ohne Prestigedenken muß dann die chir­
urgische Endversorgung in allen umlie­
genden Krankenhäusern vorgenommen 
werden, wobei selbstverständlich schon 
bei der Zusammenstellung der Transporte 
in ständigem Kontakt mit der Katastro­
pheneinsatzleitung für eine gleichmäßige 
und auch zweckgerichtete Verteilung, 



etwa in Spezialabteilungen, Sorge zu tra­
gen wäre. 

Mitarbeit in Sanitätsposten 

Die Krankenhäuser werden zumeist mit 
der Versorgung dieser Schwerverletzten 
schon genügend ausgelastet sein. Vom 
Katastrophenort in die Krankenhäuser ein­
treffende Leichtverletzte würden dort nur 
das eintretende Chaos vergrößern und 
müssen in unmittelbarer Nähe des Kata­
strophenortes ärztl iche Hilfe finden. Hier­
zu ist die Mitarbeit der niedergelassenen 
Ärzte unerläßlich. Wir haben im Kreis Sie­
gen etwa in den Grenzen der Notarzt­
dienstsprengel sämtliche dort ansässigen 
Ärzte und Zahnärzte auf fre iwilliger Basis 
zur Mitarbeit in einem sogenannten Sanl­
tätsposten verpflichtet, im Kreis Siegen­
Wittgenstein wurden 19 solcher Sanitäts­
posten vorgesehen. Diese Sanitätsposten 
sind ein personeller Begriff, sie rekrutieren 
sich aus den dort ansässigen Ärzten und 
Zahnärzten und werden eventuell ver­
stärkt durch Nachbarsanitätsposten oder 
Bereitschaftsärzte des DRK und Ärzte der 
Bundeswehr. Ihre Aufgabe ist es, am Ort 
der Not einen Hauptverbandplatz einzu­
richten, bei der Triage zu assistieren, die 
Transportfähigkeit Schwerverletzter her­
zustellen und Leichtverletzte not- oder, je 
nach Lage der Dinge, endzubehandeln. 
Die Behandlung der Leichtverletzten kann 
auch in nahegelegenen Arztpraxen er­
folgen. 

Das Sanitätsmaterial für diese Hauptver­
bandplätze kann natürlich nicht am Ort 
vorgehalten werden . Es sollte vielmehr 
mobil auf einem entsprechenden gelän­
degängigen Fahrzeug mit einer Grund­
ausstattung von Schienen, Verbandmate­
rial , Atemgeräten usw. aufbewahrt wer­
den. Die Wartung dieses Fahrzeuges soll ­
te eine entsprechend ausgerüstete Ein­
heit, etwa die Feuerwehr, übernehmen. 
Der Vorrat an Infusionslösungen und Me­
dikamenten wäre durch Zusammenarbeit 
mit entsprechend ausgerüsteten Kranken­
hausapotheken laufend zu erneuern, um 
dem Steuerzahler hier unnötige Kosten zu 
ersparen. 

Niedergelassene, chirurgisch ausgebilde­
te Ärzte müßten darüber hinaus bereit 
sein , in den Krankenhäusern erSChöpfte 
Operationsteams abzulösen . Sie müßten 
auch in erster Linie die ärztliche Versor­
gung in Notlazaretten übernehmen, die 
bei übergroßem Verwundetenanfall einge­
richtet werden müßten. Das für diese Not­
lazarette erforderliche Personal sollte von 
den Hilfsorganisationen des DRK, des 
ASB, der JUH und des MHD sowie mit 
Unterstützung fre iwilliger oder notdienst­
verpflichteter, ausgebildeter, in ihrem Be­
ruf aber nicht mehr tätiger Krankenschwe­
stern gestellt werden , sofern verfügbares 

Feuerwehr und Techni­
sches Hilfswerk verfü· 
gen über das Material , 
um einen Schadensherd 
einzudämmen und Tote 
und Verletzte zu bergen. 

Die Katastrophenab­
wehrpläne regeln u. a. 
auch die Zusammenset· 
zung der Katastrophen­
einsatzleitung mit BII· 
dung von Ber8terstäben. 

Die Heranführung von 
Sanitätsmaterial obliegt 
den Sanltälsorganlsatlo­
nen; hier wird In Koope­
ration mit dem THW der­
artiges Material Irans­
portiert. 
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Personal der Bundeswehr für solche 
Zwecke nicht ausreicht oder gar nicht vor­
handen ist. 

Gemeinsame Besprechungen 
und Übungen 

Ein weiteres dringendes Erfordernis wäre 
es, alle an diesen Aufgaben betei ligten 
Organisationen einschließlich der Ärzte 
und Krankenhäuser unter der Verantwor­
tung des Behördenchefs zu gemeinsa­
men Besprechungen zusammenzufüh­
ren, um die Aufgabengebiete klar zu ver­
teilen und Doppelplanungen zu verhin­
dern. In diesem Kreise müßten auch 
Übungen angesetzt, besprochen und 
ausgewertet werden, die allein den Zweck 
haben, Mängel in der Durchführung der 
Organisation oder bei der Führung aufzu­
decken. Eine solche Übung soll nicht nur 
als Stabsrahmenübung, sondern schließ­
lich auch als rea listisch angelegte Groß­
übung durchgeführt werden, um samtliehe 
Mitarbeiter einzutrainieren. Im Kreis Sie­
gen gelang es, mit den zuständigen Offi­
zieren des Verteidigungs-Kreis komm an­
dos Möglichkeiten einer zivil-militäri­
schen Zusammenarbeit zu erörtern und 
hoffentlich auch in naher Zukunft zu prakti­
zieren. 

Koordinierter Sanitätsdienst 
Hinsichtlich der sanitätsdienstlichen Ver­
sorgung müßte es das Bestreben sein, 
nach dem Vorbild der Schweiz zu einem 
koordinierten Sanitätsdienst zu kom­
men. Der Verwundete, gleichgültig ob Zi­
vil ist oder Soldat, fände dann in den orts­
standigen Einrichtungen erste Hilfe und 
endgültige Versorgung. Ärzte und nicht­
ärztliches Personal könnten auch im Ver­
teidigungsfall grundsätzlich an ihrer bishe­
rigen Wirkungsstä"e bleiben, um sofort 
wirksame Hilfe leisten zu können. Dieses 
Konzept setzt allerdings dann eine Dienst­
verpflichtung aller Ärzte voraus, welche 
bedeutet, daß der Arzt nicht mehr die 
Möglichkeit der freien Aufenthaltsbestim­
mung hat. Sein Einsatz richtet sich dann 
nach den Erfordernissen am näher oder 
ferner liegenden Ort der Not. Hierzu wäre 
es wünschenswert, wenn möglichst alle 
wehrfähigen Ärzte eine militär-san itäts­
dienstliche Ausbildung erhielten, um mit 
den Gesetzen der Triage und Kr egschir­
urgie vertraut gemacht zu werden, die 
auch in friedensmäßigen Katastrophensi­
tuationen Anwendung finden müssen. 
Darüber hinaus müßten Ärzte und auch 
Sanitätspersonal in regelmäßigen Fort­
bildungskursen in den Problemen der 
Katastrophenmedizin geschult werden, da 
diese unter einem anderen Gesetz als die 
Individualmedizin steht. Hier gilt allein der 
Satz: zur rechten Zeit am rechten Ort das 
Beste für eine größtmögliche Anzahl von 
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Bel übergroßem Ver­
wundetena"fall müssen 
Notlaz8rene eingerichtet 
werden. Hierzu bieten 
sich die meist ebenerdi­
gen Stadthallen an. Un­
ser Bild zeigt eine all 
Notlauren eingerichtete 
Mehrzweck-Stadthalle. 

Rechts: Krankenhäuser 
werden zumeist mit der 
Versorgung von 
Schwerverletzten einer 
Katastrophe genügend 
ausgelastet sein. leicht­
verletzte müssen In uno 
mittelbarer Nähe des 
Katastrophenortes ärztli­
che Hilfe finden. Hierbei 
ist die Mitarbeit der nie­
dergelassenen Ärzte uno 
erläßlich. 

Unten: Das für Notlaza­
rette erforderliche Per­
sonal saute u. a. von 
den SanItätsorganIsatI0-
nen DRK, MHD, JUH 
und ASa gestellt 
werden. 



Verletzten zu tun. Das Einzelschicksal 
muß zurückstehen gegenüber dem Ge­
setz, eine möglichst große Anzahl von 
Menschenleben zu retten. In der Schweiz 
werden schon Medizinstudenten während 
ihrer Studienzeit durch entsprechende 
Spezialkurse mit diesen Problemen ver­
traut gemacht. Es wäre begrüßenswert, 
wenn auch unsere Fakultäten sich zu einer 
solchen Praxis bewegen ließen. Wenn wir 
Leben retten wollen, müssen wir zur Ab­
wehr der Katastrophe befähigt sein. 

Modell auf Kreisebene 
erproben 

Es bietet sich geradezu an, ein solches 
hier vorgeschlagenes Modell zunächst 
einmal auf Kreisebene zu erproben und 
sozusagen an der Basis seine Leistungs­
fähigkeit zu prüfen. Dann könnte es auf 
weitere Kreise des Landes oder andere 
Bundesländer ausgeweitet werden. Wenn 
diese Situation in einer Katastrophenab­
wehr auf Kreisebene eingeübt ist, dürfte 
bei überregionalen Katastrophensituatio­
nen die Einbeziehung von Nachbarkreisen 
bei der Abwendung des Schadens keine 
Schwierigkeiten mehr bereiten. 

Eine ganze Reihe von Aufgaben liegt vor 
uns. Ich möchte meinen Vorschlag mit fol­
genden ergänzenden Maßnahmen zur Ka­
tastrophenabwehr zusammenfassen: 

Ergänzende Maßnahmen 
zur Katastrophenabwehr 

1. Grundsätzliche Einbeziehung der vor­
handenen zivilen Krankenhäuser, unter 
Umständen mit Bildung von Behandlungs­
schwerpunkten zur Behandlung Schwer­
verletzter. 

2. Einrichtung von Notlazaretten zur Be­
handlung Schwerverletzter bei Ausfall von 
Zivilkrankenhäusern oder bei großem Ver­
wundetenanfall in geeigneten Gebäuden. 
Hiertür bieten sich in erster Linie verkehrs­
günstig gelegene Stadthallen mit enlspre­
chenden Parkflächen zur Einrichtung ei­
nes Kreisverkehrs und wegen der dort 
bereits vorhandenen Großküchen an, die 
durch ihre meist ebenerdige Lage Aufstel­
lung und Verschiebung von Krankenbet­
ten weitaus leichter machen als beispiels­
weise mehrgeschossige Schulen. 

3. Standortbestimmung von Ausweich­
und Hilfskrankenhäusern, in die Patienten 
aus den zu räumenden Krankenhäusern 
oder nach endgültiger Versorgung auch 
aus Krankenhäusern und Notlazaretten 
verlegt werden können. Hiertür kämen in 
erster Linie bereits vorhandene Kurheime 
oder entprechend gut ausgerüstete Hotels 
in Frage. 

4. Bestückung der bereits vorhandenen 
Krankenhäuser mit leistungsfähigen Not-

Als ergänzende Maßnah­
me muß auch die Mög­
lichkeit der Einrichtung 
von geschützten Opera­
tionsstellen in noch vor­
handenen Bunkern oder 
Tiefgaragen bestehen. 

stromaggregaten und Bereithaltung von 
fahrbaren Notstromaggregaten zur Versor­
gung der vorgesehenen Notlazarette. 

5. Einrichtung von Sammel- und Behand­
lungsstationen vor Ort für Leichtverletzte, 
in denen die am Ort ansässigen Ärzte und 
Zahnärzte Erste Hilfe leisten, die Trans­
portfähigkeit von Schwerverletzten auf­
recht erhalten und die endgültige Versor­
gung von Leichtverletzten übernehmen 
können. 

6. Einrichtung einer zentralen BefehlssteI­
le für den Verwundetentransport mit der 
Maßgabe, daß von hier aus eine breitgefä­
cherte und zweckgerichtete Verteilung der 
Schwerverletzten auf die einzelnen Be­
handlungsmöglichkeiten erfolgt. 

7. Einrichtung von Hubschrauberlande­
plätzen an allen Krankenhäusern und vor­
gesehenen Notlazaretten. 

8. Einrichtung von dislozierten Sanitätsde­
pots für Medikamente, Sanitätsmaterial 
und Notbetten, auch im zivilen Bereich, 
unter Aufsicht von Apothekern. 

9. Möglichkeit der Einrichtung von ge­
schützten Operationsstellen in noch vor­
handenen Bunkern oder anzulegen etwa 
in Tiefgaragen, die mit den Depots für 
Sanitätsmaterial und Notbetten zusam­
mengelegt werden sollten, während Medi­
kamente möglichst in vorhandenen 
Großapotheken von Krankenhäusern oder 
ähnlichen Einrichtungen, z. B. der Bun­
deswehr, immer wieder umgeschlagen 
werden sollten, um sie nicht veralten zu 
lassen. 

10. Einrichtung von speziellen Entstrah­
lungsmöglichkeiten für Verletzte in Kran­
kenhäusern und Notlazaretten sowie für 
Unverletzte an dafür noch zu bestimmen­
den geeigneten Stellen (Deko-Stellen), 
Bereitstellung von geschultem Personal 
für diese Deko-Stellen, Bereitstellung von 
Bekleidungs-Depots. 

11. Einrichtung von Labors zur Überprü-

fung der Trinkwasser- und Lebensmittel­
vorräte auf Kontamination. 

12. Vorhaltung von sicher gelagerten 
Trinkwasser- und Lebensmittelvorräten 
mit entsprechenden Umschlagmöglich­
keiten. 

13. Organisation des Blutspendewesens 
durch Erstellung von Blutgruppenauswei­
sen für die gesamte Bevölkerung. Prüfung 
der Erfahrungen der israelischen Armee 
mit grundsätzlicher Verwendung von Null­
Spendern im letzten Kriege, um im Ernst­
fal l bei Gesunden oder Leichtverletzten 
kleinere Mengen von 250 bis 300 ml Blut 
zur Direkttransfusion an Schwerverletzte 
gewinnen zu können und nicht größere 
Blutdepots vorrätig halten zu müssen. 

14. Einweisung aller im Gesundheits- und 
Rettungsdienst Tätigen in ihre Standorte 
und Aufgabengebiete. 

15. Rekrutierung von Hilfskräften für alle 
Bereiche des Sanitäts- und Rettungsdien­
stes. 

16. Einbeziehung aller frei praktizierenden 
Ärzte und Zahnärzte, die im Katastrophen­
fall die Behandlung der Leichtverletzten 
und evtl. auch die Nachbetreuung der 
Schwerverletzten in Krankenhausern 
übernehmen müssen. 

17. Unterweisung aller Ärzte und des 
nichtärztlichen Personals im Sanitäts­
dienst über Verhalten und Gegenmaßnah­
men bei Einwirkungen von ABC-Waffen, 
Großvergiftungen und Seuchen. 

18. Unterweisung aller chirurgisch tätigen 
Ärzte über Behandlungsgrundsätze von 
Kriegsverletzungen, Triage von Verwun­
deten bei Massenanfall und Behandlungs­
grundsätze bei Brandkatastrophen. 

19. Unterrichtung der Bevölkerung in ge­
eigneter Form über die getroffenen Kata­
strophenabwehrmaßnahmen, Erteilen von 
allgemeinen Verhaltensmaßregeln, Mög­
lichkeiten zur Selbst- und Nachbarschafts­
hilfe. 
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Schieswig-Hoistein 
Seminar über Zivilschutz 

Ascheberg/Plön. Uber den Zivilschutz 
Informierten sich am 22 und 23. Febru­
ar fuhrende Vertreter des Malteser-Hilfs­
dienstes und der Deutschen Lebens­
Rettungs-Gesellschaft. Sie nahmen an 
einem Seminar des BVS in Ascheberg 
bel Plön teil. Neben drei Vortragen über 
die Zusammenarbeit der Hilfsorganisa­
tionen, die Schutzmöglichkeiten vor 
Waffenwirkung und die Förderung des 
Schutzraumbaus standen zwei Referate 
von Gastrednern auf dem Programm. 
Wolf Dambrowsky, Diplom-SoZiologe an 
der Kieler Universitat, berichtete uber 
Untersuchungen, die das menschliche 
Verhalten in Katastrophensituationen be­
treffen. CDU-Landtagsabgeordneter 
Ralner-Uwe Harms sprach uber die 
"Zivilverteidigung aus politischer Sicht". 

SPD·Arbeitskreis 
informierte sich 

Kiel. In einem Vortrag vor dem Arbeits­
kreis .Inneres und Recht " der SPD­
Landtagsfraktion informierte der BVS­
Fachgebietsleiter fur Öffentlichkeitsar­
beit, Hoberg, die Teilnehmer über die 
Aufgaben des BVS und den Stand des 
Selbst- und Zivilschutzes im nördlich­
sten Bundesland. 

In der anschließenden Aussprache be­
tonten die Landtagsabgeordneten Lieb-

recht und Dr. Klingner die Notwendig­
keit, die Aktivitaten auf dem Gebiet des 
Selbstschutzes künftig zu verstarken. 
Ein weiterer Ansatzpunkt hierzu soll 
auch ein Informationsgesprach von Ver­
tretern des BVS mit anderen Parteigre­
mien werden. 

Vortrag im 
Wirtschaftsministerium 

Kiel. Die politische Weltlage war Anlaß 
dafür. daß Personalrat und Buroleltung 
des schleswig-holsteinischen Wlrt­
schaftsministeriums die BVS-Landes­
stelle Schleswig-Holsteln um einen In­
formationsvortrag baten. Mehr als 100 
Personen nahmen daran teil. Nach dem 
Referat von BVS-Fachgebietslelter Die­
ter Hoberg entwickelte sich eine lebhaf­
te Diskussion. in deren Mittelpunkt Fra­
gen zu den allgemeinen Aufgaben des 
Selbstschutzes und des Behörden­
selbstschutzes standen . 

Mlnisterialdirrgent Dr. Laux trat dafur ein. 
innerhalb des Ministerrums Mitarbeiter 
zu gewinnen, die bereit sind, sich frei­
will ig fur den behördlichen Selbstschutz 
ausbilden zu lassen. Der Behörden­
selbstschutz sei fur die Bediensteten bei 
Unfallen und Katastrophen ebenso wich­
tig wie für die Besucher. betonte 
Dr. Laux. 

Buroleltende Beamte, Oberamtsrat 
Brennscheidt, Oberamtsrat Pastow -
Koordinator für Maßnahmen der Zivilver-

Niedersachsen 
BVS·Leistungsbilanz 1979 

Im Jahr 1979 erreichte der BVS In Nie­
dersachsen durch serne Arbeit über 
290000 Bürger. Den größten Anteil dar­
an hat die Öffentlichkeitsarbeit mit 
214000 angesprochenen Personen . An 
Ausbildungsveranstaltungen nahmen -
rern zahlenmaßig - mit 76000 Personen 
zwar erheblich weniger Interessenten 
teil , doch um diese Zahl zu erreichen. 
bedurfte es eines standlgen Engage­
ments der haupt- und ehrenamtl ichen 
Mitarbeiter und Helfer. Ihnen soll an die­
ser Stelle ein besonderer Dank gesagt 
werden, insbesondere den ehrenamtli­
chen Helfern, ohne die viele Vorhaben 
nicht in die Tat hatten umgesetzt werden 
konnen 
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In der Öffentlichkeitsarbeit sind zwei be­
merkenswerte EntWICklungen festzustel­
len. Durch die Beteiligung des BVS an 
Messen wurden allein fast 160000 Be­
sucher angesprochen. Diese Art der Öf­
fentlichkeitsarbeit soll auch weiterhin wie 
bisher genutzt werden, um so Kontakt 
mit dem Bürger zu schaffen Immerhin 
ließen sich - und das ist die zweite be­
merkenswerte EntWicklung - rund 2100 
Burger vom BVS beraten . Im Vergleich 
zu 1978 ist das eine Steigerung auf das 
VIerfache. Man kann annehmen, daß die 
politische "Großwetterlage" eine we­
sentliche Rolle gespielt hat Die in den 
ersten Monaten dieses Jahres durchge­
fuhrte Zahl der Beratungen scheint das 
zu bestatigen. 

Bel den Ausbildungsveranstaltungen ha-

teidigung und Katastrophenabwehr -
und das Mitglied des Personalrats, 
Koeppe, besuchten inzwischen einen 
BVS-Lehrgang, um sich einen personli­
chen Eindruck zu verschaffen. 

Fernsehbericht 
über Schutzraumbau 

Kiel. In der ersten Februarhalfte wurde 
im Nordschau-Magazin ein Beitrag uber 
die Moglichkelten des Schutzraumbaues 
gesendet. Dabei wurde auch die durch 
den BVS angebotene Beratung erwahnt. 

Im Mittelpunkt der Sendung stand ein 
Filmbericht über ein Schutzbauvorhaben 
im Keller eines Einfamilienhauses. Der 
Besitzer begründete vor der Kamera das 
zeit- und kostenaufwendige Bauvorha­
ben mit seiner Verantwortlichkeit gegen­
uber seiner Familie. 

Bereits am Tage nach der Sendung re­
gistrierte der BVS die ersten telefoni­
schen Anfragen aus dem Kreis der 
Fernsehzuschauer. Dabei stellte sich 
heraus, daß die wenigsten Anrufer bis­
her etwas von der Moglichkelt, die Bera­
tungshilfe des BVS bel solchen Bauvor­
haben in Anspruch nehmen zu konnen, 
gewußt hatten. Die BVS-Landesstelle 
Schleswig-Holstein will nun Im Fruh­
sommer eine landesweite Aufklärungs· 
aktion über Schutzraumbau-Beratungen 
und andere Informationsmöglichkeiten 
des BVS starten. 

ben sich die Teilnehmerzahlen - bei den 
Selbstschutz-Grundlehrgangen mit 
67 500 Teilnehmern und bel den Fach­
ausbildungen mit 6500 Personen - ge­
genüber 1978 nur unwesentlich veran­
dert. 

Die Gemeinden und Landkreise haben 
im Jahre 1979 sich in verstarktem Maße 
der Ausbildung von Selbstschutz-Bera­
tern zugewendet. Mit derzeit über 300 
Beratern schaffen Sich Gemeinden und 
Landkreise eine bessere Ausgangsba­
sis, um die Bevölkerung bel Maßnah­
men des Selbstschutzes unterstützen zu 
konnen. 

Bisher gab es in Niedersachsen im Be­
reich der BVS-Landesstelle 16 haupt­
amtlich und 36 ehrenamtlich geleitete 



Dienststellen. Nach der 1979 eingeleite­
ten Umstrukturierung des Verbandes 
werden nunmehr zehn hauptamtlich ge­
teitete Großraum-Dienststellen den Be­
reich des Landes abdecken. Ehrenamtli­
che und hauptamtliche Mitarbeiter wer­
den dann effektiver arbeiten können. 

Verbessert hat sich bereits jetzt die Aus­
stattung mit Fahrzeugen. Künftig sollen 
jeder Dienststelle zwei Fahrzeuge für 
die Ausbildungs- und Aufklärungseinsät­
ze - mit dem erforderlichen Personal -
zur Verfügung stehen. 

In Niedersachsen kann jedoch keines­
fal ls auf die aktive ehrenamtliche Mitar­
beit verzichtet werden; nach wie vor 
müssen die Helfer in der Öffentlichkeits­
arbeit und bel der Ausbildung der Bevöl­
kerung im Selbstschutz eingesetzt wer­
den, weil diese Arbeit im notwendigen 
Umfang nur mit Hilfe ehrenamtlicher Mit­
arbeiter erbracht werden kann. 

Es muß deshalb das besondere Anlie­
gen jeder BVS-Dienststelle sein, zu den 
ehrenamtlichen Helfern engen Kontakt 
zu pflegen und weitere ehrenamtliche 
Mitarbeiter zu gewinnen. 

BVS·Leistungsbild 
für Niedersachsen 

Öffentlichkeitsarbeit 1979 

Insgesamt: 2015 Veranstaltungen 
Vorträge: 1839 
Teilnehmer: 53571 
Seminare/Tagungen: 20 
Teilnehmer: 391 
Sonstige Veranstaltungen der Öffentlich­
keitsarbeit: 35 
Teilnehmer: 859 
Ausstellungen: 141 
Beratungen: 
Einzelberatungen "Schutzraumbau ": 
1168 
Einzelberatungen "Selbstschutz": 672 

Ausbildung 1979 

Selbstschutz in Wohn- und Arbeits­
stätten: 

Selbstschutz-Grundlehrgänge: 3014 

Teilnehmer: 67482 

Selbstschutz-Fachlehrgänge: 546 

Teilnehmer: 6497 

Veranstaltungen an der BVS-Schule 
Voldagsen: 

Ausbildungsveranstaltungen für BVS­
Mitarbeiter: 37 

Informationsseminare/Tagungen: 20 
Selbstschutz-Fachlehrgänge und Übun­
gen: 72 

Teilnehmer insgesamt: 2000 

BVS·Ausstellungsbus 
hat ausgedient 

Wenn in Zukunft die Fahrbare Zivil­
schutzausstellung zu den Dienststellen 
des BVS kommt, wird kein großer Aus­
stellungsbus mehr anrollen; dieser ist 
seit Anfang des Jahres 1980 stillgelegt. 
In 14 Jahren hat er über 100000 Kilo­
meter zurückgelegt, über 500000 Besu­
cher wurden in der Ausstellung gezählt. 

Seit 1966 wurde der Bus - neben ande­
ren fahrbaren Einrichtungen - als Fahr­
bare Informations- und Beratungsstelle 
(FIBS) benutzt. 

Viele Mitarbeiter werden sich sicherlich 
noch gern an den Fahrzeugkonvoi erin­
nern, der bis zum Jahre 1972 1.1 fast al ­
len BVS-Dienststellen der Bundesrepu­
blik zu Gast war. Nach einer organisato­
rischen Änderung wurden die Fahrzeuge 
ab 1972 auf einige Landesstellen verteilt 
und als Fahrbare Zivilschutzausstellun­
gen mit einer neuen Konzeption auf 
Reisen geschickt. 

Der BVS-Ausstellungsbus, viele Jahre lang eine 
bekannte Einrichtung, Ist Jetzt stillgelegt wor­
den. Ein Stück BVS-Geschlchte ging zu Ende. 

Seit dieser Zeit war der Bus der Lan­
desstelle Niedersachsen zugeteilt und -
besonders an den Wochenenden in den 
Sommermonaten - bei unzähligen Ver­
anstaltungen des BVS und anderer Ka­
tastrophenschutz-Organisationen einge­
setzt. Nicht nur seine attraktive Innen­
einrichtung, die u.a. ein Stadtteilmodell 
zeigte, auch die auffallende blau-gelbe 
Lackierung des Fahrzeuges weckte das 
Interesse der Besucher. 

Über eine Lautsprecheranlage konnten 
Musik und Textdurchsagen gesendet 
werden. Dank seiner großen Beweglich­
keit war der Bus problemlos zum Ein­
satz zu bringen. In Fußgangerzonen, auf 
Volksfesten und Marktplatzen war er 
nach wenigen Handgriffen einsatzbereit. 

Mit der Stillegung des Fahrzeuges geht 
auch ein kleines Stück BVS-Geschichte 
zu Ende. Künftig wird die Fahrbare Zivil­
sChutzausstellung die Dienststellen mit 
kleinen Fahrzeugen und der Tafelaus­
stellung "Zivilschutz" besuchen. 

Vorstandsmitglieder von 
Frauenorganisationen in 
Voldagsen 

Damen, die Vorstanden von Frauenorga­
nisationen angehören, waren drei Tage 
lang Gäste der BVS-Schule in Voldag­
sen. In einem Informationsseminar lie­
ßen sie sich über Fragen des Zivilschut­
zes informieren und diskutierten lebhaft 
mit den Referenten. Die Tagung zeigte 
eindeutig, daß Frauen in besonderem 
Maße an Fragen der Sicherheit interes­
siert sind. 

Bei solch einem Interesse wurde schon 
bei seinem einleitenden Referat "Die 
Wirkung moderner Angriffswaffen und 
Schutzmöglichkeiten" der BVS-Mitarbei­
ter Wilfried Prellberg vor das Problem 
gestellt, in der vorgegebenen Zeit sein 
Thema umfassend abzuhandeln, ohne 
dabei Einwände und Fragen unbeant­
wortet zu lassen. 

Nachdem sie gewissermaßen auf die Si­
tuation eingestimmt worden waren, woll­
ten die Teilnehmerinnen auch erfahren, 
welche Selbstschutz-Maßnahmen sie 
treffen können. Es interessierte sie fer­
ner, was von staatlicher Seite unternom­
men wird und auch, wie sie den Selbst­
schutzgedanken weitergeben können. 

BVS-Fachgebiets leiter Häckel verstand 
es, in der Diskussion auf die Bedeutung 
der Vereine und Verbände für eine sol­
che Aufgabe hinzuweisen; sehr bald ka­
men aus dem Teilnehmerkreis Anregun­
gen, wie man z. B. in der Gemeinde 
über den Selbstschutz sprechen kann. 

Die im Programm eingeplante Besichti­
gung eines Warnamtes fand das volle 
Interesse der Teilnehmerinnen. Ihren 
abschließenden Bemerkungen war zu 
entnehmen, daß sie künftig in ihren Ver­
bänden und Wohnorten Einfluß auf die 
Entwicklung des Selbstschutzes neh­
men wollen. 

Abschied in Meppen 

Mit einer großen Veranstaltung verab­
schiedeten sich der kommissarische 
Leiter der BVS-Dienststelle Meppen, 
Horst Hauser, und seine Mitarbeiter von 
der Bevölkerung. Meppen wird künftig 
von der BVS-Dienststelle Osnabrück be­
treut. 

Unter den zahlreichen Gästen waren 
auch Bundestagsabgeordneter Seiters 
und Landtagsabgeordneter Hartmann. 
Von den 26 Gemeindedirektoren aus 
dem Bereich Meppen waren 21 eben­
falls gekommen; ein Zeichen für die 
Verbundenheit zum BVS - und ein gu­
tes Zeichen auch für die zukünftige Zu­
sammenarbeit. 
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Nordrhein-Westfalen 
Kinder malen Katastrophen 

Recklinghausen. Über 8000 Jungen 
und Madchen Im Alter von acht bis zu 
dreizehn Jahren haben sich an einem 
Malwettbewerb über Gefahren, Unfälle 
und Katastrophen sowie Vorsorge und 
Selbsthilfe mit Pinsel und Zeichenstift 
beteiligt. Eine repräsentative Auswahl 
dieser Arbeiten wurde jetzt in einer Aus­
stellung In der Deutschen Bank Reck­
linghausen gezeigt - und trat danach 
den Weg durch das Land Nordrhein­
Westfalen an. 

OberstadtdIrektor Lorenz Amely erklärte 
als Schirmherr der Ausstellung : "Eine 
der schwierigsten Aufgaben im Zivil­
schutz ist es, den Bürger zu motivieren, 
daß er fur seinen privaten Bereich so­
weit wie möglich selbst Vorsorge trifft. • 
Die Ausstellung - so der Verwaltungs­
chef - zeige, daß es Interessante Wege 
gebe, dieses Problem In das Blickfeld 
der Offentlichkeit zu rücken . 

Grubenwehr ließ sich 
über Katastrophenschutz 
informieren 

Münster. Die Angehörigen der Gruben­
wehr des Eschweiler Bergwerksvereins 
- Bergbaubetriebe Westfalen - ließen 
sich in Ahlen über den betrieblichen 
Katastrophenschutz und über Katastro­
phenschutzmaßnahmen In der Bundes­
republik Deutschland unterrichten. Der 
Leiter der BVS-Dienststelle Munster 
fuhrte aus, daß eine Information über die 
Aufgaben der Katastrophenschutz-Orga­
nisationen sicherlich auch fur die Ange­
hörigen einer Grubenwehr interessant 
sei . 

Als erganzende Ausbildung wurde fur 
die Grubenwehr die Durchführung eines 
Fachlehrganges .Strahlenschutz" ver­
einbart. Im gleichen Betrieb werden seit 
einiger Zeit durch den BVS schon die 
Jungbergleute selbstschutzmäßig aus­
gebildet. Für 1980 ist auch die Durch­
führung weiterer Fachlehrgänge des be­
trieblichen Katastrophenschutzes vorge­
sehen. 

Landschaftsverband aktiviert 
Behördenselbstschutz 

Münster. Gemeinsam mit dem Land­
schaftsverband Westfalen-Lippe führte 
die BVS-Dlenststelle Munster zwei Infor­
mationstagungen "Zlvil- und Selbst­
schutz" durch. Zur Teilnahme waren lei­
tende Beamte und Bauingenieure der 
Straßenbauverwaltungen eingeladen 
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worden. Das Programm umfaßte vor 
allem Fragen des Verkehrsslcherstel­
lungsgesetzes, des Behördenselbst­
schutzes und des Schutzraumbaus. Die 
Informationstagungen waren der Aus­
gangspunkt für ein umfangreiches 
Selbstschutz-Ausbildungsprogramm. Um 
die Dienststellen der Straßenbauverwal­
tungen, die uber Nordrhein-Westfalen 
verteilt sind, in der notwendigen Weise 
zu betreuen, werden etwa zehn BVS­
Dienststellen Programme erarbeiten. 

Ehrung langjähriger 
BVS·Mitarbeiter 

Düren. Anläßlich einer Vortragsveran­
staltung, an der über 100 Gaste teilnah­
men, wurden in der BVS-Dlenststelle 
Düren einige Mitarbeiter für ihre langfäh­
rige Tätigkeit im BVS ausgezeichnet. 
Der Landrat des Kreises Duren, MdL 
Johannes Kaptain, hielt ein Einführungs­
referat zum Thema "Der Selbstschutz 
als gesellschaftspolit ische Aufgabe des 
Bürgers" und überreichte die Ehrenur­
kunden des BVS. In Vertretung des 
BVS-Landesstellenleiters war Fachge­
bietsleiter Gerhard Merten erschienen, 
der den Empfängern der Urkunden 
ebenfalls Dank sagte. Geehrt wurden 
die seit zehn Jahren im BVS tätigen Mit­
arbeiter Monika Wensky und Günter 
Mauth sowie Wilhelm Pütz und Edgar 
E. Jansen, die seit zwanzig Jahren dem 
BVS angehören. 

Der stv. Gemeindedirektor Heinrich Frei­
tag war ebenfalls fast zehn Jahre als 
BVS-Beauftragter in Langerwehe tälig. 
Er erhiell eine Urkunde, die, da er selbst 
verhindert war, von dem als Gast anwe­
senden Bürgermeister Johnen aus 
Langerwehe weitergegeben wurde. 

Dies geschah dann wahrend einer Son­
dersitzung des Rates der Gemeinde 
Langerwehe am 10. Januar 1980. Der 
Bürgermeister würdigte die Verdienste 

Ehrengäste bei der 
Ausstellungs-Eröff­

_ nung: Der Schirm­
herr der Ausstel­
lung, OberstadtdI­
rektor Amely (Mitte) 
und KreIsbrandmeI­
ster Breloer. Rechts: 
Bankdirektor 
Dr. Kühnel. 

und die erfolgreiche Mitarbeit Freitags 
und überreichte die Dankurkunde des 
BVS. Landrat Kaptain meinte. der BVS 
habe mit der Einrichtung einer Dienst­
stelle In Düren die Stadte. Gemeinden 
und Betriebe des Kreises in die Lage 
versetzt. sich unmittelbar in allen Fragen 
des Selbstschutzes beraten lassen zu 
können. Die Mitarbeiter hätten sich seit 
Jahren bemüht. gute Arbeit zu leisten. 
Dafür wolle er auch im Namen des 
Kreistages danken. 

400 Veranstaltungen 
in einem Jahr 

Bonn. Die BVS-Dienststelle Bonn kann 
für 1979 eine sehr positive Bilanz zie­
hen: 400 Veranstaltungen und 115 Be­
ratungen wurden durchgeführt; insge­
samt 32757 Personen nahmen teil. 
Durch den Einsatz der Wanderausstel­
lung • Bürger helfen Bürgern". die von 
den Gemeinden des Rhein-Sieg-Kreises 
unterstutzt wurde. konnten in neun Or­
ten weitere 18000 Personen informiert 
werden. Die Ausstellungen .Schutz und 
Wehr" und. Kinder malen Katastro­
phen" verzeichneten in Bonn insgesamt 
7000 Besucher. 

Landfrauen zeigen 
großes Interesse 

Borken. In jedem Jahr sterben etwa 
10000 Menschen bei Unfällen im hausli­
chen Bereich; etwa 5000 verunglücken 
tödlich am Arbeitsplatz. Diese Zahlen 
nannte BVS-Mitarbeiter Kötterheinrich 
bei einer Tagung des Landfrauenvereins 
Borken. Die mehr als 100 Teilnehmerin­
nen zeigten sich tief beeindruckt. Ihr In­
teresse an allen Fragen des Selbst­
schutzes, der auch für das Leben auf 
dem Bauernhof große Bedeutung haben 
kann. war sehr groß. 



Seminare "Schutzraumbau" 
ausgebucht 

Seit etwa einem Jahr bietet der BVS 
den Bauschaffenden - Architekten, In­
genieuren und Mitarbeitern von Bauauf­
sichtsbehörden - in den Informationsse­
minaren "Schutzraumbau" einen Über­
blick über die technischen Anforderun­
gen an Schutzräume al ler Art. Im 8e­
reich der BVS-Landesstellen Nordrhein­
Westfalen finden 1980 sieben Seminare 
statt; die zur Verfügung stehenden Teil­
nehmerplätze waren übrigens kurz nach 
Bekanntgabe der Termine "ausge­
bucht". 

Hessen 
Landfrauen für 
den Selbstschutz c.:..::...::c:..:..::.:..=--___ _ 

Landfrauen in Reichelsheim (Odenwald) 
besuchten in der BVS-Dienststelle 
Darmstadt einen Informationsabend. In 
einer zweistündigen Veranstaltung erläu­
terten die BVS-Mitarbeiter Preuß und 
Reber die mit dem Selbstschutz zusam­
menhängenden Maßnahmen. 

Filme und Dias wurden eingesetzt. um 
die Selbsthilfe, den Schutzraumbau, die 
Brandbekämpfung und die Vorratsnal­
tung zu demonstrieren. Man erklärte, 
was in einer Haus- oder Stallapotheke 
vorhanden sein muß; ebenso, wie man 
sich bei einer Alarmierung verhält. Eine 
lebhafte Diskussion schloß sich an. 

Großes Interesse an 
Zivilschutz·Problemen 

Mitglieder der Sektion Wiesbaden der 
Gesellschaft für Wehrkunde nahmen -
als Folge intensiver Gespräche über die 
Zivilverteidigung und den Zivilschutz -
an einer Informationsveranstaltung an 
der BVS-Schule in Birkenfeld teil. Fach­
gebietsleiter Helmholz hieß die Teilneh­
mer im Namen der BVS-Landesstelle 
Hessen willkommen, danach begrußte 
der Leiter der Schule, Schnittker, die 
Gäste. 

Am ersten Tage wurden die Besucher, 
die sich sonst vorwiegend für militäri­
sche Dinge interessieren, mit den 
Rechtsgrundlagen des Zivi lschutzes ver­
traut gemacht. Am zweiten Tag gab es 
interessante Vorträge zu Themen des 
Zivilschutzes; praktische Vorführungen 
und Übungen ergänzten die Theorie. 
Auch über moderne Angriffswaffen wur­
de diskutiert. Oberst a. D. Peiler, militäri­
scher Berater der saarländischen Regie-

rung, machte bemerkenswerte Ausfüh­
rungen zur zivil-militärischen Zusam­
menarbeit, die - nach seiner Ansicht -
noch intensiviert werden muß. Die The­
men des letzten Tages waren der Warn­
dienst, der Schutzraumbau sowie die 
Arbeit des BVS. 

Die Besichtigung eines Warnamtes bil­
dete den Abschluß des Seminars. Nach 
einer regen Schlußaussprache, bei der 
die Teilnehmer sich für die gute Aufnah­
me an der BVS-Schule bedankten, trat 
man die Heimreise an. Einhellig wurde 
die Meinung vertreten, daß es interes­
sante Stunden gewesen seien , die man 
in Birkenfeld verbracht habe. 

Auch das gibt es: Frauen 
wollen Selbstschutz·Berater 
werden 

Ein nicht alltäglicher Vorgang: Frauen 
machen einen Bürgermeister auf seine 
Pflichten in Sachen Selbstschutz auf­
merksam. Geschehen war folgendes : 
Der Bürgermeister hatte auf ein Schrei­
ben einer Frauengruppe aus Steinbach 
geantwortet, er sei nicht zuständig für 
die Rettung und den Schutz der Bürger 
in einem Katastrophenfall. 

Allerdings hielten die Frauen dem Bür­
germeister zugute, daß er ihre Denkan­
stöße allein auf den Skylab-Absturz be­
zogen habe, während sie den Schutz 
der Bevölkerung insgesamt meinten. Sie 
wiesen ihn auf die einschlägigen Para­
graphen des Gesetzes über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes hin, die 
eindeutig besagen, daß der Hauptver­
waltungsbeamte für den Aufbau, die 
Förderung und die Leitung des Selbst­
schutzes der Bevölkerung zuständig sei. 

Die sachkundigen Bürgerinnen baten ih­
ren Bürgermeister, er möge sich doch 

Der Referent für Bau 
und Technik der 
BVS-Bundeshaupt­
stelle in Köln, Dlpl.­
Ing. Neckermann 
(Dritter von rechts), 
erläuterte Baufach­
leuten technische 
Probleme des 
Schutzraumbaus. 

einmal bei seinen Amtskollegen über 
den Sachstand informieren. Sie erklärten 
sich außerdem bereit, ihn in dieser An­
gelegenheit tatkräftig zu unterstützen 
und sich selbst gegebenenfalls als 
Selbstschutz-Berater zur Verfügung zu 
stellen. 

Inzwischen kümmert sich der heimische 
Landtagsabgeordnete um diese "unge­
wöhnliche" Angelegenheit. Zum Schutz 
und Wohle der betroffenen Bevölkerung 
wäre es zu wünschen, daß der Bürger­
meister künftig alle Möglichkeiten zur 
Selbstschutz-Information nutzt. 

Die Hilfe der Frauen sollte in Anspruch 
genommen werden, gerade weil sich 
diese uneigennützig als Selbstschutz­
Berater zur Verfügung stellen wollen; 
ein nicht alltäglicher Vorgang, der Nach­
ahmung finden sollte. 

"Selbstschutztage" geplant 

Vor etwa einem Jahr wurde die" 1. Bik­
kenbacher Selbstschutzwoche" durch­
geführt, die mit einer Abschlußübung 
der Katastrophenschutz-Organisationen 
endete. Bürgermeister Schemel, Initiator 
dieser Selbstschutzwoche, hat bereits 
neue Pläne. Um den Bürgern seiner Ge­
meinde die Notwendigkeit des Selbst­
schutzes nahezubringen, sollen in die­
sem Jahre "Selbstschutztage" durchge­
führt werden . Schon das Konzept läßt 
erkennen, daß eine Vielfalt an Informa­
tionsmöglichkeiten geboten werden soll. 

Mit Filmvorführungen des BVS soll es 
beginnen. Im Bürgerhaus-Eingang wird 
eine Woche später die Tafelausstellung 
"Zivilschutz" gezeigt. Das Bürgerhaus 
dient vielen Vereinen und Organisatio­
nen als Treffpunkt. Da die Bickenbacher 
ein sehr vereinsfreudiges Völkchen sind, 
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werden sicherlich viele von ihnen die 
Ausstellung sehen. 

Die Kaufleute des Ortes haben sich be­
reiterklärt, in ihren Geschäften und 
Schaufenstern in Zusammenarbeit mit 
dem BVS Selbstschutz-Darstellungen zu 
arrangieren. Geplant ist ferner, daß das 
DRK einen Erste-Hilfe-Lehrgang durch­
führt ; die Freiwillige Feuerwehr soll in 
dieser Zeit Feuerlöscher prüfen und im 
vorbeugenden Brandschutz beraten . 

Informationsvorträge und Selbstschutz­
Ausbildungen sollen vom BVS durchge­
fuhrt werden. Für die Bürger werden 
Selbstschutz-Beratungsstunden einge­
richtet. Bei einem Gewinnspiel konnen 
die Bürger zum Abschluß ihr Wissen 
testen. 

Stadtverwaltung verabschie­
dete Gerhard Straube 

Am 26. Februar t 980 wurde der bisheri­
ge Leiter der BVS-Dienststelle Darm­
stadt, Gerhard Straube, nach über 
271ähriger Tätigkeit in einer Feierstunde 
im Saal des Polizeiprasidiums von der 
Stadtverwaltung offiziel l verabschiedet. 
Die Ein ladung zu dieser Feier erging im 
Auftrage des Oberbürgermeisters durch 
den Beauftragten für den Kalastrophen­
schutz der Stadt, Polizeipräsident Ber­
net. Zahlreiche Ehrengaste, unter ihnen 
der Landrat des Odenwaldkre ises, 
Dr. Nothardt, Vertreter der Landkreise 
Darmstadt-Dieburg, Groß Gerau und 
Bergstraße, als Vertreter der Stadt 
Darmstadt der stv. Stadtverordnetenvor­
steher von der Marwitz, Landesfeuer­
wehrbeauftragter Kreisbrandinspektor 

Polizeipräsident Bernet, rechts, und stv. Stadt­
verordnetenvorsteher von der Marwitl bel der 
Abschiedsteiet 'ur den ehemaligen BV$-Olenst­
steIlenleiter von Darmstadt, Straube (links, mit 
Ehefrau). 

KÖbler, Repräsentanten der Kalastro­
phenschutz-Organisatlonen und der 
stadtischen Berufsfeuerwehr, Vertreter 
der Bundeswehr und des Regierungs­
prasidenten waren ebenfalls erschienen . 
Als Vertreter des Hessischen Ministe­
riums des Innern war Reg .-Dir. Hand­
werk anwesend. 

Polizeipräsident Bernet führte u. a. aus : 
"Wenn man sich ... mit der Geschichte 
des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz, der 1951 auf Bundesebene ge­
gründet wurde ... beschäftigt und den 
Werdegang in Darmstadt untersucht, 
ste ll t man fest, daß Sie, Herr Straube, 
seit der Gründung der Orts- und Kreis­
stei le Darmstadt des Verbandes im März 
1952 ... fü r den Selbstschutz tät ig sind. 
In den ersten Jahren waren Sie als eh­
renamtl iche Lehrkraft tätig, aber bereits 
t 955 waren Sie hauplamtlich als Ausbil ­
dungsleiter eingesetzt. 

1961 übernahmen Sie die Leitung der 
Orts- und Kreisstelle und nach Umorga­
nisat ionen 1968 die Dienststelle Darm-

Rheinland-Pfalz 
Schulleiter Schnittker 
im Ruhestand 

Der Leiter der BVS-Schule in Birkenfeld, 
Wilhelm Schnittker, ist in den Ruhestand 
getreten. Im Rahmen einer kleinen Fei­
erstunde in den Räumen der BVS-Lan­
desstelle Rheinland-Pfalz wurde er von 
Landesstellenleiter Awiszus verabschie­
det. Mit Schnittker, so der Landesstel­
lenleiter in seiner Abschiedsrede, schei­
de der dienstälteste Leiter einer BVS­
Schule aus dem aktiven Dienst aus. Er 
könne, so führte Awiszus weiter aus, die 
von Schnittker geleistete Arbeit sehr ge­
nau beurteilen , da er selbst lange Zeit 
Schulleiter gewesen sei. Wenn er auch 
noch nicht sehr lange Leiter dieser BVS­
Landesstelle sei, so habe er sich doch 
ein gutes Bild von der Arbeit des schei­
denden Schulleiters machen können. 
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Schnittker hat im Jahre 1954 seine Tä­
tigkeit als ehrenamtlicher Mitarbeiter bei 
der damaligen BLSV-Dienslstelle Lud­
wigshafen begonnen, bald darauf wurde 
er hauptamtlicher Ausbildungsleiter. 
Wahrend seiner Zeit in Ludwigshafen 

In der BVS-Schule Birkenfeld verabschiedete 
sich Schulleiter SehnlHker von seinen Mitarbei­
tern. Personalrats vorsitzender Thalsen, links, 
übergab ein Abschiedsgeschenk. 

stadt, die dann für die Stadt Darmstadt, 
den Landkreis Darmstadt-Dieburg 
und ... für den Landkreis Groß Gerau 
zuständig war. ZWischenzeitlich betreu­
en Sie auch den Odenwaldkreis und 
den Landkreis Bergstraße. Seit Grün­
dung Ihres Verbandes in Darmstadt wur­
den von Ihrer Dienststelle . .. in 1744 
Lehrgängen 27221 Personen ausgebil­
det und in 1819 Aufklärungsvortragen 
49027 Teilnehmer informiert. Die Aus­
stellungen wurden von über 258490 In­
teressenten besucht. Diese beeindruk­
kenden Zahlen sind ein Spiegelbi ld Ihrer 
Täl igkeit beim Bundesverband für den 
Selbstschutz . Ich meine, daß Ihnen hier­
für unser besonderer Dank gebührt. " 

Anschließend überreichte Bernet dem 
scheidenden Dienststellenleiter, der jetzt 
das Ami des BVS-Landesslellenleiters in 
Hessen ubernommen hat, einen Bild­
band der Stadt Darmstadt. Stv. Stadtver­
ordnetenvorsteher von der Marwitz 
übergab an Frau Straube einen Blumen­
strauß. 

Worte der Anerkennung und des Dan­
kes - auch im Namen seiner Amtskolle­
gen - sprach Landrat Dr. Nothardt aus. 

Für die gute Zusammenarbeit bedankten 
sich mit einem Geschenk der Landes­
feuerwehrbeauftragte und der Landes­
beauftragte des THW. 

Gerhard Straube dankte al len, die ihm in 
der schwierigen Anfangs- und Aufbau­
phase des Verbandes ihre Unterstüt­
zung nicht versagt hatten. Er werde, so 
führte er aus, weiterhin der Stadt Darm­
stadt verbunden bleiben und bat, das 
ihm entgegengebrachte Vertrauen auch 
seinem Nachfolger nicht zu versagen . 

führte Schnittker an der BLSV-Schule in 
Bingen laufend Lehrgange durch, in de­
nen er den Helfern das notwendige 
Fachwissen vermittelte . 
Im Jahre 1960 ubernahm er die Leitung 
der BLSV-Schu le Bingen. 
In lener Zeit führte er weit über die Lan­
desgrenzen hinaus beachtete und aner­
kannte Aufgaben durch , beispielsweise 
verschiedene Großübungen. Er organi­
sierte auch die internationale Frauenta­
gung in Bingen, an der Vertretennnen 
aus acht europäischen Ländern teil­
nahmen. 
Als Leiter der BVS-Schule Birkenfeld -
ab t 969 - pflegte Schnittker gute Kon­
takte zu den Besuchern. Für alle hatte 
er stets ein offenes Ohr. Dadurch hat er 
im Laufe seiner langjährigen Tätigkeit 
das Bild der BVS-Schule wesent lich be­
einflußt. 



Seinen Dank sprach Landesstellenleiter 
Awiszus mit der Übergabe einer Urkun­
de und eines Geschenkes aus. 

Bei seinen Mitarbeitern bedankte sich 
Schnittker in Birkenfeld für die gute, kol­
legiale Zusammenarbeit. In deren Na­
men sprach Personalratsvorsitzender 
Theisen die Wünsche aller für einen 
wohlverdienten Ruhestand und die Ver­
wirklichung seiner privaten Vorhaben 
aus. Danach gab es Blumen und ein Ab­
schiedsgeschenk der Mitarbeiter für den 
scheidenden Schulleiter. 

Modellschutzraum im 
Schwimmbad 

Die Aktion "Selbstschutz in Franken­
thai", die der kürzlich verstorbene 
Dienststellenleiter Werner Schnur noch 
vorbereitet hat, begann im Oktober 1979 
und wird im Juni 1980 enden . So ist der 
BVS in dieser Zeit in der Stadt laufend 

Frankenthais Bürgermeister Popitz (2. v. rechts) 
eröffnete die Ausstellung. Neben ihm BVS-Lan­
dessteIlenleiter Awiszus (rechts) und der Leiter 
des Fachreterates .. Bau und Technik" der Bun­
deshauptsteIle, Neckermann (links). 

präsent. Es galt jetzt, die Wanderaus­
stellung" Der Schutzraum - Konstruk­
tion und Nutzung " an einem geeigneten 
Ort unterzubringen, der auch von der 
Bevölkerung aufgesucht wird . Der Bür­
germeister der Stadt Frankenthai, Popitz, 
stellte das Foyer des Hallenbades zur 
Verfügung . 

Ein komplett ausgestattetes $chutzraum-Modell 
war Im Foyer des Hallenbades aufgebaut wor­
den. Die kleine Anlage Im Vordergrund zeigt 
Möglichkeiten einer zivilen Nutzung des Schutz­
raumes. 

Bereits die Eröffnung der Ausstellung 
war ein Erfolg, das Südwestfunk-Fern­
sehen berichtete in der Abendschau für 
Rheinland-Pfalz ausführl ich darüber. Ein­
geblendet war auch das Interview mit 
BVS-Landesstellenleiter Awiszus. Tat­
sächlich wurde die Ausste llung stark be­
achtet. Vor allem ließen sich Besucher 
aller Altersklassen des stark frequentier­
ten Hallenbades informieren . Stärkste 
Besuchergruppe war tagsüber die Ju­
gend , die sich vorwiegend für die prakti­
sche Nutzung des Schutzraumes in 
Friedenszeiten interessierte . 

Der ungewöhnliche Standort " Hallen­
bad " hat al le Erwartungen übertroffen; 
es zeigte sich, daß Ausste llungen auch 
dort sinnvoll sind , wo sie dem Bürger, 
wenn er aus anderen Gründen solche 
Orte aufsucht, gewissermaßen "neben­
bei " gezeigt werden . 

Goldene Ehrennadel 
für Helmut Kahl 

Ohne ehrenamtliche Mitarbeiter geht 
nichts! Diese Erkenntnis hat sich auch 
der BVS seit langem zu eigen gemacht. 

Aber der Verband nimmt die Tätigkeit 
der ehrenamtl ichen Mitarbeiter nicht als 
Selbstverständlichkeit hin. In einer kle i­
nen Feierstunde, für die die Stadtverwal­
tung Bad Kreuznach den Ratskeller zur 
Verfügung gestellt hatte, zeichnete BVS­
Landesstellenleiter Awiszus eine Reihe 
von Mitarbeitern aus, die zehn Jahre ak­
tiv im BVS tätig sind und durch beson­
dere Verdienste beim Aufbau des 
Selbstschutzes hervorgetreten sind. 

"Man sei immer bereit, vernünftige Ar­
beitsbedingungen für die ehrenamtlichen 
Mitarbeiter zu schaffen" , führte Awiszus 
aus. Schon jetzt habe man die Verwal­
tungsarbeit den hauptamtlichen Mitarbei­
tern übertragen, und auch künftig werde 
Routinearbeit weitgehend von den eh­
renamt lichen Kräften ferngehalten. 

Durch besondere Aktivität und Leistung, 
so betonte Landesstellenleiter Awiszus, 
habe sich Helmut Kahl als ehrenamtl i­
cher BVS-Dienststellenleiter von Bad 
Kreuznach und als Helfervertreter der 
BVS-Landesstelle Rheinland-Pfalz aus­
gezeichnet. Es freue ihn besonders, 
Kahl als Anerkennung für seine Leistung 
die goldene Ehrennadel überreichen zu 
können. 

Weiteren ehrenamtlichen Mitarbeitern 
der BVS-Dienststelle Bad Kreuznach 
wurde in Anerkennung ihrer Verdienste 
eine Ehrenurkunde überreicht, so Hans 
Hili, Kirn ; Josef Eckes, Wallhausen; Ru­
dolf Dauer, Bad Kreuznach ; Klaus Hei­
mer, Bad Kreuznach, und Alfred Loh­
berg , Eckelsheim. 

BVS verstärkt Aktivitäten 
in Koblenz 

Im Jahr 1979 konnte die BVS-Dienst­
stelle Koblenz in ihrem Dienstbereich 
5983 Bürger in Fragen des Selbstschut­
zes unterrichten bzw. ausbilden . Das 
Ausbi ldungsangebot umfaßt ein breitge­
fächertes Programm; so fanden 86 Auf­
klarungsveranstaltungen mit 1 947 T eil­
nehmern statt, außerdem 160 Selbst­
schutz-Grund- und -Fachlehrgänge mit 
3739 Teilnehmern, 18 Lehrgänge für 
den betrieblichen Katastrophenschutz 
mit 221 Teilnehmern und 4 Selbstschutz­
übungen. Hinzu kommen noch zwei 
Ausstellungen im Rahmen von Großver­
anstaltungen ("Brandschutz und Sicher­
heit " Koblenz und die IHAGA in Neu­
wied) , mit denen mehreren tausend Be­
suchern eine allgemeine Selbstschutz­
Information gegeben wurde. Diese im­
ponierenden Zahlen sind dem Jahresbe­
richt der ehren- und hauptamtlichen Mit­
arbeiter der BVS-Dienststel le Koblenz 
zu entnehmen. Zur Leistung des BVS 
trugen die Stadtverwaltung Koblenz so­
wie auch die Kreisverwaltungen der zum 
Bereich der BVS-Dienststelle Koblenz 
gehörenden Landkreise erheblich bei. 

Anläßl ich eines Informationsgesprächs 
stel lte Bürgermeister Josef Mendling 
fest , daß besonders in den letzten Jah­
ren den Fragen des Selbstschutzes in 
der Öffentl ichkeit eine nicht zu überse­
hende Bedeutung beigemessen werde. 

Nachruf 

Am 3. März 1980 verstarb im Alter von 
52 Jahren der Leiter der BVS-Dienst­
stelle Ludwigshafen 

Werner Schnur 

Im Jahre 1966 wurde Werner Schnur 
von der BVS-Landesstelle Saarland 
nach Rheinland-Pfalz versetzt und über­
nahm hier die Leitung der BVS-Dienst­
stelle Ludwigshafen . Er besaß die für ei­
nen Dienststellenleiter ideale Fähigkeit, 
gute Kontakte zu Behörden, Verbänden 
und Vereinen zu schaffen . Diese Fähig­
keit ermöglichte ihm, für den BVS eine 
erfolgreiche Arbeitsbasis zu schaffen. 

Die ehrenamtlichen Mitarbeiter, mit de­
nen er ausgezeichnet zusammenarbeite­
te, lobten seine glückliche Hand. Sein 
Ableben hinterläßt eine Lücke, die si­
cher nicht so rasch zu schließen ist. 

Die BVS-Landesstelle Rheinland -Pfalz 
und die Mitarbeiter der Dienststelle Lud­
wigshafen werden ihm ein ehrendes An­
denken bewahren. 
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Saarland 
Selbstschutz-Berater 
ausgebildet 

In der Gemeinde Überherrn/ Saar haben 
acht von den zwolf bisher bestellten 
Selbstschutz-Beratern bereits ihre Aus­
bildung abgeschlossen . Bürgermeister 
Gerhard Burg begrüßte in Anwesenheit 
einiger Gaste. darunter der 1. Beigeord­
nete Josef Ley und die Fraktionsvorsit­
zenden Ffltz Munzmay und Dietmar Ro­
bert, als Verantwortlicher für den Selbst­
schutz in der Gemeinde die Selbst­
schutz-Berater und dankte ihnen für die 
Übernahme dieser verantwortungsvol len 

Aufgabe. Die Verwaltung werde sich in 
Zusammenarbeit mit dem BVS bemu­
hen, weitere Selbstschutz-Berater zu 
gewinnen. 

Hochhausbewohner wurden 
informiert 

Der Verwaltungsbeirat eines Hochhau­
ses in Dudweiler hatte die BVS-Dienst­
stelle Dudweiler gebeten, für die Be­
wohner des Hauses Im Gemeinschafts­
raum des Gebaudes eine Aufklarungs­
veranstaltung uber vorbeugende und ab­
wehrende Brandschutzmaßnahmen 

Baden-Württemberg 
Dank für 
beispielhafte Leistungen 

Die Heldelberger Zeitungen berichteten 
ausfuhrl ich darüber, daß dem langlahri­
gen ehrenamtl ichen Mitarbeiter der 
BVS-Dienststelle Heidelberg, Manfred 
Struve, die Verdienstmedaille des Ver­
dienstordens der Bundesrepubli< 
Deutschland verl iehen worden ist. Ober­
burgermeister Zundel ubergab die eh­
renvolle Auszeichnung 

Oberbürgermeister Zundel beglückwünschte 
Mantred Struve von der BVS-Dlenststelle Heidel­
berg zu aelner Auszeichnung. 

Struve Wirkte von 1966 bis 1978 als 
Facharbeiter Öffentl ichkeitsarbeit und 
Redner fur den BVS. Als ein Mann, der 
Zeitungswissenschaft, Geschichte und 
Geopolitik studiert hat, verfügt er nicht 
nur uber ein profundes Wissen , sondern 
auch uber einen geschliffenen Vortrags­
st il. Davon profilierten die Helfer, die er 
für den Informationseinsatz schu te. 
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Oberbürgermeister Zundel, der auch die 
Grüße des Mlnisterprasldenten, des Re­
glerungsprasidenten und des Rates der 
Stadt Heidelberg uberbrachte, betonte, 
daß er stolz darauf sei, einen Bürger wie 
Struve in seiner Stadt zu wissen. Dieser 
habe, so der OB, seine Aufgabe bei­
spielhaft und mit echtem Engagement 
für den Selbstschutz erful lt, damit habe 
er sich selbst ausgezeichnet. 

Helfervertreter Gerhard Jung zog das 
FaZit " Manfred Struve hat sich im 
Rhein-Neckar-Kreis um den BVS ver­
dient gemacht. Sein aktiver Einsatz 
bleibt unvergessen." 

Der Geehrte wollte die Auszeichnung , 
die ihn - wie er meinte - unverdient aus 
dem Kreis der Helfer heraushebe, dem 
Sinne nach auf alle Mitarbeiter bezogen 
wissen . 

Nachruf 

Unerwartet verstarb am 10. Februar 
1980 der langfahrige Mitarbeiter der 
BVS-Landesstel le Baden-Wurttemberg 

Michaet Zerbes 

im Alter von 56 Jahren. 

Im Jahre 1958 kam Michael Zerbes als 
ehrenamtlicher Helfer zum damaligen 
Bundesluftschutzverband (BLSV) ; seit 
1973 war er hauptamtlich als Hilfssach­
bearbeiter fur das Haushaltswesen bei 
der BVS-Landesstel le tat lg. Als Mitglied 
des örtlichen Personalrates vertrat er die 
Interessen der hauptamtl iChen Mitar­
beiter. 

Wir trauern um einen pflichtbewußten 
und liebenswerten Kollegen . 

durchzufuhren. Fachgeb etsleitefln Hele­
ne Demuth stellte in ihrem Referat die 
sich fur Hochhauser ergebende beson­
dere Situation heraus. 

Nach der Vorführung des Brandschutzfil­
mes entwickelte sich eine rege Diskus­
sion über die Probleme in dem von 
mehr als 90 Familien bewohnten Gebäu­
de. Die Teilnehmer der gutbesuchten 
Veranstaltung zeigten Interesse an wei­
teren Veranstaltungen des BVS. Frau 
Demuth sprach die Hoffnung aus, daß 
auch die Bewohner der umliegenden 
Hochhauser sich an Aufklarungsveran­
staltungen des BVS beteiligen. 

Erich Wenzel im Ruhestand 

Seit 20 Jahren leitete Eflch Wenzel die 
BVS-Dienststelle Heidelberg. letzt trat er 
in den Ruhestand. In einer Feierstunde 
im großen SItzungssaal des Landratsam­
tes würdigte Stadtsyndikus Handschuh 
in Vertretung von Oberbürgermeister 
Zundel die Verdienste Wenzels, der es 
erreicht habe, dem BVS und seinen Auf­
gaben einen Platz Im Bewußtsein der 
Bevölkerung zu schaffen 

Landrat Neckenauer gab einen Beflcht 
über die Situallon des Selbstschutzes 
und des Zivilschutzes, der ein echtes 
Engagement für diese Aufgaben erken­
nen ließ. Neckenauer sah In der kunfti­
gen Betreuung durch die BVS-Dienst­
stelle Mannhelm sogar einen Vorteil, 
weil es künft ig für das Landratsamt nur 
einen Ansprechpartner gebe. 

Der scheidende BVS·Dlenst.tellenlelter von Hel­
deiberg, Erlch Wenzel (rechts), nimmt den Dank 
von landrat Neckenauer entgegen. 



Die Leistungen Wenzels wurden auch 
von Ud. Reg.-Dir. Dr. Funk und anderen 
Sprechern herausgestellt. Realschuldi­
rektor Jung, als Helfervertreter, fand 
ebenfalls Worte des Dankes und der 
Anerkennung. Er übergab ein Ab­
schiedsgeschenk. 
Ausführlich schilderte BVS-Landesstel-

Bayern 
Ist Selbstschutz ein 
"Geschäft mit der Angst"? 

Ein Kamera-Team des Bayerischen 
Rundfunks war auf der Suche nach ei­
nem Hausschutzraum - den man filmen 
wollte - zunächst in München überall 
abgewiesen worden. Durch Vermittlung 
der BVS-Landesstelle Bayern stellte ein 
langjähriger Regensburger BVS-Mitar­
beiter, der in seinem Wohnhaus einen 
Schutzraum hat, diesen Schutzraum für 
Filmaufnahmen zur Verfügung. 

In kurzer Zeit war der als Hobbyraum 
benutzte Schutzraum für seinen Bestim­
mungszweck hergerichtet; die Drehar­
beiten konnten beginnen. Am 14. Febru­
ar 1980 sahen die Fernsehzuschauer in 
den "ARD-Tagesthemen" im 1. Pro­
gramm die Aufzeichnung. In dem Drei­
einhalb-Minuten-Bericht sprach der 
Hausbesitzer, der Leiter der Fahrbaren 
Aufklärungs- und Ausbildungsstelle der 
BVS-Dienststelle Regensburg, Frank 
Rosenhammer, selbst über seine Vor­
sorgernaßnahmen (Lebensmittelvorrat, 
Selbstschutz-Gerät usw.). 

Was allerdings etwas unschön ankam, 
war ein Satz des Fernseh-Kommenta­
tors, der sich zu der Bemerkung ver­
stieg, das alles - gemeint war der 
Selbstschutz - sei "ein Geschäft mit der 
Angst". Wobei wohl offensichtlich außer 
acht gelassen wurde, daß der BVS und 
seine Mitarbeiter einen gesetzlichen 
Auftrag erfüllen! 

Aufklärungsfaltblatt 
der Stadt Augsburg 

Mit dem gewachsenen Sicherheitsbe­
wußtsein der Bürger, welches in jüng­
ster Zeit zu einer verstärkten Nachfrage 
nach Möglichkeiten zur Errichtung priva­
ter Hausschutzräume geführt hat, be­
gründet in seinem Vorwort Oberbürger­
meister Bernd Kränzle die Herausgabe 
eines Faltblattes "Augsburg informiert". 
Dieses Faltblatt soll bestimmte Fragen, 
die den Schutzraumbau betreffen, be­
antworten. Es wurde in einer Pressebe­
sprechung - die Stadt hat es in Zusam-

lenleiter Raach den dienstlichen Werde­
gang Wenzels, der es verstanden habe, 
mit freundlicher Hartnäckigkeit seine 
Ideen durchzusetzen. Er zeichnete 
Wenzel mit der Ehrennadel des BVS 
aus. 
Anschließend stellte sich die seit drei 
Monaten in Mannheim wirkende BVS-

menarbeit mit der BVS-Dienststelle erar­
beitet - den Medien vorgestellt. Kränzle 
wies darauf hin, daß sich mit dem priva­
ten Schutzraumbau eine Vielzahl von 
Fragen verbinden, auf die das Faltblatt 
Antwort geben soll. 

Besonders wichtig ist der Hinweis auf 
die Beratungsstellen. Nachdem die er­
sten Informationsschriften verteilt wur­
den, ist sowohl bei der BVS-Dienststelle 
als auch bei den in dem Faltblatt ge­
nannten Ämtern der Stadt Augsburg ein 
erhebliches Ansteigen der - meist tele­
fonischen - Rückfragen festzustellen. 

Gemeinden forcieren 
Selbstschutz-Ausbildung 

Im Herbst 1979 wurde die BVS-Dienst­
stelle Regensburg beauftragt, im Rah­
men einer "Selbstschutzwoche " einen 
Selbstschutz-Lehrgang durchzuführen. 
Damals war noch nicht erkennbar, daß 
dieses Vorhaben Modellcharakter erlan­
gen würde. 

Durch die weltpolitische Gesamtlage 
wurden Presse und Medien auf den Pro­
blemkreis "Zivilschutz/Selbstschutz" 
aufmerksam. Dadurch bildete sich bei 
der Bevölkerung plötzliCh ein starkes In­
formationsbedürfnis, dessen Nutznießer 
die BVS-Dienststellen wurden. Wie das 
Beispiel der Gemeinde Pilsach, Land­
kreis NeumarktiOberpfalz zeigt, müssen 
die SChwerpunkte der BVS-Arbeit mög­
licherweise kurzfristig ver lagert werden. 

Wenn eine Selbstschutz-Übung durch­
zuführen ist, müssen in der Gemeinde 
ausreichend ausgebildete Helfer zur 
Verfügung stehen. Nach Vorgesprächen 
mit dem Bürgermeister und weiteren 
Persönlichkeiten wurden alle Gemeinde­
räte, die Vereins- und Clubvorsitzenden 
und Multiplikatoren zu einer Informa­
tionsveranstaltung eingeladen. Mit Be­
kanntmachungen und Zeitungshinweisen 
wurden die Bürger der Gemeinde auf 
'die - ursprünglich - vier geplanten 
Selbstschutz-Grundlehrgänge hingewie­
sen. Auch die beiden Selbstschutz-Be­
rater wurden eingeschaltet. Erstaunlich 
war die hohe Beteiligung an den Abend-

Dienststellenleiterin Anita Darimont vor 
und bat die Heidelberger Behördenver­
treter weiterhin um gute Zusammenar­
beit. Den Mitarbeitern in Heidelberg, die 
von der BVS-Dienststelle Mannheim 
übernommen wurden, versprach sie ei­
ne gute Zusammenarbeit und jegliche 
Unterstützung. 

veranstaltungen. Statt der geplanten 
zwei mußten abends fünf Grundlehrgän­
ge zusätzlich durchgeführt werden. 

213 Teilnehmer, darunter 68 Frauen­
über 10% der erwachsenen Bürger­
ließen sich ausbilden. 

Ausstellung "Schutz und 
Wehr" in Würzburg 

In der Schalterhalle der Städtischen 
Sparkasse Würzburg wurde am 4. Fe­
bruar 1980 die Ausstellung" Schutz und 
Wehr" eröffnet. BVS-Dienststellenleiter 
Richard Breu konnte zahlreiche Gäste, 
u.a. Vertreter der Regierung von Unter­
fran ken und die Leiter der Würzburger 
Behörden , begrüßen. In Vertretung des 
erkrankten Oberbürgermeisters eröffnete 
Bürgermeister Hans Jürgen Weber die 
Ausstellung. Er betonte die Notwendig­
keit des Selbstschutzes und forderte die 
Bürger der Stadt auf, sich besser über 
den Selbstschutz zu informieren. 

Die Feuerwehr der Stadt Würzburg be­
reicherte die Tafelausstellung mit sehr 
interessanten Ausstellungsstücken aus 
den letzten Jahrhunderten: ledernen 
Wassereimern (1650), Büttenspritzen 
(1750 und 1880), Saug- und Drucksprit­
zen der Freiwilligen Feuerwehren Würz­
burg und Rottenbauer aus den Jahren 
1891 und 1899. Blickpunkt war die 
Nachbildung eines Feuerwehrmannes, 
der ein Original-Rauchschutzgerät mit 
Blasebalg aus dem Jahre 1890 trug. 
Rund 5000 Besucher sahen in der Zeit 
vom 4. bis 13. Februar diese interessan­
te Ausstellung. 

In der Schalterhalle der Städtischen Sparkasse 
Würzburg hatte die Ausstellung "Schutz und 
Wehr" einen guten Standort gefunden. 
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Schieswig-Hoistein 
THW schlug Brücke über den Lautrupbach 

Mit Hilfe eines großen 
Autokran • • wurde die 
Brücke Ober den 
Laulrupbach einge­
schwenkt und abge­
lassen. 

An einem Wochenende im März schlu­
gen die Angehörigen des dritten und 
vierten Bergungszuges des THW-OV 
Flensburg eine Brücke über den Lau­
trupbach und zerlegten auf dem Bauge­
lände eines Berufsschulzentrums und 
einer Realschule einen tonnenschweren 
Findling. 

Schon lange hatten Bürger Klage dar­
über geführt, daß für sie an einer sehr 
gefährlichen Stelle, an der die Glücks­
burger Straße den Lautrupbach über­
quert, kein Fußweg vorhanden sei. 

Hier hatten sich im Laufe der Jahre 
schon viele Verkehrsunfälle ereignet. 
Der Fußweg - in Richtung Stadtmitte 
gesehen - endet dort und geht praktisch 
zur Überquerung des Lautrupbaches in 
die Fahrbahn über. 

Beim verantwortlichen Tiefbauamt der 
Stadt war man sich darüber einig, für die 
Fußgänger eine Brücke zu bauen. Das 
Amt verfügte noch über Teile einer alten 
Brücke und bat das Technische Hilfs­
werk um Unterstützung beim Bau des 
Überganges. Der THW-OV Niebüll über­
nahm den Umbau der Brücke, die Helfer 
der zwei Bergungszüge des Flensburger 
THW die anderen Arbeiten. 

Carl Großmann zum Andenken 

Am 28. Februar 1980 verstarb im Alter 
von 86 Jahren der langjährige ehrenamt­
liche Mitarbeiter beim THW-Landesbe­
auftragten für Schleswig-Holstein, Carl 
Großmann. Der Verstorbene gehörte als 
ehemaliger TN-Angehöriger zu den 
Männern der ersten Stunde, die mithal­
fen, das Technische Hilfswerk im nörd­
lichsten Bundesland aufzubauen. 
Im Februar 1953 wurde vornehmlich 
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Zunächst war überlegt worden, ob man 
den Beton-Fernheizungskanal, der an 
der in Frage kommenden Stelle über 
den Lautrupbach führt , als Unterlage für 
die Brücke verwenden könne. 

Man kam aber davon ab und schuf für 
die Brücke, die mit Hil fe eines großen 
Krans eingeschwenkt wurde, eigene 
Widerlager. 

Die Arbeiten gingen den THW-Helfern 
schnell von der Hand, und schon kurze 
Zeit später stellten die Fußgänger erfreut 
fest , daß für sie ein gefahrloser Über­
gang über den Lautrupbach geschaffen 
worden war. 

Stunden vorher hatten die Helfer schon 
schwere Arbeit geleistet: Auf dem Bau­
gelände eines Berufsschulzentrums und 
einer Realschule war man bei Erschlie­
ßungsarbeiten auf einen ca. 20 Tonnen 
schweren Findling gestoßen, der das 
Verlegen der Entwässerungsleitungen 
verhinderte. Mit einem Bohrhammer 
wurden Löcher in den großen Brocken 
gebohrt und dann Eisen- bzw. Stahl keile 
eingetrieben, so daß der Findling in 
mehrere Teile zerbrach, die dann zum 
städtischen Bauhof abtransportiert wur-
den. H. M. 

aufgrund der Initiative von Carl Groß­
mann in Neustadt ein THW-Ortsverband 
gegründet, und er selbst übernahm des­
sen Leitung. Seit dieser Zeit fuhrte er 
den OV Neustadt mit nie erlahmender 
Energie und großem persönlichen Ein­
satz fast 24 Jahre lang . 
Selbst schwere Zeiten, in denen der 
Ortsverband unzulänglich untergebracht 
war oder wie von 1973 bis 1977 über-

haupt keine Unterkunft am Ort hatte, lie­
ßen ihn nicht verzagen. Ihm allein war 
es zu verdanken , daß die Helfer des 
Ortsverbandes in diesen schwierigen 
Jahren den Zusammenhalt nicht verlo­
ren, so daß nach Fertigstellung der neu­
en Unterkunft im Neustädter Industrie­
gebiet im Jahre 1977 mit guter Grundla­
ge der Dienstbetrieb verstärkt aufge­
nommen werden konnte. 

Am Tage der Einweihung der neuen Un­
terkunft schied Carl GroBmann, damals 
mit 83 Jahren der Senior unter den 
THW-Ortsbeauftragten in Schieswig-Hol­
stein, aus seiner ehrenamtlichen Tätig­
keit als THW-Ortsbeauftragter aus. Er 
blieb aber weiterhin stv. Ortsbeauftragter 
und stellte seine langjährigen Erfahrun­
gen seinem Nachfolger zur Verfügung. 

Für die großen Verdienste, die sich Carl 
Großmann um das THW erworben hat, 
wurde er vom Direktor der Bundesan­
stalt Technisches Hil fswerk im Dezem­
ber 1957 mit dem THW-Helferzeichen in 
Gold mit Kranz ausgezeichnet. 

Nachdem ihm vom Bundespräsidenten 
im Jahre 1973 das Verdienstkreuz am 
Bande des Verdienstordens der Bun­
desrepublik Deutschland verliehen wor­
den war, ehrte ihn der Direktor des 
Technischen Hilfswerks im Juni 1977 
mit der höchsten Auszeichnung, die das 
THW zu vergeben hat, mit dem THW­
Ehrenzeichen in Gold. 

Er war und blieb bis heute in Schleswig­
Holstein der erste ehrenamtliche Trager 
dieses Ordens. 

Die Helferschaft des THW-OV Neustadt 
wird Carl Großmann, der nicht nur ein 
vorbildlicher THW-Mann, sondern auch 
ein vortrefflicher Mensch gewesen ist, 
stets in guter Erinnerung behalten und 
ihm ein ehrendes Andenken bewahren . 



Ernstfall wurde geprobt 

Das Technische Hilfswerk und Einheiten 
des Katastrophenschutzes der Stadt 
Neumünster nutzten ein zum Abriß frei­
gegebenes Haus für eine Alarmübung. 

Um 19.55 Uhr tickten die Alarmempfän­
ger bei beiden Führern eines Bergungs­
zuges und den Funkerinnen der Funk­
einsatzzentrale des THW Neumünster. 

Großeinsatz für das Technische Hilfs­
werk: Das Haus Haart 73 war durch eine 
Gasexplosion bis zum ersten Stock zer­
stört. Das THW hatte die Aufgabe, ver­
schüttete Personen zu bergen. Wie viele 
Helfer werden benötigt? Vor diese Frage 
sah sich die Führungsgruppe Bergung 
gestellt, die unter Leitung von Bereit­
schaftsführer Passon erste Erkundigun­
gen einholte. 15 Menschen hätten sich 
zuletzt in dem Haus aufgehalten, berich­
teten die Anwohner. 

Um 20.45 Uhr stand fest: Ein Bergungs­
zug und ein Sanitätszug werden umge­
hend am Unglücksort gebraucht. Die 
Übungsleitung des THW forderte beim 
Amt für Zivilschutz einen Sanitätszug mit 
zwei Arztgruppen an. 

Dies bedeutete Alarm für die Regieein­
heiten. Um alle Züge wirkungsvoll leiten 

Sehr realistisch waren die Verletztendarsteller 
geschminkt. Insgesamt elf "Verschüttete" bar­
gen die Helfer des Bergungszuges aus den 
Trümmern des Hauses. 

Niedersachsen 
THW im Dienst 
des Vogelschutzes 

In den Dienst des Deutschen Bundes 
für Vogelschutz e. V., Kreisgruppe Leer, 
stellten sich Helfer des THW-OV Leer 
bei einer nicht alltäglichen Übung An­
fang März dieses Jahres. Es galt, den 
Nistplatz eines Weißstorchenpaares auf 
einer alten Pappel so herzurichten, daß 
dieses ihn nach ihrer .Heimkehr aus dem 
sonnigen Süden ohne Schwierigkeiten 
würden beziehen können. 

Aufgabe der THW-Bergungsgruppe, un­
ter der Lei tung von Gruppenführer 
Richard Würdemann, war es, mit einer 
ausgeliehenen fahrbaren Leiter in ca. 
zwölf Meter Höhe Pappel zweige und 
Äste rund um den Horst der Weißstör­
che zu entfernen. 

Nach Abschluß der problemlos verlaufe­
nen zweistündigen Übung wurde im 
THW-Heim bei einer Manöverkritik fest­
gestellt, daß diese Arbeiten bei Schein­
werferlicht, mit einer fremden Leiter, in 
luftiger Höhe und in einem unwegsamen 
Gelände, eine Bereicherung und Stär­
kung der Ausbildung für die Bergungs­
gruppe war. 

Vom Initiator der Nistplatzaktion war zu 
erfahren, daß er seit ca. neun Jahren für 
die Erhaltung des Storchennestes arbei­
te. Nun hoffe er natürlich, daß die Stör­
che den gut präparierten Nistplatz an-
nehmen werden. J. B. 

THW·Ortsverband betreibt 
erfolgreich Sportausbildung 

Seit März letzten Jahres wird im THW­
OV Cloppenburg durch den Kreis- und 
Ortsbeauftragten Gerhard Hase neben 
der fachlich-praktischen auch die sport­
liche Ausbildung der Helfer betrieben. 

Die von Karl-Heinz Baro betreute, erst­
malig in Niedersachsen versuchsweise 
gegründete Sportgruppe nahm bereits 
im ersten Jahr ihres Bestehens an elf 
internationalen Volksläufen über 10000 
Meter teil. 

Höhepunkt war der Lauf im Bremer 
Weser-Stadion, als 17 Teilnehmer des 
Ortsverbandes an den Start gingen und 
sich gut plazierten. Sie konnten nun das 
Laufabzeichen des Deutschen Leichtath­
letikverbandes sowie achtmal das Deut-

zu können, wurde auch die FernmeIde­
zentrale im Katastrophenzentrum der 
Stadt Neumünster in der Wrangelstraße 
besetzt. 

Im Haart barg der vierte Bergungszug 
unter Leitung von Zugführer Krieg elf 
"Schwerverletzte" vorsichtig aus den 
Trümmern des Hauses. Die Verletzten­
darsteller, Helfer des Roten Kreuzes, 
waren hervorragend geschminkt. Sie 
wurden von einer Arztgruppe vor Ort 
versorgt und anschließend mit Sanitäts­
fahrzeugen in ein Hilfskrankenhaus ge­
bracht. 

Kaum waren die Verletzten geborgen, 
schlugen Flammen aus dem Dachstuhl 
und dem zweiten Stock des Hauses. 
Über Funk wurde die Feuerwehr alar­
miert. Mit Wasser aus vier C-Rohren 
löschten die Wehrmänner der Freiwilli­
gen Feuerwehr Stadtmitte den Brand. 

Nach Mitternacht war die Übung been­
det. Im Katastrophenschutzzentrum 
dankte Übungsleiter Daschner allen Be­
teiligten für ihren Einsatz. Stadtrat Klamt, 
Dezernent für den Katastrophenschutz 
der Stadt, hatte die Übung persönlich 
verfolgt. Er stellte in der Abschluß­
besprechung fest, daß der Ausbildungs­
stand der Helfer aller Fachdienste sehr 
hoch sei. H. W. 

sehe Sportabzeichen in Empfang 
nehmen. 

Gerhard Hase und Karl-Heinz Baro gin­
gen übrigens mit gutem Beispiel voran: 
Sie nahmen an den Weltmeisterschaften 
der Senioren im Juli 1979 in Hannover 
teil. 

Erfolgreiche 
Funksprechverkehrsübung 

Erfahrungen im Funksprechverkehr und 
im Kartenlesen zu sammeln, das war 
das Ziel einer Übung, die der THW-OV 
Hude-Bookholzberg veranstaltete. Mit 
mehr als 20 Helfern und drei Fahrzeu­
gen verlief dieser "Sonntagsausflug " 
zur vollen Zufriedenheit des stv. THW­
Ortsbeauftragten Ingolf Czwink, der die 
Übung leitete. 

Ein Führungsfahrzeug, ein MLW und ein 
GKW waren in Bookholzberg gestartet. 
Sie hatten auf verschiedenen Routen 
insgesamt zwölf Punkte anzusteuern, 
die über Funk mitgeteilt wurden und 
nach Karten anzufahren waren. 

Betei ligt waren an dieser Fahrt vorwie­
gend junge Helfer, die ihre Grundausbil-
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dung hinter sich gebracht haben und 
gegenwärtig die Stufe 2 der Fachausbil­
dung durchlaufen. Mit ihren Ausbildern 
trafen alle zur vorgeschriebenen Zeit am 
Sammelpunkt in Kirchkimmen ein . 

Von hier aus ging es dann in gemeinsa­
mer Fahrt zum Pumpwerk Holler Siel an 
der Hunte. Hier erläuterte Sielwärter Ar­
no Janßen den THW-Angehörigen Auf­
gaben und Funktion des modernen 
Pumpwerkes, das für die Hochwasser­
regulierung an der unteren Hunte eine 
wichtige Rolle spielt. Einem Teil der 
Gruppe war dieser Punkt des Einsatzge­
bietes des THW-OV Hude-Bookholzberg 
noch in Erinnerung. 1976 standen hier 
THW-Helfer Seite an Seite mit den Män­
nern der Freiwilligen Feuerwehren , um 
eine zu befürchtende Überflutung des 
Huntedeiches durch Verteilen von Sand­
säcken zu verhindern . 

In gemeinsamer Arbeit konnten damals 
Land und Leute hinter dem Deich vor 
dem drohenden Hochwasser bewahrt 
werden . Den jüngeren Kameraden er­
läuterte Ingolf Czwink die Lage, vor der 
man vor fast vier Jahren gestanden hat­
te . Für sie wurde so die Übungsfahrt zu 
einer anschaulichen Demonstration 
möglicher Gefahren, die jederzeit wieder 
den Einsatz aller freiw illigen Helfer erfor­
derlich machen können . 

Friedrich Lubach 
40 Jahre im 
öffentlichen Dienst 

Auf eine vierzigjährige Tätigkeit im öf­
fent lichen Dienst - davon knapp drei 
Jahrzehnte Mitarbeit im THW - konnte 
der Hauptsachgebietsleiter Ausbildung 
im THW-LV Niedersachsen, Friedrich 
Lubach, am Sonnabend, dem 8. März 
1980, zurückblicken . 

Diesen normalerweise arbeitsfreien Tag 
verbrachte er, typisch für ihn, bei einer 
Abschlußprüfung zur Grundausbildung 
im OV Einbeck. 

Mit dem Eintrittsjahr 1952 ist Friedrich 
Lubach der dienstälteste hauptamtliche 
Mitarbeiter des THW in Niedersachsen 
und aufgrund s~ines großen Fachwis­
sens - u. a. noch aus Zeiten der Techn i­
schen Nothilfe und als Pionier - einer 
der erfahrensten dazu. 

In einer kleinen Feierstunde überreichte 
Hauptsachgebietsleiter Klaus Leifheit 
dem Jubilar die Dankurkunde des Bun­
desministers des Innern und würdigte 
seine Leistungen für die ständige Ver­
besserung der Ausbildung und Einsatz­
bereitschaff der freiwilligen Helfer. 

THW auf der 
INTERSCHUTZ vertreten 

Bei der internationalen Brand- und Kata­
strophenschutzaustellung in Hannover, 
verbunden mit dem 25. Deutschen Feu­
erwehrtag und dem 100jährigen Beste­
hen der Berufsfeuerwehr Hannover, ist 
das Technische Hilfswerk in Halle 16, in 
unmittelbarer Nachbarschaft zum Bun­
desamt für Zivilschutz, repräsentativ auf 
ca. 1500 m2 Ausstellungsfläche ver­
treten. 

Dargestellt werden Aufgaben des Ber­
gungsdienstes, vornehmlich das Bergen 
von Menschen und Sachen aus Wasser­
gefahren (mit einem Deichmodell im 
Mittelpunkt) sowie des Instandsetzungs­
dienstes (mit Arbeiten an E-Leitungen 
und Versorgungsanlagen) . Zum Aufbau 
kommen ferner eine Acht-Tonnen-Pon­
tonfähre, eine Holzbrücke als Fußgän­
gerüberweg, ein Rohrbaugerüstturm, 

So fühlt er sich wohl : ~. ::4li-:".~~iU 
Hauptsachgebletsleiter 
Lubach bei einer Wett-
kampfbesprechung. 
links Im Bild der frü­
here THW-Landesbe-
8uttragte Sehlender. 
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eine Strecke Baileybrücke und div. 
Modelle. 

Die Arbeitsgruppe INTERSCHUTZ des 
THW-Landesverbandes Niedersachsen, 
in Zusammenarbeit mit dem Referat 
Öffentlichkeitsarbeit im BZS sowie nie­
dersächsischen Ortsverbänden, hat mit 
den Vorbereitungen für diese Ausstel­
lung begonnen. 

Die Ausstellung ist vom 7. bis 15. Juni 
1980 täglich von 9.00 bis 18.00 Uhr ge­
öffnet. Ein Besuch der etwa nur alle 
zehn Jahre stattfindenden Ausstellung 
wird empfohlen. 

Wachwechsel beim 
THW·OV Emden 

Zur offiziellen Einführung und Vorstel­
lung des neuen Kreis- und Ortsbeauf­
tragten für Emden, Bauamtmann Ing. 
(grad.) Hermann Janßen, als Nachfolger 
von Ing. Paul-Peter Dworaczek kam der 
stv. Landesbeauffragte des THW für 
Niedersachsen , Dipl.- Ing . Jochen Roh­
wedder, am 5. März nach Emden. 

Im Beisein von Oberstadtdirektor Dr. 
Kleinschmidt sowie dessen für den Ka­
tastrophenschutz zuständigen Mitarbei­
tern überreichte Rohwedder Hermann 
Janßen die Beauftragungsschreiben des 
Direktors des THW zum Kreis- und 
Ortsbeauftragten. 

An den stv. Ortsbeauftragten Harm 
Mülder richtete er Worte des Dankes 
und der Anerkennung für das langjähri­
ge Wirken zum Wohl der Allgemeinheit , 

~ -
Vor der THW-Unter­
kunft In Emden: Stv. 
Landesbeauttragter 
ROhwedder, Kreis­
und Ortsbeauftragter 
Janßen und Ge­-'po_"'";" schäftsführer van Nes 

r (von links). 

wobei er den ausgeschiedenen Orts be­
auftragten und die Führungskräffe und 
Helfer des Ortsverbandes mit einschloß. 

Der kreisfreien Stadt Emden und seiner 
Bevölkerung stel lt das Technische Hilfs­
werk mit einer Bergungsbereitschaft und 
einem Instandsetzungszug ein beträcht­
liches Potential an Helfern und Material 
für den Einsatz bei Katastrophen, extre­
men Notlagen und für den Verteidi­
gungsfall zur Verfügung. 

Daß auf sie Verlaß ist, haben die THW­
Helfer bei vielen Einsätzen im In- und 
Ausland, zuletzt beim Schneenotstand 
im Februar 1979, eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt. 



Hamburg 
Altonaer Helfer 48 Stunden 
in Sturm und Regen 

Vom 28. März bis 30. März 1980 führte 
der THW-Bezirksverband Hamburg-Alto­
na eine Wochenendausbildung im Raum 
Laßrönne/Winsen durch. Ziele der Aus­
bildung waren 

- Führung eines größeren Verbandes 

- Einsatz des Führungsmittels Sprech-
funk 

- Übung im Zusammenleben in einer 
größeren Gemeinschaft auf beengtem 
Rau m 

- Vertiefung der Kenntnisse im Stege­
und Schwimmstegebau 

- feldmäßige Trinkwasseraufbereitung 

- Vertiefung der technischen Fertigkei-
ten für Aufgaben des Instandsetzungs­
dienstes 

- feld mäßiger Einsatz von Materialerhal­
tungs- und Verpflegungstrupp . 

Insgesamt nahmen etwa 130 Helfer an 
dieser Ausbildungsveranstaltung te il. 
Diese relativ geringe Zahl beruhte auf 
zahlreichen Resturlauben im Marz und 
einem witterungsbedingten hohen Kran­
kenstand . 

Am Abend des 28. März rückten 
die eingesetzten Einheiten (3 B-Züge, 
1 I-Zug, 1 Führungsgruppe TEL, Mat.­
Trupp, V-Trupp) in den Ausbildungsraum 
ab und bezogen dort Quartier, das von 
einem Vorkommando vorbereitet war. All 
dieses vollzog sich bei Dauerregen und 
Windstärken um 7, was jedoch die Stim-

Berlin 
Transport zu Wasser 

Ein Berliner Wassersportverein stand 
vor der Aufgabe, den neugebauten 
Schwimmsteg vom vereinseigenen Ufer 
aus zu einem 300 m entfernten, in der 
Seemitte befindlichen Liegeplatz zu ver­
holen. Mit eigenen Mitteln war es dem 
Verein jedoch nicht möglich, das dOp­
pel-T-förmige, 50 m lange Gebilde, an 
dessen Enden Ausleger von 18 m Län­
ge angesetzt waren, zu bewegen. 

Reinickendorfer Wasserdiensthelfer 
machten je ein Mehrzweckboot an den 
Auslegern fest und bugsierten dann mit 
größter Umsicht die somit entstandene 
.. Fähre" an den Bestimmungsort (siehe 
Foto). 

mung der Helfer nicht beeinträchtigte. 
Ein Teil der Helfer mußte in Zelten über­
nachten. Wegen der niedrigen Außen­
temperaturen waren zur Beheizung der 
Zelte Bauheizgeräte beschafft worden. 
Diese Vorsorge bewährte sich hervorra­
gend. Trotz extrem ungünstiger Wetter­
lage herrschte in den Zelten eine an­
nehmbare Temperatur. 

Vor Beginn der Arbeiten der Züge, d. h. 
in der Nacht, mußte zunächst eine Tun­
neldurchfahrt leergepumpt werden , um 
den Fahrzeugen die Durchfahrt ins 
Übungsgelände zu ermöglichen, und die 
Trinkwasseraufbereitung für die Wasch­
anlage durchgeführt werden . 

Auch bei Regen und Kälte arbeiteten die Helfer 
der Gas-Wasser-Gruppe beim Verbinden von 
Leitungen äußerst präzise. 

Am nächsten Morgen gingen die Arbei­
ten zügig voran : Drei Schwimmstege 
von ca. 12 m Länge (Bretterschnellsteg , 
Steg aus Pontons, Steg aus Kunststoff­
schwimmkörpern) und ein Hängesteg 
von ca. 45 m Länge wurden gebaut. Ei­
ne Holzbrücke von ca. 35 m Länge wur-

de abgebrochen. Mit den beiden Sturm­
booten wurde eine Erkundung auf der 
IImenau und Neetze durchgeführt, deren 
Ergebnisse kartographisch festgehalten 
wurden . 

Der Instandsetzungszug reparierte an 
einer Übungsfreileitung Leiterseilbrüche, 
wechselte Isolatoren aus und arbeitete 
am Transformator. Außerdem wurde die 
Routine im Maststeigen wieder aufge­
frischt. 

Weiterhin wurde schulungsmäBig T ren­
nen von Rohren , Gewindeschneiden, 
Reparatur von Gußrohren mit Hilfe von 
Stern muffen, Brennschneiden und Re­
paratur von defekten Gasleitungen 
(Trennen, Absperrblasen, Anbohren, 
Muffen verschweißen) durchgeführt. 

Am Nachmittag des 30. März 1980 kehr­
ten alle Einheiten zurück. Der RTW der 
Johanniter-Unfall-Hilfe kam glücklicher­
weise zu keinem ernsten Einsatz, ledig­
lich eine geringfügige Handverletzung 
war zu behandeln. 

Nachruf 

Am 3. April verstarb unsere langjährige 
Mitarbeiterin 

Eva Bohnsack 

im 61. Lebensjahr. 

Sie hat sich durch ihr persönliches Ver­
halten bleibende Achtung und Anerken­
nung erworben. 

Die Mitarbeiter werden ihr ein ehrendes 
Andenken bewahren. 

Der Landesbeauftragte für Hamburg 
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Nordrhein-Westfalen 
Innenminister Hirsch beim THW 

Der Innenminister des Landes Nord­
rhein-Westfalen, Dr. Burkhard Hirsch, 
besuchte am 10. April 1980 das THW in 
Arnsberg . In Anwesenheit von MdB Die­
ter Julius Cronenberg und MdL Chri­
stoph Phil ipps sowie Führungskraften 
der THW-Ortsverbande Arnsberg . Me­
schede und Brilon konnten der THW­
Orts beauftragte Walter Heltmann und 
der Landesbeauftragte Dipl.- Ing. Sieg­
fried Drogles den Minister willkommen 
heißen. 

Besuch beim THW In 
Arn.berg (von links): 
THW·Kre,.beauftragter 
Hellmann, Mdl Phi· 
IIpp., Inn.nmlnl,t., 
Hirsch, THW-Landes­
beauftr.gter Drogies 
und Geschift,führer 
Glöckner, 

Beim Rundgang und der Besichtigung 
der . alten " und . neuen " Generation 
der Einsatzfahrzeuge wurden die Gaste 
mit den ersten Problemen (beengte Un­
terbnngung , ungenügende Übungsfla­
chen) konfrontiert. In der anschließen­
den Gesprachsrunde stel lten die Helfer 
u. a drei wichtige Fragen an .ihren " zu­
standlgen Minister: 

1. Verbesserung der Haushaltsmittel 

2. Einbindung des THW in den friedens­
maßlgen Katastrophenschutz des 
Landes 

0,. Hirsch ( • . Y. r.) 
.t.llt. sich den Fragen 
der THW·Helfer - so 
ging es auch um die 
Mlterbelt des THW im 
',ledenamäßlgen 
Kat.strophenschutz. 
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3. Ausgabe von Bekleidung aus ver­
schiedenen Lagern . 

Daruber hinaus kam in den Außerungen 
der Helfer immer wieder zum Ausdruck, 
daß sie sich ein Miteinander im Hilfe lei­
stungssystem des Landes wünschen . 

Minister Hirsch führte hierzu aus : Er 
werde auf den BundesInnenminister ein­
Wirken , daß bei den nachsten Haushalts­
beratungen für die kommenden Jahre 
dem Thema Katastrophenschutz beson-

" 
dere Beachtung beigemessen wird. Es 
weiß leder, daß es leicht ist, Wunsche 
zu außern und daß es schwer ist, al le 
Wünsche in ein vernunfliges Verhaltn is 
zu bnngen. Weiter versicherte Hirsch, 
daß er bereit ist. sich um die Arbeit der 
ehrenamtlichen Helfer des THW mit zu 
kummern und die Moglichkelten, die er 
habe. mit einzusetzen. um zu Besserun­
gen da beizutragen, wo man merkt. daß 
sie notwendig sind. 

Landesbeauftragter Drogies verwies auf 
die Möglichkeiten der sinnvollen Betati­
gung des THW im friedensmaßigen Ka-

tastrophenschutz des Landes am Bei­
spiel anderer Bundeslander unter Be­
achtung der landesrechtl ichen Vorschnf­
ten und OrganIsationsrichtlinien . Sch. 

Nachruf 

Erst kürzlich wurde Paul Kaesberg, stv. 
Leiter der Katastrophenschutzschule des 
Bundes und ein Mann der ersten Stun­
de des Katastrophenschutzes, in den 
Ruhestand verabschiede I. Leider hat er 
seine Pensionierung nur kurz genießen 
können. 

Der engagierte, stets hilfsbere ite Kollege 
hinterläßt eine große Lücke, da seine 

Lehrtatlgkelt auf praktischen Erfahrungen 
im In- und Ausland basierte. 

Alle, die ihn gekannt haben, werden ihm 
ein ehrendes Andenken bewahren. 

Unser Archivbild zeigt Kaesberg mit 
dem Leiter der Katastrophenschutzschu­
le, Dr. Lorenz. 

Hochwassereinsatz des 
THW am Niederrhein 

In der Zeit vom 7. bis 10. Februar 1980 
waren Helfer des THW aus dem Kreis 
Kleve mit BGS-Pontons und Mehr­
zweckbooten sowie LA-Pontons mit 
Bootsführern aus Duisburg im Hochwas­
sereinsatz. Zeigten sich nach einer für 
den 8. Februar für alle Helfer des Krei­
ses Kleve angeordneten Rufbereitschaft 
auch nicht die erwarteten Höchstwasser­
stände, so gab es doch Im Kreis Kleve 
am Rhein zwei Schwerpunkte, wo das 
Technische Hilfswerk eingesetzt werden 
mußte. Im Bereich des Ortsteils Salm­
orth war von durch Wasser eingeschlos­
senen Gehöften Milch zu einem Tank­
lastzug zu transportieren, der diese an 
einem alten Fahrkopf des Altrheins in 
der Nähe des Banndeiches übernahm. 
Da ein Transport von bis zu 2000 Litern 



Milch mit einer einzigen Beladung an­
stand - es gibt in dem überfluteten Ge­
biet landwirtscha~liche Betriebe mit ei­
ner Tagesproduktion von ca. 2500 Litern 
- wurden zwei BGS-Pontons, die in We­
sei beim Geschä~sführer THW statio-
niert sind, zu einem Zweierverbund zu­
sammengebaut und mit einem 2000-Li­
ter-Behälter versehen. Diese Konstruk­
tion wurde dann von einem Mehrzweck­
boot mit Außenbordmotor als Schubein­
heit zum Einsatz gebracht. 

Ein weiterer Einzelponton mit Außen­
border war in einem Polder, der durch 
einen nur mäßig überspülten und daher 
nicht mit Booten überfahrbaren Damm 
von der übrigen Wasserfläche abge­
trennt war, eingesetzt zum Einsammeln 
von kleineren Milchbehältern der dort 
eingeschlossenen Höfe. 

Der zweite Schwerpunkt war im Bereich 
der Stadt Rees. Hier war in erster Linie 
ebenfalls der Milchtransport durchzufüh­
ren von dem völlig eingeschlossenen 
Ortsteil Grietherort sowie Gehöften im 
Ortsteil Grietherbusch. Da über überflu-
tete Weideflächen mit Zäunen und We­
ge gefahren werden mußte, aber die 
Milchmengen in kleineren Behältern 
transportiert werden konnten, wurden 
die flachgehenden LA-Pontons aus 
Duisburg eingesetzt. 

Der Transport von Grietherort sowie den 
Einzelhöfen wurde zu einem Tanklast­
zug, der in dem noch trockengelegenen 
Bereich von Grietherbusch stand, durch­
geführt. Zusätzlich leisteten die Helfer 
einigen Landwirten Hilfe, indem sie 
Traktoren , die sich auf überschwemmten 
und aufgeweichten Wegen festgefahren 
hanen und vom steigenden Wasser be­
droht waren, mit Hilfe von Greifzügen 
freigezogen. 

An dieser Einsatzstelle mußte zusätzlich 
am Sonntagvorminag ein weiteres Mehr­
zweckboot des OV Emmerich zum Per­
sonentransport eingesetzt werden. 

Der Einsatz konnte, nachdem im Laufe 
des Sonntags der Wasserstand wieder 
fiel, am Sonntag abend beendet werden. 

Die LA-Pontons aus Duisburg wurden 
sofort verlastet und zum Standort nach 
Duisburg überführt. Zwei BGS-Pontons 
aus Wesel blieben noch in Bereitscha~ 
am Allrhein bei Kleve stationiert. 

Die eingesetzten Helfer bekamen ein 
Lob von den vom Hochwasser einge­
schlossenen Bürgern und den zuständi­
gen Behörden. Sowohl der Oberkreisdi­
rektor des Kreises Kleve als auch seine 
Vertreter besichtigten die Einsatzstellen 
oder verschamen sich durch eine Be­
sichtigungsfahrt mit den eingesetzten 
Pontons einen Eindruck. Ebenso be­
suchte der Landesbeau~ragte des THW 
für Nordrhein-Westfalen, Dipl.-Ing . 

. 
a 

Mit LA-Pontons übernahm das THW den Milchiransport von den vom Wasser eingeschlossenen 
Gehöften. 

MIlchkannen als .. Fracht" ... 

Drogies. die Einsatzorte. P. F. :.: .. -'-.:::dl::'e:::kt:.:z::u"'m:.:M:::II:::ch:::t:::en.::k"'w.:o0g"e"'n.'--__________________ _ 
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Hessen 
Rundschau 

OV Groß Umstadt-Darmstadt-Heppen­
helm: Obung am Objekt 

Aufgrund der guten Zusammenarbeit 
des THW mit dem Versorgungsunter­
nehmen HEAG war es den Helfern der 
THW-Ortsverbände möglich, eine 1200 
Meter lange, stillgelegte Freileitung mit 
15 Holz- und drei Gittermasten zu de­
montieren. Mit großer Begeisterung gin­
gen die Helfer an diese Arbeit, zumal 
das gesamte ausgebaute Material dem 
THW für Übungszwecke kostenfrei über­
lassen wurde. 

OV Wiesbaden : Informations­
austausch verstärken 

Dank für die Gastfreundschaft und die 
Möglichkeit, in engeren Kontakt mit 
deutschen Behörden, insbesondere im 
Bereich der Zivilverteidigung, zu kom­
men, sprachen Colonel William J. Wea­
fer (stv. US-Standort-Kommandant in 
Wiesbaden) und Colonel Georg J. Vehrs 
(Kommandeur der 7100 Air Base Group 

Unse, Bild zeigt die belden amerikanischen Gä· 
ste mit dem Onsbeauftragten und Führungs· 
krätten des THW·OV Wiesbaden. 

Wiesbaden) dem THW-Ortsverband 
Wiesbaden an läßlich eines Freund­
schaftsbesuches aus. Dieser begonnene 
Informationsaustausch soll bei künftigen 
gegenseitigen Besuchen ausgebaut 
werden. 

OV Frankfurt: Neue Küche für das 
THW 

In einer kleinen Feierstunde übergab 
Stadtrat Prof. Dr. Peter Rhein auf dem 
Gelände der Berufsfeuerwehr Frankfurt 
vier Katastrophenschutzfahrzeuge des 
Bundes an die Hilfsorganisationen. Das 
DRK und der ASB erhielten Kranken­
transportfahrzeuge, das THW einen 
Feldkochherd. Die Zuweisung ist gemäß 
der Verfügung des Regierungspräsiden-
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Stadtrat Prof. Or. Rhein übergab dem THW 
einen neuen Feldkochherd. 

ten von Darmstadt erfolgt. Die Freude 
über die neue Ausstattung war bei allen 
sehr groß. 

OV Frledberg : Efn besonderer Tag 
für das THW Im Wetteraukreis 

Der 26. März 1980 wird in der Chronik 
des THW-OV Friedberg einen besonde­
ren Platz einnehmen: Es war der Tag, 
an dem die Helfer ihre neue Unterkunft 
einweihten sowie einen neuen THW­
Orts- und Kreisbeauftragten in ihre Ge­
meinschaft aufnahmen. 

In 16000 Arbeitsstunden wurde aus ei­
ner zwölf Jahre alten Holzbaracke eine 
Unterkunft geschaffen, die sich sehen 

THW·Landesbeauftragter lotsen (2. v. r.) über­
reicht dem scheidenden OB Trapp die Ehrenpla· 
kaUe des THW. LInks Bürgermeister Fuhr und 
recht. Im Bild der neue OB, Or. Kuhn. 

lassen kann. THW-Ortsbeauftragter Dr. 
Arno Kuhn, der durch den THW-Landes­
beauftragten für Hessen, Hans-Albert 
Lossen, in sein Amt eingeführt wurde, 
bedankte sich bei allen am Unterkunfts­
bau beteiligten Stellen für ihre tatkräftige 
Mitwirkung. Lossen dankte ferner dem 
scheidenden OB Walter Trapp für seine 
jahrelange aufopfernde Tätigkeit. Als 
sichtbares Zeichen des Dankes des 
THW erhielt Trapp die Ehrenplakette des 
THW überreicht. Darüber hinaus wurde 
er als neuer THW-Kreisbeauftragter für 
den Wetteraukreis berufen. 

Bürgermeister Dr. Ludwig Fuhr und Re­
gierungsrat Eiffinger vom Landratsamt 
sowie Vertreter von Bundeswehr, US 
Army und anderer Hilfsorganisationen 
sprachen den Helfern und Führungskräf-

ten des OV ihre Anerkennung und den 
Dank für gute und kameradschaftliche 
Zusammenarbeit aus. 

OV Hofhelm: Nachteinsatz 

Beim Brand eines Reifenlagers unter­
stützte der THW-OV Hofheim mit 
30 Helfern die örtliche Feuerwehr durch 
Ausleuchten der Schadensstelle, Mate­
rialtransport und Einreißen von einsturz­
gefährdetem Mauerwerk. 

OV Lauterbach: Eine Feier mit 
Kameraden 

Zum 25jährigen Bestehen des THW­
Ortsverbandes kamen aus Stadt und 
Land die Kameraden der befreundeten 
Hilfsorganisationen, mit denen man seit 
Jahren gemeinsam tätig ist. Aber auch 
Freunde und Förderer des THW waren 
gekommen zu gratulieren, den 120 Hel­
fern für ihr Wirken zu danken und sich 
von der guten Ausrüstung des THW zu 
überzeugen. 

OV Limburg : THW stellt sich vor 

Im Rahmen ihres Informationsprogram­
mes besuchten die Mitglieder des Magi­
strats und der CDU-Fraktion der Stadt 
Limburg das THW. Die Gäste wurden 
vom THW-Ortsbeauftragten Karl Kappes 
und THW-Landesbeauftragten Hans­
Albert Lossen begrüßt und über die Auf­
gaben und Ausstattung des THW aus­
führlich informiert. Ganz besonders wur­
de auf den Wert der Ausstattung des 
OV, der bei rund einer Million Mark liegt, 
und auf die Leistungen der ehrenamt­
lichen Helfer hingewiesen. 

In einem anschließenden Rundgang 
durch Kfz-Halle und Werkstatt konnten 
sich die Besucher einen Überblick über 
die Fahrzeug- und Geräteausstattung 
verschaffen. Dabei wurde darauf hinge­
wiesen, daß eine finanzielle Unterstüt­
zung durch Stadt und Kreis die Lei­
stungsfähigkeit für den friedensmäßigen 
Einsatz steigern würde. 

Während eines Rundganges durch die Kfz-Hall. 
konnten die Gäste Fahrzeuge und Geräte be­
sichtigen. 



Saarland 
GroBübung mit 
170 Helfern am Bostalsee 

Für die Bevölkerung des Landkreises 
St. Wendel sei es eine Beruhigung, im 
Katastrophenfall auf eine so schlagkräfti­
ge und gut ausgebildete Organisation 
wie das THW zurückgreifen zu können. 

Eindrucksvoll hätten t 70 Helfer ihren 
Leistungswillen, ihr Können und auch 
ihre Bereitschaft zum persönlichen Ver­
zicht unter Beweis gestellt. Der Kreis 
nehme deshalb das THW nicht nur bei 
einer zweitägigen Gemeinschaftsübung 
als Organisation des Bundes zur Kennt­
nis, sondern betrachte es auch als eine 
wichtige Hilfsorganisation des Katastro­
phenschutzes im Landkreis und lasse 
ihm deshalb jede Unterstützung zukom­
men. Dies erkärte Landrat Dr. Manner 
im Hinblick auf die fünf Ortsverbände 
Freisen, Nohfelden, Nonnweiler, St. 
Wendel und Theley. 

Folgende Lage war der Großübung zu­
grunde gelegt worden : Ein lokales Erd­
beben hat im Bereich des zur Zeit mit 
7 Millionen Kubikmeter Wasser gefüllten 
Bostalsees umfangreiche Schäden an­
gerichtet. Versorgungsleitungen sind be­
schädigt, Segler und Surfer in Gefahr, 
Bauwerke und Bauwerksteile müssen 
gesprengt werden. Den Auftrag zur Ber­
gung, Instandsetzung und Wasserret­
tung gab der Landrat an den THW-Ge­
schäftsführer des Kreises St. Wendel. 

Nach Erkundung der Lage erhielten die 
Bergungszüge, der Instandhaltungs- und 
Bergungsräumzug, der Erkundungs- und 
Lotsentrupp, die ABC-Melde- und Aus­
wertungsstelle, der Verpflegungs-, Ver­
brauchsgüter- und Materialerhaltungs­
trupp den Einsatzbefehl. 

Die Bergungszüge zeigten ihr Können 
beim Bergen aus Trümmern und beim 
Sprengen von sechs Kontrollschächten 
des alten Abwasserkanals rund um den 
See. Der Wasserdienst des OV Nohfel­
den übernahm die Absperrung der 
Sicherheitszone während der Spreng­
arbeiten. Im einzelnen waren verant­
wortlich: der OV Nohfelden für den Zelt­
auf- und Abbau, die Verpflegung und die 
Wasserrettung; der OV Freisen für die 
Bergung aus Tiefen sowie die Spren­
gung der KontrOllSChächte; der OV St. 
Wendel für den Betrieb des Pumpensat­
zes, den Transport von Dämmaterial und 
den Faschinenbau; der OV Theley lür 
die Erstellung der Wasser- und Strom­
versorgung, der Waschanlage und die 
Platzbeleuchtung ; der OV Nonnweiler 
lür den Bau eines Steges und einer 
Fähre sowie den Fährbetrieb. 

Alle Einheiten standen über Funk mit 
der Einsatzleitung, die ihre Zentrale in 
einem LKW installiert hatte, in Verbin­
dung. Besonderen Wert hatte man auf 
die praktische Arbeit gelegt. Härteste 
"Knochenarbeit" mußte bei den Ausgra­
bungen in der Bosener Mühle geleistet 
werden, wo ein Mühlrad Ireigelegt wur­
de. An allen Tagen waren zahlreiche 
Gäste kritische Beobachter. E. M. 

"Phantom" stürzte zwischen 
den Häusern ab 

"Wie ein Stein" - so Augenzeugen im 
Nohfelder Ortsteil Gonnesweiler im 
saarländischen Kreis St. Wendel - stürz­
te eine amerikanische Militärmaschine 
vom Typ "Phantom" ab. Ein großer Kra­
ter zwischen den Häusern markierte die 
AufschlagsteIle. Die Flugzeugteile lagen 
über mehrere hundert Meter verstreut. 
Ein Triebwerkteil war auf einen 30 Meter 
entfernten Kinderspielplatz niedergegan­
gen, auf dem zur Unlallzeit glücklicher­
weise kein Kind spielte. Windschutz­
scheiben und Dächer von geparkten Au­
tos waren durchschlagen, erhebliche 
Beschädigungen auch an den umliegen­
den Häusern festzustellen. Nur wenige 
Menschen wurden durch Glassplitter 
leicht verletzt. 

Mit dem Rettungshubschrauber aus 
Saarbrücken, den örtlichen Wehren und 
dem DRK traf auch der THW-Ortsver­
band Nohfelden an der Unglücksstelle 
ein. Man verschaffte sich einen Über­
blick über die Lage und ging besonnen 
und ohne Hektik an die Arbeit. Großzü­
gigerweise stellte eine Firma die erfor­
derlichen, beim THW für solche Zwecke 
leider nicht vorhandenen, großflächigen 
Planen zur Verfügung. 

Nach dem Ablöschen von Schwelbrän­
den besserte man gemeinsam mit Hel­
lern der Feuerwehr die beschädigten 
Dächer aus oder deckte mit den Planen, 
die mit Halte- und Bindeleinen gesichert 
wurden, die durchlöcherten Dächer ab, 
um wenigstens vor Regen Schutz zu 
bieten. Anerkennende Worte für die gu­
te Zusammenarbeit und die gründlich 
geleistete Hilfe erfuhren THW und Feu­
erwehr von der Bevölkerung, der Pres­
se, den Politikern aller Parteien und dem 
Ministerpräsidenten, der die AbsturzsteI­
le besucht hatte. E. M. 

THW Heusweiler 
besichtigte Holzplatten-Werk 

Auf Einladung der Werksleitung besich­
tigte eine Gruppe von THW-Helfern das 

Holzplatten-Werk in Heusweiler, Ortsteil 
Eiweiler. Betriebsleiter Braun begrüßte 
die THW-Helfer und übernahm die Füh­
rung durch das Werk. Der Rundgang 
führte von der Zerpanungsanlage zu 
den Trocknungshallen und in die Warte. 
Die Warte ist die Zentrale, in der auf 
großen elektronischen Schaltbildtafeln 
die Übersicht über den Produktionsab­
laul einschließlich eventueller Betriebs­
störungen gewährleistet wird. 

Betriebsleiter Braun stellte sich den kriti­
schen Fragen der Besuchergruppe und 
lührte aus, daß die Werksleitung zur Be­
kämpfung der Staubentwicklung Investi­
tionen in Höhe von 5 Millionen DM ge­
macht habe. So würde der derzeitige 
Trockenstaubanteil pro Kubikmeter 
Frischluft sich nur aul 100 bis 130 Milli­
gramm belaufen. Zur Zeit werden zu­
dem UnterSUChungen angestellt, auch 
die Geruchsstoffe zu eliminieren. 

Den Abschluß machte ein Besuch der 
Werksfeuerwehr. Wehrführer Busche 
war sehr erfreut über den Besuch der 
THW-Kameraden und zeigte mit Stolz 
den Wagenpark, die transportablen 
Schaumgeneratoren und Pulverlöscher. 
Der Wehrführer ging auch auf den sta­
tionären Feuerschutz, wie die Sprinkler-, 
Funkenlösch- und COz-Anlage, ein. Mit 
diesen aufwendigen Schutzeinrichtun­
gen sei, so Busche, ein nahezu optima­
ler Feuerschutz gewährleistet. Der 
Wehrführer demonstrierte auch die 
Handhabung kleinerer Feuerlöschgeräte, 
wie Handschaumrohre und die soge­
nannte Mittelschaumpistole , die sich an 
einen normalen Hauswasseranschluß 
anschließen läßt und eine verblüffende 
Wirkung hat, ohne daß es dabei zu grö­
ßeren Wasserschäden kommt. G. L. 

Nachruf 

In der Nacht vom 1. auf den 2. Februar 
ist unser verdienter Helferkamerad 

Paul Kiefer 

durch einen tragischen Verkehrsunfall im 
Alter von 26 Jahren für immer von uns 
gegangen. 

Als Gruppenführer der Jugendgruppe 
des OV Nonnweiler hatte er mit Ge­
schick und Fleiß wesentlichen Anteil am 
Aulbau und Fortbestand der Gruppe. 

Wir haben einen guten Kameraden ver­
loren und werden ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren. 

Der Orts beauftragte und die Helfer des 
THW-OV Nonnweiler 
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Baden-Württemberg 
THW·Obung 
im Rheln·Neckar·Kreis 

Das THW fuhrte im Rhein-Neckar-Kreis 
die zweite gemeinsame Großübung 
durch. Wie beim ersten Mal (im Mai 
1979) so stand auch Jetzt wieder das 
Ruinen-Gelande der ehemaligen Leder­
fabrik Neckargemund als ideales 
Übungsoblekt zur Verfugung. Das 
Hauptzlel war die Bewalligung der Füh­
rungsaufgaben, insbesondere die Erpro­
bung der Meldewege zwischen Führung 
und Einheiten . 

Oie Bergung •• lnhelten des THW letzten bei der 
gemeinsamen Großübung auch die Sauerstoff· 
lanze ein. 

Neben den 100 THW-Helfern aus den 
Ortsverbanden Eberbach, Ladenburg, 
Neckargemünd, Sinshelm und Wiesloch 
waren auch 25 Helfer des ABC-Zuges 
des Rheln-Neckar-Kreises (Regie-Ein­
heit) und zwei Helfer des DRK beteiligt. 

So konnte ein weiterer Schntt zur Vor­
bereitung einer beabsichtigten Gesamt­
übung aller Fachdienste des Katastro­
phenschutzes im Rhein-Neckar-Krels 
getan werden . 

In der Absicht, einen Überblick über den 
Ausbildungsstand des THW im Rhein­
Neckar-Kreis zu geben, wurden auch 
alle Bürgermeister bzw. Katastrophen­
schutzsachbearbeiter des Rheln-Neckar­
Kreises zu dieser Übung eingeladen. 

Im einzelnen waren folgende Aufgaben 
gestellt. Die Bergungseinheiten führten 
Bergungen aus Hohen und Tiefen, Mau­
er- und Deckendurchbrüche, Arbeiten 
mit Greifzug und Hydropresse und Ar­
beiten am Rohrgrabenverbau durch. Die 
fnstandsetzungseinheiten zeigten ihr 
Können im Brennschneiden, in der Aus­
leuchtung von Schadensstellen, in der 
Notstrom- und Notwasserversorgung. Im 
Wasserdienst demonstrierte das THW, 
wie man die Elsenz schnell überwinden 
kann, nämlich mit behelfsmäßigen Flö­
ßen aus Autoreifen bzw. mit einem 
Schnellsteg aus Fahrbahnplatten. Unter 

46 zs· MAGAZIN 4 'BO 

Einsatz eines Verkehrshilfsdienstkombis 
wurde technische Unfallhilfe dargestellt. 

Der ABC-Zug baute eine Dekontamina­
tionsstelle (EntgiftungssteIle) für Perso­
nen auf und untersuchte die Einsatzstei­
len auf eventuelle giftige Schadstoffe. 
Das DRK sicherte die Versorgung der 
von den THW·Bergungseinheiten gebor­
genen Verletzten. 

Da die Übung bereits um 7.00 Uhr be­
gann und das Ende erst für 17.00 Uhr 
vorgesehen war, beschloß die Führung, 
einige Gruppen durch Ersatzmannschaf­
ten abzulösen. So konnten die zuerst 
eingesetzten Gruppen einen Einblick in 
den Gesamtablauf der Übung gewinnen. 

Mit dieser Übung hat das THW gezeigt, 
daß es im Rhein-Neckar-Kreis als tat­
kraftige Einheit auftreten kann und in ei­
nem Katastrophenfall der Bevölkerung 
wertvolle Hilfe zu leisten vermag. K. B. 

THW im Hochwassereinsatz 

Auch in Baden-Württemberg kam es An­
fang Februar durch plotzlich einsetzen­
des Tauwetter, begleitet von starken Re­
genfallen, in einzelnen Landesteilen zu 
örtlichen Überflutungen. An einigen Or­
ten wurde das THW auf Anforderung der 
fur die Gefahrenabwehr zustandigen Be­
horden eingesetzt. 

So mußten Einheiten aus den Ortsver­
bänden Biberach/ RIß, Ehingen, Geislin­
gen, Müllheim, Riedlingen, Sigmaringen, 
Tuttl ingen, Waldshut-Tiengen und Wert­
helm verschiedene Hilfeleistungen er­
bringen . Insbesondere waren wichtige 
Obfekle vor Überflutung durch das Fül­
len , Zuführen und Einbauen von Sand­
sacken zu schützen . Ferner mußten Si­
cherungsarbeiten vorgenommen werden 
(u. a. wurde an einer Brückenbaustelle 
das vom Hochwasser bedrohte Lehrge­
rüst entfernt). Schließlich war vielfach 
der Einsatz der Pumpenausstattung not­
wendig. 

Die Geschehnisse waren aber keines­
wegs mit der Hochwasserkatastrophe 
vom Mai 1978 vergle ichbar. Der vor­
sorglich von der THW-Landesleitung 
Baden-Württemberg vorbereitete Einsatz 
zusätzlicher Kräfte und besonderer Aus­
stattung (Elektro-Großtauchpumpen, 
Notstromerzeuger 50 kVA, Koordinie­
rungsfahrzeuge) wurde nicht erforder­
lich. Das vorhandene örtliche Potential 
zur Gefahrenabwehr bzw. -beseitigung 
reichte aus. G. K. 

Großbrand in Villingen 

Bei einem Großbrand - Ursache ver­
mutlich ein heißgelaufenes Lager an ei­
ner Gattersäge - brannte das Sägewerk 
im Stadtbezirk Villingen völlig nieder. 

Wenige Minuten nach dem Brandaus­
bruch um 20.27 Uhr war die gesamte 
Wehr des Stadtbezirks Villingen unter 
der Leitung der Stadtbrandmeister 
Jordan und Rappenegger an der Ein­
satzstelle. Mit 14 Strahlrohren und der 
Wasserkanone bekämpfte die Villinger 
Wehr das Großfeuer, das mit einer über 
20 Meter hohen Flammensäule weithin 
sichtbar war. Schwierigkeiten hatten die 
Wehrmänner mit der Wasserzufuhr, da 
das Wasser aus dem Hydranten knapp 
wurde und der vorbeifließende Sage­
bach arg verschlammt war. 

Nach Anforderung einer THW-Ber­
gungsgruppe wurden der Zugführer und 
seine Männer am Brandherd mit folgen­
den Aufgaben betraut : Abstützen von 
Mauerteilen, Unterbauen des Laufkrans 
mit einem Stützjoch, Einreißen von ein­
sturzgefährdeten Mauerteilen sowie Her­
ausziehen von Bretterstapeln mit der 
Seilwinde des GKW. Die Bergungsgrup­
pe war etwa fünf Stunden im Einsatz. 

Das Deutsche Rote Kreuz hatte vorsorg­
lich den Sanitatsdienst am Brandort 
übernommen. R. H. 

Die THW-Sergung.gruppe unterstützt. die Feu­
erwehr u . • . durch Einreißen elnllurzgefährdeter 
Gebäudeteile. 



Rheinland-Pfalz 
THW·Helfer aus Sambia 
zurück 

Nach dreiwöchigem Auslandseinsatz 
kehrten die zwölf THW-Helfer - Ange­
hörige der THW-Ortsverbände Ludwigs­
hafen und Worms sowie Mitarbeiter des 
Gerätelagers Mehlem - aus Sambia zu­
rück. 
Auf dem Rhein-Main-Flughafen 
konnte Einsatzleiter Dr. Ingo Dorn, Orts­
beauftragter in Ludwigshafen, dem 
Direktor des THW, Hermann Ahrens, 
melden, daß alle Teilnehmer gesund zu­
rückgekehrt sind. Ihr Auftrag, auf dem 
Chambeshi-Fluß, dessen wichtige Stra­
ßenbrücken zerstört waren, eine Fähr­
verbindung zu schaffen, hatten sie in 
der vorgesehenen Zeit erfüllt. 

Bayern 
Eine herausragende 
Veranstaltung 

Innerhalb der Reihe von Tagungen mit 
Führungskräften des THW - aus jeweils 
einem der sieben Regierungsbezirke in 
Bayern - fand am 12. Januar 1980 eine 
herausragende Veranstaltung in der Un­
terkunft des THW-OV Marktheidenfeld 
statt. 

THW-Ortsbeauftragte und Führungskräf­
te aus dem Regierungsbezirk Unterfran­
ken trafen sich auf Einladung des THW­
Landesbeauftragten für Bayern, Dip!.­
Ing. Schwarz, um folgende Themen zu 
behandeln: 

• Mitwirkung des THW im friedensmäßi­
gen Katastrophenschutz 

• Verbesserung der personellen und 
materiellen Voraussetzungen 

• Motivierung der Helferschaft. 

Begrüßung der Gäste 

Vor Beginn der eigentlichen Arbeits­
tagung begrüßte Landesbeauftragter 
Schwarz die hohen Gäste aus Unter­
franken, an ihrer Spitze Regierungsprä­
sident Philipp Meyer sowie Vertreter der 
Presse und des Bayerischen Fern­
sehens. 

"Wenn man den Katastrophenschutz auf 
der Basis der Freiwilligkeit halten will, 
dann muß man auch dafür sorgen, daß 
die Helfer mit Freude bei der Sache 
sind". Diese Aussage des Landesbeauf­
tragten zog sich wie ein "roter Faden" 
durch die gesamte Tagung und wurde 

Die zwölf THW-Helfer wurden In Frankfurt vom 
Direktor des THW, Dipl.-Ing. Ahrens (Bildmitte), 
begrüßt; links Einsatzleiter Cr. Dorn, rechts 
THW-Bundessprecher Merck. 

Dr. Dorn berichtete, daß der Transport 
des Fährenmaterials von der sambi­
schen Hauptstadt Lusaka, wohin es mit 
Transportmaschinen geflogen worden 
war, zu der rd. 700 km entfernten Ein­
satzstelle durch das nur dünn besiedelte 
Land mit Hilfe der deutschen Botschaft 

auch von den Gästen in ihren Reden 
oftmals aufgegriffen. 

Ausstattung, Unterkunft, Ausbildung 

Schwarz zeigte auf, daß trotz erhebli­
cher Leistungen des Bundes noch eini­
ges getan werden müsse, um den 
Zielen 

- moderne Ausstattung 

- gute Unterkünfte 

- optimale Ausbildung 

näherzukommen. Wobei bester Wille 
und größtes Engagement der Helfer 
nichts nützen, wenn die berechtigten 
Forderungen nicht durch eine erhebliche 
Steigerung der Haushaltsmittel erfüllt 
werden. 

Es müßten, letztendlich auch durch ei­
nen Ausgleich der Stärke des Katastro­
phenschutzes der Bundesländer, weite­
re KatS-Einheiten gerade in Bayern auf­
gestellt und ausgestattet werden. Etwa 
4000 Helfer stünden in Bayern bereit, 
um Aufgaben im Katastrophenschutz zu 
übernehmen. 

Dank von Regierungspräsident 
Phlllpp Meyer 

Der Regierungspräsident verdeutlichte in 
seiner Rede den hohen Stellenwert des 
THW: " ... In einer Zeit , da die meisten 
Menschen den bequemen Weg gehen, 
öffentliche Verantwortung und mehr 
noch schwere körperliche Arbeit an sich 
schon, vor allem aber selbstlose Arbeit 
für das Gemeinwohl scheuen - in einer 

und der Straßenbauverwaltung von 
Sambia ohne Schwierigkeiten durchge­
führt wurde. 

In Anwesenheit des THW-Landesbeauf­
tragten Dr. Carl F. Dölbor und des Bun­
dessprechers Peter Merck dankte Direk­
tor Ahrens den Helfern und zeichnete 
jeden mit dem" THW-Einsatzzeichen für 
humanitäre Hilfe im Ausland " aus. 
Ahrens stellte fest, daß dies der 
32. Auslandseinsatz des THW gewesen 
sei, davon allein 13 auf dem afrikani­
schen Kontinent. 

Ein ausführlicher Bericht über diesen 
Einsatz, bei dem die Helfer auch einen 
interessanten Eindruck von Land und 
Leuten bekommen haben, folgt dem­
nächst. 

solchen Zeit strahlt der Stern des THW 
um so heller. Diese repräsentative Zu­
sammenkunft der Führungskräfte aus al­
len unterfränkischen Ortsverbänden ist 
die mir deshalb sehr willkommene Gele­
genheit, Ihnen allen einmal persönlich 
meinen Dank für Ihr ehrenamtliches En­
gagement innerhalb der Ortsverbände 
und jeweiligen Einheiten im Dienste und 
zum Wohle unserer unterfränkischen 
Bevölkerung aussprechen zu können. 

Ich glaube, auch im Namen aller unter­
fränkischen Landräte und Oberbürger­
meister, die ja mit ihren Behörden für 
den vorbeugenden und abwehrenden 
öffentlichen Katastrophenschutz verant­
wortlich sind, feststellen zu können, daß 
neben den anderen, ehrenamtlich täti­
gen Hilfsorganisationen - ich meine da­
mit insbesondere die Feuerwehren und 
Sanitätsorganisationen - die unterfränki­
schen Einheiten des THW eine weitere 
und eine zuverlässige Garantie dafür 
sind, daß im Falle einer Katastrophe den 
verantwortlichen Behörden und damit 
natürlich den betroffenen Bürgern die 
erforderliche Hilfe in den verschieden­
sten, dann benötigten Disziplinen gelei­
stet werden kann. Der Alltag beweist, 
wie sehr wir auf solche Einrichtungen 
wie das THW angewiesen sind. 

Über die von mir genannte Bedeutung 
des THW im Bereich des Katastrophen­
schutzes hinaus weiß ich selbstver­
ständlich, daß THW-Helfer bei Unglücks­
fällen und sonstigen, technische Hilfe 
erfordernden Ereignissen jederzeit per­
sönlich selbstlos bereit und auch in der 
Lage sind, Ihrem Organisationszweck 
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entsprechend auf Anforderung der zu­
standigen Behörden Hitfe zu leisten. Ne­
ben den Kreisverwaltungsbehörden wis­
sen sicherlich auch diese anderen 
Dienststellen - stellvertretend darf ich 
hier wohl die Polizei besonders erwäh­
nen - Ihre Existenz und Ihr Engage­
ment, Ihre Einsatzfreude, Ihr Können zu 
schatzen. 

Wenn ich mich als Regierungsprasident 
dieses unseres schönen Regierungsbe­
zirkes Unterfranken naturgemaß in er­
ster linie um diesen Landstrich und sei­
ne Menschen zu sorgen und zu küm­
mern habe, kann und darf ich aber doch 
nicht ubersehen und vergessen, daß Sie 
aufgrund Ihrer humanitären Grundhal­
tung Ihre Erfahrungen und Ihr Konnen 
auch bel Einsätzen auBerhalb des Re­
gierungsbezirkes, ja sogar außerhalb der 
Bundesrepublik, einzusetzen bereit sind. 
Auch das ist eine nicht zu unterschat­
zende lobenswerte Werbung für das un­
terfrankische THW. Die THW-Manner 
sind eine hervorragende Visitenkarte für 
unsere Heimat! 

Wenn Ihnen dies in Fortfuhrung des bis­
her Geleisteten weiterhin gelingt, blei­
ben Ihnen die bisherige Anerkennung 
und der Dank der unterfrankischen Be­
völkerung sicher und Ihre volle Integrie­
rung in das unterfränkische ehrenamtli­
che Hilfeleistungspotential gewahrleistet. 
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen al­
les Gute für heute und die weitere Zu­
kunft. Bleiben Sie sich und uns weiter­
hin treu! · 

Der Landrat des Maln-Spessart-Kreises, 
Erwin Amman, ging in seinem Grußwort 
auf die THW-Gliederungen im Landkreis 
ein und bedankte sich beim Ortsbeauf­
tragten Oskar Karpf, THW-OV Markthei­
denfeld, stellvertretend für den Idealis­
mus und persönlichen Einsatz der 
Helfer. 

Peter PaulI, Bürgermeister der Gemein­
de Hafenlohr, auf deren Gebiet die Un­
terkunft des OV Marktheidenfeld steht, 
zeigte sich uber die Wahl des Tagungs­
ortes hochst erfreut. 

Ehrenzeichen für Polizeipräsidenten 

.Sie haben schon lange vor Ihrer jetzi­
gen Aufgabe mit Ihren Beamten zum 
THW immer Kontakt gehalten und trotz 
mancher Widerstande den hiesigen 
Ortsverbanden den friedensmaßigen 
Einsatz auf Verkehrswegen ermöglicht. 
Durch gegenseitiges Kennenlernen der 
Aufgaben und personllche Kontakte ha­
ben Sie die Verbindung zWischen Polizei 
und THW vertleH. Ihr dabei bewiesener 
starker Einsatz ist herausragend". Mit 
diesen Worten überreichte Landesbeauf­
tragter Simon Schwarz das Ehrenzei­
chen des THW in Silber an den Polizei­
prasidenten von Unterfranken, 0110 
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Beim THW-QV 
Marktheidenleid zu 
Galt (v, I. n. r.) : Ud. 
Reg.-Olr. Wagen- ~ 
blast, landrat Erwin 
Ammen, Regie­
rungspräsident 

- .~ 

• Meya" THW-LB 
Dlpl.-lng. Schwarz, 
Polizeipräsident 
Zerrath. Reg.-Dir. 
Ständer. Kriminal­
direktor Scheuplein. 

Reglerungsprisl­
dent Philipp Meya, 
hob In seiner Rede 
das ehrenamtliche 
Engagement der 
Helfer besonders 
hervor. 

lande.beauftragter 
Dipl.-Ing. Schwarz 
zeichnete den Poli­
zeipräsidenten von 
Untertranken, 0110 
Zerrath , mit dem 
THW-Ehrenzelchen 
In Silber aus. 

Zerrath, der in seinem Dank zum Aus­
druck brachte, daß die gute Zusammen­
arbeit zwischen Polizei und THW auf 
allen Ebenen verwirklicht sei. 

Fur seine herausragenden Verdienste 
wurde der stv. THW-Ortsbeauftragte 
Berthold Schwab mit dem Helferzeichen 
in Gold mit Kranz ausgezeichnet. 

Tagung der Führungskräfle 

Nach der Mittagspause berichtete Re­
gierungsdirektor Ferdinand Stander vom 
Bundesamt für Zivilschutz detailliert über 
die aktuellen Probleme des THW, wobei 
auch der Ud. Regierungsdirektor bei der 

o 

Regierung von Unterfranken, Helmut 
Wagen blast, interessierter Zuhörer war. 

Die Tagesordnungspunkte wurden er­
schöpfend behandelt, gab es doch man­
che neuen Aspekte. Als Fazit war fest­
zustellen, daß solche Tagungen viele of­
fene Fragen beantworten, die Zusam­
menarbeit fördern und starken sowie die 
Wirksamkeit des THW erhohen . 

Im Bayerischen Fernsehen wurde noch 
am gleichen Abend in der Sendung 
"Rundschau · von der Veranstaltung be­
richtet, wobei auch ein vom THW-Lan­
desbeauHragten Schwarz abgegebenes 
Statement ausgestrahlt wurde. J . D. 



Warndienst 

Am 13. März 1980 wurde im Bundesamt 
für Zivilschutz der langjährige Referent 
für den Einsatz des Warndienstes, Hans 
Freiherr von Neubeck, in den Ruhestand 
verabschiedet. Zu einer kleinen Feier­
stunde hatten sich neben vielen Ange­
hörigen des Bundesamtes und des 
nachgeordneten Bereichs auch zahlrei­
che Gäste, so aus dem Bundesministe­
rium des Innern, dem Bundesministe­
rium der Verteidigung, der Akademie für 
zivile Verteidigung, vom Rundfunk und 
aus dem benachbarten Ausland einge­
funden. 

In Vertretung des erkrankten Präsiden­
ten Dr. Kolb würdigte Vizepräsident 
Dipl.-Ing. Ahrens die Verdienste des 
Ausscheidenden, der über 20 Jahre 
dem Warndienst angehört und Wesentli­
ches zu seinem Aufbau beigetragen hat­
te. Vize präsident Ahrens betonte, daß 
schon die große Zahl der Gäste die 
Wertschätzung deutlich mache, die Frei­
herr von Neubeck genossen habe, und 
auch die vielfältigen und für den Warn-

dienst wichtigen Verbindungen zeige, 
die von ihm unterhalten worden seien . 

Von Neubeck habe viele Jahre mit gro­
ßem Erfolg ein Referat mit besonderer 
Ausstrahlung und Verantwortung gelei­
tet. Sein Sachverstand und seine Erfah­
rung seien immer gefragt gewesen. Dar­
über hinaus habe er durch sein Pflicht­
bewußtsein, seine freundlich-korrekte 
Art und seine Hilfsbereitschaft bei Mitar­
beitern und Vorgesetzten Anerkennung 
und Wertschätzung gefunden. Anschlie­
ßend überreichte Ahrens dem Ausschei­
denden die Entlassungsurkunde des 
Bundesministers des Innern und die Eh­
renplakette des Bundesamtes für Zivil­
schutz. 

Der Leiter der Abteilung Warndienst, 
Ud. Baudirektor Dr. Maske, schilderte 
den Lebensweg seines Mitarbeiters. Der 
ehemalige Offizier der Panzertruppe 
kam im Jahre 1959 als Verbindungsfüh­
rer zum Warndienst und wurde zunächst 
dem damals noch in Nürnberg befindli­
chen Warnamt IX zugeteilt. 1962 über-

Frhr. v. Neubeck, Referent für den Einsatz des Warndienstes, wurde am 13. März 1980 In den 
Ruhestand verabschiedet: Dlpl..!"g . Ahrens, Vizepräsident des Bundesamtes für Zivilschutz, Frhr. 
v. Neubec:k und l id. Baudirektor Cr. Maske, leiter der Abteilung Warndienat Im BIS (von rechts). 

nahm er die Leitung der im Aufbau be­
findlichen WD-Verbindungsstel le 51 in 
Goch. Ab 1964 leitete er im Bundesamt 
für Zivilschutz das für den Einsatz des 
Warndienstes zustandige Referat. 

Unter seiner Leitung entstanden u. a. 
wichtige Einsatz- und Betriebsvorschrif­
ten. Die Warnstellenkarte wurde in meh­
reren Auflagen herausgebracht. Die Zivi­
le ABC- und Luftlagemeldesammelstelle 
(ZALM) und weitere WD-Verbindungs­
stellen wurden eingerichtet. Ferner wur­
de die Zusammenarbeit mit den Streit­
kräften und mit dem Rundfunk im ein­
zelnen festgelegt und intensiviert. Seit 
1963 war von Neubeck auch Delegierter 
des deutschen Warndienstes in einer 
NATO-Sachverständigengruppe und in 
den letzten sieben Jahren Vorsitzender 
der zugehörigen Arbeitsgruppe für Ein­
satzfragen. Schließlich wirkte er bei Ver­
öffentlichungen über den Zivilschutz mit 
und wurde Mitverfasser eines Sach­
buches über den Warndienst. 

Mit den besten Wünschen für die kom­
menden Jahre überreichte Dr. Maske als 
Abschiedsgeschenk der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Abteilung Warn­
dienst Blumen und zwei Bücher. 

Der Vertreter des niederländischen 
Warndienstes, H. F. Oldenampsen aus 
dem Innenministerium in Den Haag, 
übermittelte eine Grußadresse, in der 
die Verdienste des Ausscheidenden als 
langjähriger Mitarbeiter im internationa­
len Bereich besonderen Ausdruck 
fanden . 
Dank und aufrichtige Anerkennung der 
engsten Mitarbeiter im Bundesamt 
sprach Rudolf Haak aus. Er verglich von 
Neubeck mit einem Lotsen, der seinen 
Abteilungsleitern immer hilfreich zur Sei­
te gestanden habe. Weitere anerken­
nende Worte folgten von dem Vertreter 
der Warnämter und WD-Verbindungs­
stellen, Verwaltungsoberrat Ebeling. Er 
erinnerte an die noch unter General 
Gosewisch gemeinsam erlebten Aufbau­
jahre des Warndienstes und überbrachte 
als Geschenk eine Ledermappe mit der 
Darstellung aller Warnämter. Als Vertre­
ter der Einsatzleiter der Warnämter 
überreichte Manfred Schnieders eine 
hübsche Erinnerungstafel. 

Freiherr von Neubeck bedankte sich mit 
bewegten Worten für die vielen aner­
kennenden Worte und die Abschiedsge­
schenke. Abschließend wünschte er der 
Arbeit des Bundesamtes für Zivilschutz 
und insbesondere der Weiterentwicklung 
des Warndienstes vollen Erfolg und rich­
tete einen herzlichen AbschiedsgruB an 
seine "alten Mitstreiter" . M. 
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Gedanken zum Thema 
"Übungen" 

Ziel und Aufgabe von Übungen ist, 

1. eine zunächst erlernte Materie im 
theoretischen und praktischen Bereich 
durch Wiederholungen in bestimmten 
zeitl ichen Abständen dauernd verfügbar 
zu erha lten ; 

2. Organisationsschemata und Verfah­
rensabläufe kritisch zu überprüfen und 
optimal zu gesta lten ; 

3. neue Erkenntnisse auf jedem bezügli ­
chen Gebiet aufzugreifen und zu 
nutzen. 

Eine Übung erfüllt daher nur ihren Sinn, 
wenn 

• die Übungsteilnehmer motiviert sind, 
d. h. durch entsprechende Anreize im 
Verlauf der Ausbildung das Verständnis 
für den Nutzen und die Notwendigkeit 
der Übung geweckt wurde 

• der Ablauf einer Übung gut vorbereitet 
wurde 

• in den Übungsablauf keine Vorgaben 
oder Tatbestände eingeführt wurden , die 
den wahren Leistungsstand verschleiern 
( "Türken bauen" ) 

• eine Auswertung der Übung erfolgt 
und 

• festgestellte Mängel bis zur Abhaltung 
der nächsten Übung abgestellt werden. 

Übungen, in rascher Reihenfolge ange­
setzt, können wert los sein, wenn bereits 
bekannte Mängel nicht beseit igt wurden , 
aber dennoch den Übungsteilnehmern 
unter den gleichen Voraussetzungen , je­
doch im Hinblick auf den inzwischen 
verbesserten Ausbildungsstand eine er­
höhte Leistung abverlangt wird. Dieses 
würde die Übungsteilnehmer zum Ver­
schleiern von Schwachpunkten und da­
mit zur Selbsttäuschung verle iten. Der 
Mißerfolg einer Übung kann allerdings 
unter Umständen auch ein Erfolg sein, 
wenn ein angenommener Erwartungs­
horizont als nunmehr nicht gegeben er­
kannt wurde. 

Eine Übung mit Teilnehmern aus mehre­
ren Bereichen erfordert in der Regel ei­
ne langfristige Absprache über Termine, 
Übungsteilnehmer und Übungsumfang 
sowie die Feststellung, welcher Bereich 
für die Vorbereitung , Durchführung und 
Auswertung der Übung federführend ist. 

Dies setzt voraus, daß zur Abstimmung 
innerhalb der Bereiche eine Vorberei­
tungsgruppe gebildet wird, in der fach­
kundige Vertreter nach einem vorzuge­
benden Umfang (Übungsziel) die Übung 
in al len Einzelheiten und für alle te ilneh­
menden Stellen verbindlich vorbereiten . 
Diese Gruppe sollte auch die Überwa-

Eine Übung besteht aus 

• Übungsvorbereitung 

• Durchführung und 

• Auswertung . 

Zur Übungsvorbereitung gehören 

• die Bildung einer Vorbere itungsgruppe 
mit dem Auftrag zur Ausarbeitung der 
Übung unter 

- Festiegung der Übungslage 

- Festiegung der Übungsteilnehmer 

- Bestimmung der Ubungsdauer 

- Festlegung des Übungs- und Lei-
tungsstabes 

- Benennung der Übungsbeobachter mit 
Aufgabenstei lung 

- Benennung der Übungsauswerter. 

Zur Vorbereitung gehören auch 

- ein Zeitplan für die Vorbereitung 
und Durchführung der Übung 

- die Festlegung al ler übungsspezifi­
schen Einzelheiten 

- das Erstellen von Auswertebögen zur 
Auswertung 

- ein Zeitplan für die Auswertung. 

Zur Durchführung gehören 

- die Festlegung der Leitungsmaß­
nahmen 

- die Festiegung der Beobachterauf­
gaben 

- die Festlegung der zu beobachtenden 
Stellen . 

Zur Auswertung gehören 

- die termingerechte Vorlage von Erfah­
rungsberichten der an der Übung teil­
nehmenden Stellen 

- die Feststellungen der Übungsbeob­
achter in schrift licher Form 

- das Erstellen eines Gesamterfahrungs­
berichtes mit gg1. aufzuzeigenden Män­
geln und Vorsch lägen zur Verbesserung 

- die anhaltende Kontrolle, ob erkannte 
Mängel abgestellt sind. 

Erst diese Voraussetzungen bieten die 
Gewähr, daß die Aussagen über den 
Verlauf und die Zielsetzung einer 
Übung, die das Zusammenspiel aller 
Übungsteilnehmer objektiv wiedergeben 
sol len , den tatsachlich erbrachten Lei-
stungen gerecht werden . Utischill 

chung der Übung und die Übungsaus· Wichtige Voraussetzun.9 für eine Obung: Die Teilnehmer müssen motiviert sein und den Nutzen und 
wertung übernehmen. :.dl::. • .:.:N::.otw=.n:::d~lg~k:::.I::..t ::d.:::.r::.U::.bu::n~g::..:::rk::.:::nn.:::.:::n.,--________________ _ 
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Arbeiter-Samariter-Bund 
Schnelle Hilfe 
durch die ASJ 

"Wer fährt privat nach Brixen?" Unter 
dieser Überschrift konnte man Anfang 
Februar einen Hilferuf in den Darmstäd­
ter Tageszeitungen lesen. Der Kreisaus­
schuß des Kreises Darmstadt-Dieburg 
bat darin , Personen, die nach Südtirol 
fahren, sich beim Landratsamt zu mei­
den. Der Grund: Jedes Jahr zu Weih­
nachten startet der Förderverein zur Un ­
terstützung des Südtiroler Kinderdorfes 
Brixen einen Spenden aufruf, mit dem 
die Bevölkerung gebeten wird, Sach­
oder Geldspenden für das Dorf und sei­
ne Kinder zu geben. 

Letztes Jahr waren zu viele Geschenke 
eingetroffen; die Transportkapazität war 
erschöpft. So kam es, daß Anfang Janu­
ar immer noch viele Geschenke, darun­
ter auch einige an Kinder persönlich 
adressierte Päckchen , im Keller einer 
Schule in Gräfenhausen bei Darmstadt 
lagerten. 

Die Jugendgruppe des ASB-Darmstadt 
faßte spontan den Entschluß, die Spen­
den pakete nach Brixen zu bringen. Die 
technische Leitung gab umgehend die 
Erlaubnis für den Einsatz von zwei 
Transportern. Über die Kosten sollte 
später geredet werden. 

Bereits um 11.00 Uhr morgens standen 
fünf Mitglieder der ASJ abfahrbereit. Die 
Abfahrt verzögerte sich zunächst, da das 
Landratsamt Schwierigkeiten bei der ita­
lienischen Zollabfertigung erwartete. Da 
jeder Reisende Geschenke bis zu einem 
Gesamtwert von 2000 DM zollfrei nach 
Italien einführen kann, einigten sich die 
fünf "Spediteure", den Gesamtwert des 
Transports einfach auf weniger als 
10000 DM zu deklarieren. 800 Kilometer 
- in Österreich auf verschneiten Straßen 
- waren bis Brixen zurückzulegen. 

Am nächsten Morgen gegen 6.00 Uhr 
kamen die erschöpften Helfer an. Bei ei­
nem Frühstück sprachen die Samariter 
mit dem Dorfleiter über den ASB und 
die Arbeit des Kinderdorfes. Nach dem 
Ausladen der Fahrzeuge traten die ASB­
Helfer dann den Heimweg an. Beim Ab­
schied wurden sie eingeladen, doch ein­
mal eine längere Zeit im Dorf zu verwei­
len. Der ASB-Darmstadt plant weitere 
Aktionen für das Südtiroler Kinderdorf. 

Einsatz klappte bestens 

Der Arbeiter-Samariter-Bund Zweibrük­
ken führte eine Katastrophenschutz­
Übung am Gersbergerhof durch. Ange-

Kurz vor dem Start : Mitglieder der Arbeiter-Samariter-Jugend Darmstadt und Vertreter des landrats­
amtes verladen die Geschenke für das Kinderdorf Brixen in die Transporter. 

nammen wurde eine Gasexplosion, wo­
bei mehrere Personen Verletzungen er­
litten. 27 Helferinnen und Helfer rückten 
mit drei Einsatzfahrzeugen und weiteren 
Pkw aus. Nach dem Eintreffen übernah­
men zwei Kradmelder die Erkundung 
des Einsatzortes. Nach deren Meldung, 
Gasexplosion mit teilweisem Einsturz ei­
nes Hauses und zehn Verletzten, wurde 
die Krankentransport- und Bergungs­
gruppe in Marsch gesetzt. 

Das Gelände, für die Einsatzwagen nicht 
befahrbar, forderte von der Bergungs­
gruppe viel Kraft, da die Verletzten etwa 
200 m getragen werden mußten. Die 
von den Krankenwagen aufgenomme­
nen Verletzten wurden zum Verband­
platz gebracht, wo sie weiter versorgt 
wurden. Der Verbandplatz, drei Zelte mit 
Feldbetten und Einrichtung sowie Be­
leuchtungsanlage, wurde zwischenzeit­
lich von der technischen Gruppe aufge­
baut. Die medizinische Weiterversor­
gung wurde von den Samariterinnen un­
ter Leitung von Ortsverbandsarzt 
Dr. Geibel übernommen. 

Nachdem alle Verletzten - dargestellt 
durch die ASB-Jugendgruppe - versorgt 
waren, wurden die einzelnen Übungstei­
le besprochen. Obwohl mehrere Helfer 
noch keine Übung mitgemacht hatten, 
wurde ein guter Ausbildungsstand 
sichtbar. 

Nach einer Ruhepause gab es noch ei­
nen Wettkampf spezieller Art. Vier 
Mannschaften zu le vier Helfern (und ei­
ner Trage) mußten einen Parcours von 
zirka 400 Metern durchlaufen. Nach dem 

Start wurde der erste Punkt angelaufen, 
ein Patient aufgenommen und aus dem 
angenommenen Gefahrenbereich getra­
gen. Am zweiten Punkt wurde der Ver­
letzte versorgt, wobei es auf Schnellig­
keit und richtige Erste Hilfe ankam. Bei 
Punkt vier wurde Tragewechsel vorge­
nommen. Das schwierige Gelände erfor­
derte auch hier viel Kraft, und die Helfer 
kamen recht atemlos Ins Ziel. 

Sprachferien in England 

Etwas Besonderes hat sich der ASB­
Ortsverband Wetterau im Rahmen der 
Aktion "Gemeinsam helfen" einfallen 
lassen: 

Vom 31. Juli bis 20. August 1980 führt 
er einen Sprachferienkurs für junge Leu­
te im Alter von 13 bis 18 Jahren in Eng­
land durch. Ziel der Reise: der bekannte 
Ort Poole mit jugendlichem Flair und 
vielen Sehenswürdigkeiten . 

Im Preis von DM 785 ist die Fahrt mit 
Bus und Fähre von Bad Vii bel zum 
Kursort , die Unterbringung bei gepruften 
und erfahrenen englischen Gastfamilien 
mit Vollverpflegung und täglich drei 
Stunden Intensiv-Unterricht durch engli­
sche Fachkräfte enthalten. Außerdem 
werden noch drei Ausflüge (davon min­
destens einer nach London) angeboten. 

Noch sind wenige Plätze dieses Ange­
botes frei. Interessenten können sich an 
den ASB-Wetterau, Frankfurter Str. 85, 
6368 Bad Vilbel, wenden. 
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Auch ASB auf Hilfe 
angewiesen 

Vom Pech verfolgt wurde im letzten Jahr 
der ASB-Ortsverband Ludwlgshafen . In­
nerhalb weniger Monate verlor er zwei 
seiner kostspieligen Einsatzfahrzeuge 
durch Unfalle. Zwar waren die leweiligen 
Fahrer fur die Unfalle nicht verantwort­
lich, trotzdem ließen sich die gegneri­
schen Versicherungen bei der Scha­
densregulierung viel Zeit. 

Der erste Unfall ereignete sich im Som­
mer des vergangenen Jahres. Dem 
ASB-Einsatzfahrzeug wurde die Vorfahrt 
genommen. Ein Zusammenstoß ließ sich 
nicht vermelden, der Rettungswagen 
überschlug sich dreimal. Schlimmer 
noch war der zweite Unfall, als der ASB­
Rettungswagen von einem anderen Wa­
gen abgedrangt wurde und im Graben 
landete . Drei Schwerverletzte und ein 
Totalschaden waren zu beklagen. 

Wahrend bei "normalen' Autounfallen 
die VerSicherungen relativ rasch tatig 
werden, gab es bel diesen hohen Scha­
denssummen Probleme. So war die As­
sekuranz unwillig, den Nutzungsausfall 
für einen Rettungswagen - die Gutach­
ter schatzen ihn auf 400 Mark pro Tag -
zu ersetzen. Das Zögern der Versiche­
rung wird erklarbar, wenn man die lie­
ferfristen und die Zelt für das Umrüsten 
eines Neuwagens zum Rettungswagen 
in Betracht Zieht: Das kann Monate dau­
ern. Die Nutzungsausfalle können so 
schnell einige 10000 Mark betragen 

Auch ohne Rettungsfahrzeuge liefen lur 
den ASB Ludwigshafen die Kosten für 
Personal und Leltstelle weiter. Da aber 
erheblich weniger Krankentransporte 
durchgefuhrt werden konnten, war man 
in Ludwlgshafen auf Spenden angewie­
sen. Zahlreiche Firmen wurden ange­
schrieben und reagierten pOSitiv Das 
erste neue Fahrzeug, ein Krankentrans­
porter mit 70 PS, zwei Tragen und einer 
mediZinischen Notausrustung - Kosten 
30000 Mark - konnte mit einer großzü­
gigen Spende von 15000 Mark der 
Stadtsparkasse Ludwlgshafen inzwi­
schen wieder In Dienst gestellt werden. 

Wann der mit 100000 Mark welt teurere 
Notarztwagen wieder angeschafft wer­
den kann, ist noch frag lich. Die Versi­
cherung wartet eine luristlsch-verbindli­
che Klarung des Unfallherganges ab. 

Oberstadtdirektor 
sagte Hilfe zu 

Die Bundesgeschaftsstelle des Arbelter­
Samariter-Bundes und der ASB-Ortsver­
band Koln platzen aus allen Nahten. Der 
standige Zuwachs an Aufgaben und Mlt-
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Zahlreiche Bürger Ludwlgshafens unterstützten den ASB. So auch dieser Besitzer einer italieni­
schen Eisdiele, der hier eine Flasche - Inhalt 270 DM - an den ASB·Vorsitzenden Heinrich Müner 
iJberreicht. 

gliedern hat die Raumlichkelten an der 
Sülzburgstraße 146 In Koln zu eng wer­
den lassen. Bei der Suche nach einer 
neuen Unterkunft hat der ASB letzt ei­
nen prominenten Fürsprecher: Kölns 
Oberstadtdirektor Kurt Rossa Wahrend 
eines Informationsbesuches in der Bun­
desgeschaftsstelle besichtigte Rossa 
auch die Funkleitstelle und den moder­
nen Fahrzeugpark des Kölner Ortsver­
bandes. Besonderes Interesse zeigte 
Rossa an der Arbeit der Arb8ller-Sama­
riter Im Bereich des Rettungswesens 
und des Katastrophenschutzes. 
Der Vorsitzende des ASB-Ortsverban­
des Koln, Norbert Burger, und ASB-

Bundesgeschaftsführer Wilhelm Muller 
informierten den Oberstadtdirektor uber 
die vielfaltigen Aufgaben des ASB auch 
Im sozialen Bereich. Standig neue Tallg­
keltsleider haben, so Burger, dazu ge­
führt, daß der ASB heute an fünf ver­
schiedenen Stellen des Stadtgebietes 
untergebracht 1St. Um auch in Zukunft 
einen schnellen Einsatz des ASB Im 
Rettungswesen und Katastrophenschutz 
zu gewahrleisten, sei hier dringend eine 
Konzentration erforderlich. Oberstadtdi­
rektor Rossa will, sobald der ASB seine 
Wünsche schriftlich eingereicht hat, die 
Samariter bei der Suche nach geeigne­
ten Raumlichkelten unterstutzen. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Die Landesschule des Arbeiter-Samariter-Bundes Bremen e. V in Ritter­
hude (direkt an der Stadtgrenze Bremens) sucht zum baldmoglichen 
Termin 

einen hauptamtlichen Ausbilder 

zur Mitarbeit bel der Ausbildung von Zivildienstleistenden. 

Geboten wird : Vergütung in Anlehnung an den BAT, verbilligte Personal­
verpflegung, Funf-Tage-Woche, kein Nachtdienst. 

Erwartet wird: Lehrbefahigung zur Sanltatsausbildung, Kenntnisse in der 
Führung lunger Menschen, Teambereitschaft, lange re Erfahrung in der 
Ausbildungsarbeit 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen bitten wir, direkt an die 

zu senden. 

Landesschule des ASB Bremen e, V, 
Ringstraße 9, 2863 Ritterhude 



Johanniter-Unfall-Hilfe 
2800 Helfe r im Übungseinsatz in Köln 

Kampf mit Wind und Wetter 
JUH versorgte 60 "Verletzte" nach Flugzeugabsturz 

Durch "besondere Ereignisse" in den 
östlichen Nachbarstaaten erfolgt ein Ab­
bruch der diplomatischen Beziehungen 
zu diesen Ländern. Sanktionen der 
westlichen Staaten werden angekündigt. 
Nach immer häufiger vorkommenden 
Terroranschlägen subversiver Kräfte im 
Regierungsbezirk Köln und der Andro­
hung von Gewaltmaßnahmen an läßlich 
einer vorgesehenen Lagebesprechung 
des Bundeskanzlers am 19. 4.1 980 in 
Köln wird die Bereitstellung von Einhei­
ten und Einrichtungen des Katastro­
phenschutzes der Stadt Köln, die Ein ­
richtung von vier Technischen Einsatz­
leitungen (TEL) und eines Hilfskranken­
hauses sowie die Arbeitsbereitschaft für 
die Katastrophenschutzleitung durch den 
Oberstadtdirektor angeordnet. 

Vor dieser Kulisse spielte sich die Kata­
strophenschutz-Vollübung 1980 im Köl­
ner Raum ab. Unter Leitung der Berufs­
feuerwehr mußten die Hilfsorganisatio­
nen verschiedene Aufgaben bewältigen: 
Von der Bekämpfung eines Waldbran­
des, durch explodierende Munition 
verursacht, der Rettung Verletzter bei ei­
nem Zugunglück und einem Flugzeug­
absturz sowie der medizinischen Versor­
gung Verletzter in einem Hilfskranken­
haus auf dem Kölner Messegelände wa­
ren alle beteiligten Organisationen gefor­
dert. 

Zweck der diesjährigen Übung war die 
Erprobung des Modells einer Katastro­
phenschutzleitung (KSL) und der Tech­
nischen Einsatzleitung (TEL). Hierbei 
sollte die Koordination und Zusammen­
arbeit der verschiedenen Organisationen 
sowie die Arbeit der einzelnen Fach­
dienste und Einheiten erprobt werden. 
So bestand die Aufgabe der Johanniter­
Unfall-Hilfe darin, 60 "Verletzte" auf ei­
nem Campingplatz zu versorgen, Un­
glücksursache war ein abgestürztes 
Flugzeug. 

möglichst realistisch zu üben, werden 
Verletzungen vom einfachen Bruch bis 
hin zu starken Verbrennungen nachge-

-
L 

.~ <) '-

I 
bildet. Jeder Helfer erhält eine Karte mit 
Angaben über seine "Verletzung". An­
hand dieser Angaben ist der " Verletzte" 

Samstag, der 19. April, 7.00 Uhr mor­
gens: In der Unterkunft der Johanniter­
Unfall-Hilfe verwandeln sich 60 Katastro­
phenschutzhelfer und der Mitarbeiter ei­
ner Kölner Tageszeitung (als Gast der 
Johanniter-Unfall-Hilfe) unter den Hän­
den geübter Schminker sowie unter Ver­
wendung von vie l Farbe und Plastikmas­
ken in "Verletzte". Um den Ernstfal 

Die Johanniter versorgten die "Verletzten" an der Sammelstelle und transportierten die .. Schwerver­
letzten" zum Hilfskrankenhaus. 
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Anhand eIner mItgeführten Karte, auf der dIe Art 
der Verletzung eInes jeden "Katastrophen­
opfers" angegeben war, mußte diagnostiziert 
und richtig versorgt werden. 

an der Unglücksstelle und im Hilfskran­
kenhaus entsprechend zu behandeln. 

An die Stelle des Flugzeugabsturzes 
transport iert, verte ilen sich die "Verletz­
ten" um die Unglücksstelle. Ein aufge­
stelltes Flugzeugwrack und weitverstreu­
te Wrackteile bestimmen die Unfallszene 
an einem Baggerloch im Osnei! Kölns. 

Bevor jedoch die Feuerwehr das "Un­
glück " mit Nebel und Feuer richtig in 
Szene setzt, haben Helfer wie Verletzte 
unter der schlechten Witterung zu lei­
den. Nach fast zwei Stunden Aushar­
rens im Regen beg innt die Bergung der 
Verletzten durch die Feuerwehr, der Ab­
transport zur Verletztensammelstelle der 
Johanniter-Unfall-Hilfe und die Versor­
gung. Während die Verletztensammel­
stelle im Schlamm versinkt, werden die 
Verletzten transportfähig gemacht und in 
das Hilfskrankenhaus überführt. 

Das Hilfskrankenhaus in der Messe­
halle 4 in Köln-Oeutz ist auf eine Kapa­
zität von 200 Betten ausgelegt . Von der 
Registrierung und Versorgung ebenfalls 
eintreffender "Obdachloser " von ande­
ren Unglücksstellen bis hin zur medizini­
schen Versorgung Verletzter im Hilfs-OP 
sind alle Vorkehrungen für den Katastro­
phenfall getroffen. 

Rückblickend zeigt diese Übung in ihrer 
vollen Breite die Notwendigkeit der kon­
kreten Erprobung der Zusammenarbeit 
in Katastrophensituationen . Wenn auch 
eine solche Übung den bedrohl ichen 
Ernstfall - trotz aller Bemühungen der 
Simulation - nur wenig vergleichbar ma­
chen kann, bietet sie doch die Möglich­
keit , Ansatzstellen für eine ständige Ver­
besserung der Leistungen im Katastro­
phenschutz aufzuzeigen. 

Die schwersten Aufgaben halten, ob­
wohl nur passiver Art , die Katastrophen­
schutzhelfer und der Mitarbeiter der Köl­
ner Tageszeitung, die sich als" Ver letz­
te" zur Verfügung stellten. Nicht wenige 
von ihnen haben, wegen des regneri­
schen, stürmischen Wetters, eine kräfti­
ge Erkältung von der Kalastrophen­
schutzübung 1980 mit nach Hause ge-
nommen. Text: Axel Hanold 

Fotos : h & m press 

In einer der Messehallen In Köln-Deulz war ein 
HIlfskrankenhaus für 200 Personen eingerichtet 
worden; hierhin kamen die schweren "Fälle" 
von den verschiedenen Kalastrophenorten Im 
Kölner Stadtgebiet. 



Malteser-Hilfsdienst 
130 Personen aus brennendem Altenheim gerettet 

MHD plante Evakuienlng minutiös 
Großbrand in Bensberg bei Köln erforderte Großeinsatz des MHD 

Ein mehrstündiges Großfeuer zerstörte 
am Nachmittag des 21 . Februar 1980 
große Teile des ehemaligen Priesterse­
minars Kardinal-SchuI1e-Haus, der heuti­
gen Thomas-Morus-Akademie in Bens­
berg bei Köln. 

130 alte Leute, die als Pflegefäl le im 
Kardinal-Schulte-Haus untergebracht 
waren, mußten während des Brandes 
evakuiert werden. Der MHD Köln hatte 
entscheidenden Anteil an den Evaku­
ierungsmaßnahmen und der anschlie­
ßenden Betreuung. 

Hier der chronologische Einsatzbericht: 

Donnerstag, 
21. Februar 1980 

15.01 Uhr: Alarmierung der örtl ichen 
Feuerwehr Bergisch Gladbach. 

15.41 Uhr: Rückmeldung der Feuerwehr 
BERGA: " Der Dachstuhl des Kardinal­
Schulte-Hauses brennt auf einer Länge 
von ca. 100 m. Alle Heiminsassen müs­
sen schnellstens aus dem Haus gerettet 
werden und anderweitig untergebracht 
werden . " 

Anruf des MHD Köln bei der Leitstelle 
BERGA: Angebot zur Evakuierungshilfe 

und Aufnahme der Evakuierten in der 
Dienststelle Köln, Brüsseler Straße 26. 

15.42 Uhr: Der Leiter des MHD-Kran­
kentransportes wird zur Schadensteile 
entsandt, um vor Ort die Hilfsmaßnah­
men mit der Einsatzleitung der Feuer­
wehr zu koordinieren . 

15.42 Uhr: Vorsorgl ich werden die auf 
der Dienststelle befindlichen Einsatzfahr­
zeuge mit einer Anzahl Wolldecken aus­
gerüstet. 

16.05 Uhr: Eintreffen des MHD-Einsatz­
leiters am Schadensort. Dort findet er 
ein chaotisches Bild. Ca. 60-70 Perso­
nen, die von dem anwesenden Pflege­
personal gerettet worden waren, saßen 
oder lagen auf einer Wiese . Notdürftig 
gekleidet, zum Teil nur mit einem 
Nachthemd oder Schlafanzug. 

16.15 Uhr: Auf Anforderung fährt Fahr­
zeugkolonne alarmmäßig nach Bergisch 
Gladbach: 

2 Rettungswagen 
2 Krankentransportwagen 
4 Busse des reg . KSanZuges 

16.20 Uhr: Umbau der Unterrichtsräume 
der Geschäftsstelle zum Aufstellen von 
Zivi lschutzbetten, Fertigstellen der 

19 Einzelzimmer zur Aufnahme von 
Patienten. 

16.25 Uhr: Alarmierung : 

- der Einheitsführer der Einheiten, 
- des Diözesanleiters, 

zugleich als ärztl icher Betreuer, 
- des stellv. Diözesangeistl ichen als 

geistlichen Betreuer und 
- des Verpflegungszuges. 

16.47 Uhr : Alarmierung der Lichtgiraffe 
beim MHD-Generalsekretariat für den 
Nachteinsatz. 

17.00 Uhr: Eintreffen der ersten Helfer 
der Sanitätsbereitschaft. 

17.02 Uhr : RTH wird alarmiert und zum 
Schadensgebiet beordert. 

17.12 Uhr: MHD-Fahrzeugkolonne ein­
getroffen. 

17.24 Uhr: RTH am Einsatzort gelandet. 

17.24 Uhr: RTW des MHD Erftstadt trifft 
ein. Der RTW wird zur Betreuung der 
eingesetzten Feuerwehrleute eingeteilt , 
da zwischenzeitlich ein schwerer Unfall 
zu verzeichnen war. 

18.00 Uhr: Eintreffen des Diözesanlei­
ters sowie des stellvertretenden Diöze­
sanseelsorgers. 
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18.00 Uhr: Die ersten Patienten treffen 
in Fahrzeugen der Feuerwehr BERGA 
auf der Brüsseler Straße 26 ein. 

18.05 Uhr: Polizei sperrt auf Anforde­
rung die Brüsseler Straße, um den rei­
bungslosen Antransport zu gewährlei­
sten. 

18.28 Uhr : Ein NEF (Notarzteinsatzfahr­
zeug) wird besetzt und zur Feuerwache 
Bergisch Gladbach-Nord entsandt, um 
dort den Notarztdienst aufzunehmen. 

18.52 Uhr: NEF trifft in Bergisch Glad­
bach ein. 

18.52 Uhr : 35 Patienten sind mittlerweile 
im Hause Brüsseler Straße eingetroffen, 
hiervon wird t Patient auf Grund des 
schlechten Al lgemeinzustandes zum 
Hildegardis-Krankenhaus weitertranspor­
tiert. 

18.57 Uhr: Fahrzeug fahrt ins Heilig­
Geist-Krankenhaus zur Besorgung von 
weiteren Medikamenten und Pflege­
utensil ien . 

19.00 Uhr: Eine Mitarbeiterin von der 
Heimleitung des Kardinal-Schulte-Hau­
ses trifft ein und beginnt unverzüglich 
mit der Benachrichtigung der Angehö­
rigen. 

19.00 Uhr: An der SchadensteIle trifft 
von MHD Erftstadt ein : 

1 VW-KTW 
1 VW-Kastenwagen und 
1 Vier-Tragewagen 

Der Kastenwagen wird zum Transport 
von Rollstühlen benötigt und eingesetzt. 

20.00 Uhr: MHD-Einsatzleiter beendet 
seine Koord inierungstätigkeit in Bergisch 
Gladbach. 

20.05 Uhr: ATW MHD Erftstadt rückt ab 
und wird durch ATW Köln abgelöst. 

20.05 Uhr: Laut Anordnung der Einsatz­
leitung BEAGA bleibt Lichtgiraffe im Ein­
satz. 

20 .10 Uhr: Anwesende Ärzt in aus dem 
Heilig-Geist-Krankenhaus verordnet 
nach Rücksprache mit dem Pflegeperso­
nal des Altenheimes Medikamente. 

20 .26 Uhr : Einsatzleiter MHD tr ifft auf 
der Dienststel le ein und gibt Lagebe­
richt. 

20.27 Uhr: Krankenhaus Frauenthai mei­
det die Bereitschaft zur Aufnahme von 
vorab 25 Personen . 

20.45 Uhr: Einsatzbesprechung über 
1. Lagebericht, 
2. Tätigkeitsbericht, 
3. Koordinierung über die Verlegung am 

nächsten Tage. 

21 .30 Uhr: Besetzung der drei Pflege­
stationen im Hause mit je 2 Nacht­
wachen. 

21 .30 Uhr: Der Leiter Krankentransport 
sowie der MHD-Geschäftsführer bege-
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ben sich nach Bergisch Gladbach zur 
Kreisverwaltung , um sich über die Lage 
zu erkundigen . Gespräch mit Oberkreis­
direktor Herrn Dr. Scholtlssek. Anschlie­
ßend Besichtigung der SchadensteIle 
und koordinierendes Gespräch mit der 
Heimleitung für den nächsten Tag . 

22.00 Uhr: Übergabe von Anordnungen 
an die Nachtleitstelle . 

Freitag, 
22. Februar 1980 

6.30 Uhr: 16 Helfer und 4 SH des MDH 
Erftstadt bereiten das Krankenhaus 
Frauenthai für die Aufnahme von 40 Pa­
tienten und 7 Pflegern vor. 

7.00 Uhr: Transport einer männlichen 
Person zum Hildegardis-Krankenhaus 
aufgrund eines Asthmaanfalles. 

7.30 Uhr : Frühstück für die anwesenden 
Patienten. 

9.30 Uhr : Einsatzleiter und Geschäfts­
führer fahren zur SchadensteIle. 

t 0.00 Uhr: Auf Anforderung der MHD­
Einsatzleitung werden Funkwagen und 
Bauwagen zum Vincenz-Pallotti -Kran­
kenhaus Bensberg entsandt. 

10.00 Uhr: Fahrzeuge und Einheiten der 
Sanitätsbereitschaft und des Fahrerzu­
ges der Dienststelle treffen ein. Auftei­
lung der Fahrzeuge und Besatzungen 
durch den Bereitschaftsführer. 

10.30 Uhr: Pf legepersonal wird durch 
Kräfle des Kardinal-Schu lte-Hauses er­
gänzt. 

10.30 Uhr: Zwischenzeitl ich werden 
einige Patienten von ihren Angehörigen 
abgeholt. Die noch gebliebenen Patien­
ten werden von der 4. Etage in das Erd­
geschoß verlegt. 

11 .00 Uhr: Einsatzbereitschafl des Kran­
kenhauses Frauenthai wird angemeldet. 

11 .30-12.30 Uhr: Mittags-Verpflegung 
von 27 Patienten . 

12.15 Uhr : Fahrzeuge des MHD Erft­
stadt werden zur BrlJsseler Straße 
dirigiert . 

12.30-14 .00 Uhr: Weitere Besprechun­
gen über die Verlegung zwischen Heim­
leitung, Diözesan-Caritasverband , Herrn 
Görge, und der Einsatzleitung des MHD. 

14.00 Uhr: MHD Erftstadt in der Brüsse­
ler Straße eingetroffen . 

14.40 Uhr : Alarmierung zur Bereitste l­
lung von Fahrzeugen bei 

MHD Lindlar 
MHD Zü lpich 
MHD Neuss 
MHD Bonn 
MHD Engelskirchen. 

14.45 Uhr: Transport von 4 Patienten 
vom Evangelischen Krankenhaus Ber-

gisch Gladbach nach St. -Agatha-Kran­
kenhaus Köln . 

14.45 Uhr: 2 KTW zum Vincenz-Pallott i­
Krankenhaus entsandt. 

15.02 Uhr: Abtransport der 27 Personen 
durch den MHD Erftstadl von Brüsseler 
Straße zum Krankenhaus FrauenthaI. 

15.05 Uhr: 1 Pfleger und 2 Ordens­
schwestern werden von der Brüsseler 
Straße zum Krankenhaus Frauenthai 
transportiert . 

15.05 Uhr : Transport von 11 Patienten 
vom Evangelischen Krankenhaus Ber­
gisch Gladbach nach Zülpichhoven . 

15.20 Uhr: Transport von 2 Pat ienten 
vom Evangelischen Krankenhaus Ber­
gisch Gladbach nach St.-Josef-Haus 
Aefralh . 

15.45 Uhr: Transport von 6 Patienten 
vom Vincenz-Pal lotti-Krankenhaus Bens­
berg nach Deutschordenstift Köln-Neu­
brück. 

15.46 Uhr: Transport vom Evangeli ­
schen Krankenhaus Bergisch Gladbach : 
1 Patient nach Michaelshoven Haus Si­
meon. 

16.10 Uhr: MHD-Bonn meldet Einsatz­
bereitschaft von 
2 VW-KTW 
1 Vier-Tragewagen 
1 RTW 
1 Behindertentaxi 
3 VW-KS-Busse. 

Die Einheit wird zum Vincenz-Pallotti­
Krankenhaus Bensberg entsandt. 

16.27 Uhr: MHD Neuss meldet sich mit 
8 KTW einsatzbereit und wird zur Brüs­
seler Straße beordert. 

16.30 Uhr: Transport von 9 Palienlen 
vom Vincenz-Pal lott i-Krankenhaus Bens­
berg nach Michaelshoven Haus Simeon. 

16.35 Uhr: MHD Neuss wird aufgrund 
genügender Transportkapazitäten wieder 
abbestellt. 

17.00 Uhr: Transport von 4 Patienten 
vom Vincenz-Pallotti-Krankenhaus Bens­
berg nach Altenheim Lindlar. 

17.30 Uhr: Transport : 1 Person vom 
Vincenz-Pallotti-Krankenhaus Bensberg 
nach Zü lpichhoven . 

17.31 Uhr: Transport : 1 Person vom 
Evangelischen Krankenhaus Bergisch 
Gladbach nach Margaretenhöhe Ber­
gisch Gladbach . 

18.15 Uhr: Dienststel le Brusseler Stra­
ße, Aufräumungsarbeiten im gesamten 
Hause abgeschlossen. 

18.15 Uhr: Nicht mehr benötigte Medi­
kamente und Pflegeutensilien werden 
zum Heilig-Geist-Krankenhaus zurück­
gebracht. 

18.20 Uhr: Einsatzleitung meldet Been­
digung des Einsatzes. 



Deutscher Feuerwehrverband 
"Interschutz" und 
der autofreie Sonntag 
Bundesinnenminister Baum: Terminverlegung nicht mehr möglich 

Am Sonntag , 8. Juni 1980, wird auf­
grund von Forderungen mehrerer Um­
wel tverbände erstmals in der Bundesre­
publik ein autofreier Sonntag durchge­
führt . Bedauerlicherweise fä ll t dieser Tag 
mit dem 25. Deutschen Feuerwehrtag 
und dem ersten Tag der internationalen 
Ausstellung" Interschutz - Der Rote 
Hahn " in Hannover zusammen. Der 
Deutsche Feuerwehrverband bedauert 
dies, zumal bereits 1978 der Termin des 
Deutschen Feuerwehrtages und der 
Ausstellung "Der Rote Hahn " festge legt 
und publ iziert wurde. 

Nach Bekanntwerden des Termins fur 
den autofreien Sonntag hat der Deut­
sche Feuerwehrverband sich an den Bun­
desminister des Innern gewandt mit der 
Bitte, zu überprüfen, ob eine terminliehe 
Verschiebung des autofreien Sonntags 
noch möglich ist. 

Der Bundesminister des Innern hat auf 
diese Bitte wie folgt geantwortet: 

Sehr geehrter Herr Präsident Bürger! 

Für Ihr Schreiben vom 31. Januar 1980 
danke ich Ihnen sehr. Der Appell der 

Umweltminister und Umweltverbände an 
alle Autofahrer ist keine Aktion gegen 
das Auto, sondern will die mit einer zu­
nehmenden Motorisierung verbundenen 
Probleme stärker ins BewuBtsein heben. 

Mit diesem bundesweiten Versuch soll 
das Auto nicht verteufelt werden, das 
unverzichtbarer Teil unseres Lebens 
heute ist. Aber jeder sollte angeregt 
werden, über Alternativen nachzuden­
ken und sie persönlich zu erproben. 

Der autofreie Sonntag soll 

• als Beitrag zur Verwirklichung der von 
der Umweltkonferenz der Vereinten Na­
tionen in ihrer" Erklärung über die Um­
welt des Menschen " verkündeten 
Grundsätze und Zielsetzungen, 

• als Geste der Solidarität zugunsten je­
ner, die täglich und nächtlich durch den 
Lärm und die Abgase unserer Motor­
fahrzeuge belastet werden, 

• als Symbol der Bereitschaft zu ener­
giebewußterem Verhalten, des Willens 
zum Umdenken und Umschwenken, 

wirken. 

Dabeisein­
komplett 
informiert sein. 

INIERSCHUTZ 
DER ROTE HAHN 
Intemationale Ausstellung für 
Brand- und Katastrophenschutz 
+25. Deutscher Feuerwehrtag 
HANNOVER, 7.-15.6.1980 

Diese Seiten 
erscheinen in 
Verantwortung des 
Deutschen 
Feuerwehrverbandes 

Staatlicher Zwang war bei der Durchfüh­
rung des autofreien Sonntags zu keiner 
Zeit beabsichtigt. Ich möchte vielmehr 
an die eigenverantwortliche Willensbil­
dung des mündigen Bürgers appellieren. 
Die Wahl des Termins im Sommer, zu­
mal an einem in weiten Teilen des Bun­
desgebietes verlängerten Wochende, 
bringt unzweife lhaft gewisse Probleme 
mit sich. Es kann und darf daher kein 
psychologischer Zwang auf denjenigen 
ausgeübt werden, der an diesem Tage -
aus welchen Gründen auch immer - auf 
sein Auto nicht verzichten kann. Ent­
scheidend ist die " Signalwirkung ' die­
ses Tages. 

Die von Ihnen beschriebenen Termin­
überschneidungen mit dem 25. Deut­
schen Feuerwehrtag und der hiermit 
verbundenen internationalen Fachaus­
stellung für Brand- und Katastrophen­
schutz INTERSCHUTZ 80 - Der Rote 
Hahn war hier nicht bekannt. Jedoch 
entspricht der Termin des autofreien 
Sonntags 1980 einer schon vor einem 
Jahr von mehreren Umweltverbänden 
erhobenen Forderung. Deshalb und we­
gen der schon getroffenen Vorbereitun­
gen isl eine Anderung des Termins nicht 
mehr möglich. Zahlreiche Umweltver­
bände und Organisationen haben ihre 
Planungen bereits auf den auch von den 
Umweltministern der Lander begrüßten 
Termin abgestellt. 

Ich biNe um Ihr Verständnis und hoffe 
sehr, daß die INTERSCHUTZ 80 - Der 
Rote Hahn hiervon unbeeinträchtigt ein 
voller Erfolg wird. 

Mit freundlichen Grüssen 
Gerhart R. Baum 

Nach dieser Mitteilung des Bundesmini­
sters des Innern verbleibt es beim 8. Ju­
ni 1980 als erstem autofreien Sonntag 
der Bundesrepublik, der allerdings von 
den deutschen Feuerwehren, soweit ih­
re Angehörigen an den Veranstaltungen 
in Hannover tei lnehmen werden, nicht 
gehalten werden kann . Wir bedauern 
diese Terminüberschneidung, zumal 
dem Bundesminister des Innern bereits 
1978 der Termin des "Roten Hahns " in 
Hannover bekanntgemacht wurde. 

Ich begrüße die Absicht des Bundesmi­
nisters des Innern , bei der Durchführung 
des autofreien Sonntages keinen staatli­
chen Zwang auszuüben . Wir erwarten 
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aber auch, daß die UmweltorganisatIo­
nen sich an diese Spielregeln halten 
und den Teilnehmern am Deutschen 
Feuerwehrtag und den Besuchern des 
.Roten Hahns · In Hannover die Benut­
zung des Autos nicht als demonstrative 
Außerung gegen die Umwelt bewegung 
auslegen . 

Wir würden es bedauern, wenn ver­
schiedene UmweltorganisatIonen ihre 
AnklJndigungen wahr machen wlJrden , 
die Straßen am 8. Juni 1980 durch 
Sperren und Fahrradkolonnen zu behin­
dern , Dies könnten die Feuerwehrman­
ner nicht verstehen, zumal die Feuer­
wehren seit dem Bestehen der Umwelt­
probleme In unserer Gesellschaft diele­
nigen MltblJrger sind, die Im wesentli­
chen in den Gemeinden den aktiven 
Umweltschutz und die zugehörige Scha­
densbeseitigung fre iwill ig leisten , 

Ich fordere deshalb die Herren Innenmi­
nister und Umweltminister der Lander 
auf, in ihren Bereichen für einen rei­
bungslosen Ablauf des Straßenverkehrs 
flJr Feuerwehrangehonge auf den Lan­
des- und Bundesstraßen am 8, Juni 1980 
zu sorgen, Es ist niemandem, sicherlich 
aber am wenigsten den Umweltschut­
zern, gedient, wenn durch Proteste oder 
psychologischen Zwang anderen gegen 
ihren Willen der Zugang zur Straße ver­
wehrt würde, In solchen Fal len wurden 
sich sicherlich die Feuerwehrmänner ihr 
Recht verschaffen, 

Ich wunsche allen Teilnehmern an den 
großen Brandschutzveranstaltungen am 
autofreien 8, Juni 1980 in Hannover 
eine gute Reise, 

Albert BlJrger 
Prasident des DFV 

Langspielplatte mit Feuerwehrmusik 

"Feuer und Flamme" 
DM 2,- Je Platte für das Deutsche Feuerwehrmuseum bestimmt 

Jetzt ist es soweit: Eine neue Langspiel­
platte der Freiwilligen Feuerwehr prä­
sentiert sich der Öffentl ichkeit. 

Titel: Feuer und Flamme 

In Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Feuerwehrverband und einigen Freiwilli­
gen Feuerwehren in der Bundesrepublik 
entstand eine Platte, die zum ersten Mal 
von der Arbeit und den Einsatzen der 
Feuerwehren benchtet. Aufnahmen eini­
ger Feuerwehr-Musikzuge und eine flot ­
te Kommentlerung erganzen die Selbst­
darstellung Sinnvol l. 
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Zweck der Platte ist es, Öffentlichkeits­
arbeit im besten Sinn zu leisten und 
dem bereits bestehenden Deutschen 
Feuerwehrmuseum in Fulda bei der Auf­
bauarbeit zu helfen , 

Die Platte wird nicht im Fachhandel ver­
kauft. 

Sammelbestellungen nimmt die Firma 
DIDAKTATEAM, 2000 Hamburg 72, 
Melendorfer Stieg 16, entgegen, 

Der Preis der LP betragt DM 10,-, zu­
zu glich DM 2,- fur das Deutsche Feuer­
wehrmuseum In Fulda. Bel EInzeIbestel­
lungen kommen Porto und Verpak-

In alten Uniformen 
präsentieren sich 
Feuerwehrmänner 
auf dem Cover der 
neuen Langspielplat­
te der Freiwilligen 
Feuerwehr, von de­
ren Erlös je DM 2,­
dem Feuerwehrmu­
seum In Fulda zu­
kommen wird. 

kungskosten hinzu , (Sammelbestellun­
gen ab 20 Platten,) 

Jetzt erhielten Wir nachstehende neutra­
le Beurteilung dieser Platte : 

. Sie sind sozusagen mit Feuer und 
Flamme dabei: die Manner und Frauen 
der Freiwilligen Feuerwehr, Wo ware 
dieses Sprichwort besser - und im dop­
pelten Sinne - anwendbar als bei lenen 
Tausenden Rettern von Leben, Hab und 
Gut, die Tag und Nacht daruber wachen , 
daß Feuer und Flamme, aber auch Was­
ser und Sturm in Zaum gehalten 
werden? 

FrlJher blieb den Menschen nichts ande­
res übrig, als in nachbarlicher Selbsthilfe 
und durch Anrufen des Helligen Florians 
zu versuchen, dem Feuer Herr zu wer­
den, Heute steht der Notruf 112 zur 
Verfugung , und .Flonan ' wird auf den 
Weg geschickt. Nicht der Heilige! Der 
Einsatzwagen der FreiWilligen oder Be­
rufsfeuerwehr 

Ihr zu begegnen ISt alltaglich, im einzel­
nen etwas über die Arbeit der Feuer­
wehrmanner zu erfahren , schon weni­
ger, Mit der von C, p, Lemmer produ­
Zierten Langspielplatte ,Feuer und Flam­
me - Die Freiwillige Feuerwehr prasen­
tiert Einsatz und Musik' gibt es jetzt je­
derzeit so etwas wie einen Tag der offe­
nen Tür bei der Feuerwehr, Auf der Plat­
tenhülle umreißt der Autor die Zielset­
zung seiner Dokumentation so: ,Das 
Geschehen lauft so ab, daß sich leder 
Feuerwehrmann damit Identifizieren 
kann, und der Außenstehende sich vor­
stellen kann, was im Ernstfall am EIn­
satzort geschieht. ' 

Und in der Tat ist die Real itat sehr gut 
eingefangen sachlich , informativ, span­
nend und nicht zuletzt unterhaltend, Es 
ist gut, daß sich der Autor auf eine Re­
gion (die norddeutsche bot sich wohl 
aus produktionstechnischen Gründen 
an) beschränkt hat, um eine Geschlos­
senheit der Erlebnisphare zu erreichen, 
Ein solches lebensnahes Beispiel ist 
weitaus instruktiver als ein Mosaik regio­
naler Unterschiedlichkeiten, 

Es ist gut vorstellbar, daß diese Schall­
platte ihren Informativen und unterhal­
tenden Wert gerade dann erhalt, daß sie 
der Auslöser von Unterhaltungen und 
Diskussionen wird - und das regional 
durchaus sehr unterschiedl ich - wo die 
dargebotenen Fakten durch die personli­
chen Erlebnisse des Feuerwehrmanns 
ergänzt werden , 

Das läuft wohl darauf hinaus, die Platte 
im Familien- und FreundeskreiS von Mit­
gliedern der Feuerwehr zu hören , Fast 
zu schade, wenn es auf diesen Hörer­
kreis beschränkt bliebe, 

Prof. Dr, A. Diel 
Uni Hamburg 
FB Erziehungswissenschaft " 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

DLRG -Erfolgsbericht 1979: DLRG auf der 
7318 Menschen gerettet "Caravan u. Boot" 

Informationsstand fand bei vielen 
In 30 Jahren 16,1 Mil lionen Schwimmprüfungen abgenommen Besuchern großes Interesse 

Insgesamt 7318 Menschen (1978: 6561 ) mer, erhöht. 46604 Menschen - das Zu einer Plattform der Repräsentation, 
wurden im vergangenen Jahr von der entspricht der Einwohnerzahl einer mitt- der Werbung und Meinungsbildung wur-
Deutschen Lebens-Rettungs-Gesell - leren Stadt - wurden in dem Zeitraum de zum zweiten Mal der Informations-
schaft (DLRG) im Bundesgebiet ein- von 1950 bis 1979 von Mitg liedern der stand der DLRG auf der Messe .. Gara-
schließlich West-Berl in vor dem Ertrin- DLRG allein im schwimmerischen Ein- van und Boot" , die vom 2. bis 1 O. Fe-
ken gerettet, und zwar 824 im schwim- satz vor dem Ertrinken gerettet, davon bruar in München stattfand . Die Darstel-
merischen Einsatz (704) und 6172 7364 unter besonders schwierigen Um- lung einer Wachstation mit Einsatzboot, 
(5609) bei insgesamt 6810 Bootsunfäl- ständen . Hinzu kommen mehr als Wiederbelebungsgerät, Funkstation und 
len (5821) sowie 322 bei Katastrophen- 111000 Rettungen vor dem Ertrinkungs- Wachturm bot den vielen tausend Mes-
einsätzen (248) . Der schwimmerische tod bei Bootsunfällen und Katastrophen- sebesuchern auf 60 Quadratmetern Flä-
Einsatz der Rettungsschwimmer erlolgte einsätzen. Außerdem wurde in dieser ehe eine umfassende Informationsmög-
in 48 Fällen unter Lebensgefahr bzw. Zeit in 847165 Fällen " Erste Hi lfe " ge- lichkeit über Arbeit, Aufgaben und Ziele 
unter besonders schwierigen Umstän- leistet. der DLRG ; prakt ische Vorlührungen in 
den (55) . Bei 181 Geretteten (224) 

Die DLRG unterhielt 1979 im Bundesge-
einem Becken - im Wechsel mit Was-

mußten Wiederbelebungsmethoden an- serwacht, Bundesmarine, Wassersport-
gewandt werden. Außerdem leisteten 

biet einschließl ich West-Berlin insge- schulen und Modefirmen durchgeführt -
Rettungsschwimmer in 27246 Fällen 

samt 1068 feste und 359 bewegliche vervollständigten an den beiden Messe-

"Erste Hilfe " (29134) und nahmen 5607 
Rettungswachstationen . Die Zahl der im Wochenenden die Selbstdarstel lung der 

Bootsbergungen (5420) vor. 
vergangenen Jahr geleisteten freiwil ligen größten Wasserrettungsorganisation der 
Wachstunden der Rettungsschwimmer Welt. Zahlre iche Ehrengäste kamen an 

Die vorstehend genannten Rettungen im im Sommer- und Winterrettungsdienst 
Jahre 1979 zeigen, daß sich die vorbeu- bel ief sich auf 2199517. 

den DLRG-Stand, der von aktiven Mit-

genden Maßnahmen der DLRG segens-
gliedern der Ortsverbände München Mit-

reich ausgewirkt haben. Das ungewöhn- Für den Rettungswachdienst standen te, -Tivoli und Ost betreut wurde . 

lieh schlechte Wetter wirkte sich aller- neben 968 Motorbooten insgesamt 436 Die DLRG hatte erstmals im letzten Jahr 
dings besonders nachteilig auf den Um- Ruderboote, 531 Rettungsbretter, 2400 

" Eingang " zur " Garavan und Boot " ge-
fang der Ausbi ldungstätigkeit der DLRG Wiederbelebungs- und 2982 Tauchgerä-

funden . Schon damals war das Echo auf 
im Schwimmen und Rettungsschwim- te sowie 323 Einsatzwagen und 2191 den Informationsstand und die prakli-
men aus. Zudem zeigen sich jetzt auch Funksprechgeräte zur Verlügung . Bei 

sehen Vorführungen beacht lich gewe-
in dieser Hinsicht die Auswirkungen der Katastrophenfällen waren im vergange-

sen . In diesem Jahr nun fand die DLRG 
geburtenschwachen Jahrgänge. nen Jahr 1029 Sondereinsätze der und ihr von 30 auf 60 Quadratmeter ver-

Von der DLRG wurden 1979 insgesamt 
DLRG (531) notwendig . Ferner wurden größerter Messestand noch größere Be-

452432 Schwimmprüfungen (510962) 
2383 Sachbergungen (3615) vorge-

achtung ; Zeitungen, Boulevardblätter 

abgenommen. Hinzu kommen 1770 Prü-
nommen. und Bayerischer Rundfunk berichteten 

fungen für den Deutschen Jugendtauch- Der DLRG sind im Bundesgebiet in 14 mehrmals über die "Vertretung" der 

schein (1478). Außerdem wurden Landesverbänden mit ca. 2300 Gliede- DLRG auf der "Garavan und Boot " . 

161774 Teilnehmer (160002) bei Kur- rungen über 483000 Mitg lieder ange-
ln das Gästebuch trugen sich ein : der 

sen im Vorschul - und Anfangsschwim- schlossen . Mehr als 20 Auslandsgrup-
Münchener Matrosenchor (der wieder-

men registriert. Ferner legten 99049 pen der DLRG gibt es u. a. in Nord- und 
holt "Kostproben " seines Könnens 

Rettungsschwimmer (104001). davon Südamerika, Afrika, Asien, Südeuropa 
gab). Kampfschwimmer der Bundesma-

25144 weibliche (26648). ihre Prüfung und Skandinavien . 

ab. Die gesamten Prüfungen im 
rine, die Kreuzerabteilung des Deut-

Die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell - sehen Segler-Verbandes, die Standbe-
Schwimmen und Rettungsschwimmen schaft, die ihre Rettungseinrichtungen satzung des ADAG mit Uwe Menzer, die 
werden nun schon im zweiten Jahr ein· vornehml ich durch Spenden unterhält, Isarnixen, die Bundespost, eine chinesi-
heitlich nach der " Deutschen Prüfungs- appelliert an die Bevölkerung, sie auch sehe Delegation , Dr. Klingshirn vom 
ordnung Schwimmen - Retten - Tau- weiterhin durch Spenden auf das Post- Bayerischen Innenministerium, WeItum-
ehen " abgenommen, auf die sich alle in scheckkonto Essen 1151-436 im Kampf segler Rollo Gebhard , Beamte der Was-
der Schwimmausbildung tätigen Verbän- gegen den Ertrinkungstod zu unterstüt- ser-Schutzpolizei, der Bayerische Ru -
de in der Bundesrepublik und in West- zen. Sie erwartet allerdings auch, daß derverband, Motorradrennfahrer Sepp 
Berlin auf Initiative der DLRG geeinigt vor al lem die Bundesregierung der Krieger, der Bayerische Seglerverband , 
haben. So wurden auch 1042 neue DLRG endl ich die notwendige finanzielle Vertreter des Landesamtes für Brand-
Lehrscheine der DLRG (1008) beur- Unterstützung gewährt, damit die von und Katastrophenschutz, der Leiter des 
kundet. den Rettungsschwimmern fre iwillig über- DLRG-Landesverbandes Bayern, Sieg-
Die Zahl der von der DLRG in den letz- nommenen Aufgaben im Interesse der fried Rosenkranz, und viele DLRG -Mit-
ten 30 Jahren Ausgebildeten hat sich Allgemeinheit auch weiterhin so wir- gl ieder. Beim Rundgang durch die Mes-
damit auf über 16,1 Mill ionen, darunter kungsvoll wie bisher erfül lt werden sehaillen nach der Eröffnung der "Ga-
nahezu 2,5 Mill ionen Rettungsschwim- können. ravan und Boot" kam auch Bayerns 
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Wirtschaftmmister Anton Jaumann am 
Stand der DLRG vorbei. 

Der Informalionsstand war in mühevoller 
Arbeit von den Aktiven der drei Mun­
chener Ortsverbände unter Leitung von 
Wolfgang Nowonnik aufgebaut worden: 
Er stellte - wie im letzten Jahr bewährt 
- eine Wachstation dar, m der vom 
Funkgerat bis zum Motor-Rettungsboot 
des Typs Trimoran-Glelter, Modell TX 
440 (als Leihgabe vom OV Kaufbeuren 
zur Verfügung gestellt), vom Wachturm 
bis zum Rettungsbrett und von der Er­
ste-Hilfe-Ausrustung bis zum WIederbe­
lebungsgerat eigentlich all das zu sehen 
war, was die DLRG-Arbeit kennzeichnet. 

An die Besucher wurden Fähnchen, 
Luftballons, Prospekte und Poster sowie 
Aufkleber uberreicht. Außerdem kamen 
SWlmmy und Swimmynchen sowie die 
Benefiz-Schallplatte mit Günter Nons 
zum Verkauf. Plakate an den rückwarti­
gen Wanden des Messestandes mach­
ten auf die Ausbildungsbereiche Ret­
tungsschwimmer, Bootsfuhrer und Fun­
ker aufmerksam. Ferner wurde ledern 
Besucher des DLRG-Standes die Gele­
genheit zu einer kostenlosen Blutdruck­
messung geboten. 

Im benachbarten großen Wasserbecken 
der Halle 14 vermittelten an den beiden 
Wochenenden aktive Mitglieder der 
DLRG in Munchen Einblicke in die Aus­
bildungsarbeit, Jugendliche des OV 
Oberschleißhelm zeigten Schwimmvor­
führungen sowie das Schwimmen mit 
Taucherbrille und Schnorchel im Rah­
men der Ausbildung für den Jugend­
tauchschein, Rettungstaucher führten 
Tauchgange unter Anwendung der Zei­
chensprache vor, und bei der Demon­
stration eines Rettungseinsatzes - ein 
Jugendlicher wurde mit dem Schwimm­
brett aus Wassernot gerettet - wurde of­
fenbar, daß Schnelligkeit beim Retten 
durchaus keme Hexerei sein muß. Die 
vom Tauchwart des OV München Mitte, 
Günter Hahn, einstudierten Vorführun­
gen wurden von Wolfgang Nowottnick, 
stv. Leiter des Bezirks Oberbayern, am 
Mikrophon In allen Einzelheiten erlautert. 

Auch der neue .Gurtretter" wurde vor­
gestellt. 

Am Messestand der DLRG waren taglieh 
ZWischen 8 und 15 DLRG-Aktive bereit, 
den Messebesuchern Auskunft über die 
DLRG, uber ihre Aufgaben, Arbeit und 
Ziele zu erteilen. Das Standpersonal 
hatte vorher eme spezielle Schulung er­
halten. Zu den Gasten am Stand gehor­
ten auch Vertreter der Wasserwacht im 
BRK sowie des Technischen Hilfswer­
kes und der Berufsfeuerwehr Munchen, 
deren Stande sich an den der DLRG an­
schlossen. Kontakte konnten darüber 
hinaus mit Firmen aus der Boots- und 
Reisebranche geschlossen werden. 
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Großen Zuspruch fand ein .Strandfest" 
am DLRG -Stand, das einen Tag nach 
Messeschluß fur die befreundeten 
MItaussteller veranstaltet wurde. Rund 
200 Gaste wurden begrüßt, zur Unter­
haltung spielte eine sieben Mann starke 
D,x,elandkapelle, für Hunger und Durst 
gab es Bier und bayerischen Leberkase. 

Daß der Messestand der DLRG als ein 
großer Erfolg im Rahmen der Öffentlich­
keitsarbeit gewertet werden kann, dazu 
trug nicht zuletzt em Interview des 
Bayerischen Rundfunks bei: Reportenn 
Anneliese Fleyenschmldt unterhielt sich 
mit LV-Leiter Siegfried Rosenkranz und 
Wolfgang Nowottnick uber Fragen der 
Sicherheit auf dem Wasser, über 
Schwimmprüfungen, über die PraxIs der 
Ausbildung zum Rettungsschwimmer 
und Taucher sowie uber die finanziellen 
Probleme der Wasserrettung. In dem 
Rundfunk-Interview, das sieben Minuten 
dauerte und live uber .Bayern 111" aus­
gestrahlt wurde, verwies Siegfried 
Rosenkranz darauf, daß die Arbeit der 
DLRG als Wasserrettungsorganisation 
für die Allgemeinheit ohne eme größere 
Unterstützung durch den Staat stagnie­
ren musse, zumal auf die DLRG in den 
80er Jahren neue und erweiterte Aufga­
ben Im RettungSdienst und Katastro­
phenschutz zukamen. An den insgesamt 
neun Messetagen kamen 160000 Besu­
cher auf das Messegelande. 

H. Tresselt 

Gestern - heute - morgen: 
Dein Partner DLRG 

Die Landestagung 1980 der DLRG 
Rhelnland-Pfalz wird unter dem Motto 
stehen .• Gestern - heute - morgen: 
Dein Partner DLRG". Das Motto wurde 
in einer VorstandSSItzung des DLRG­
Landesverbandes Rheinland-Pfalz unter 
Vorsitz von Landesverbandsleiter H.-G. 
Meyer-Kirschner ausgewahlt. Der 
Techn. Leiter des Landesverbands, Karl 
Vater, gab bei dieser Gelegenheit die 
Erfolgszahlen der DLRG Rhelnland-Pfalz 
fur das Jahr 1979 bekannt. So wurden 
1979 durch RettungsschwImmer der 
DLRG 42 Menschen vor dem Ertrin­
kungstod gerettet. 251 338 ehrenamtli­
che Wachstunden wurden von den Ret­
tungsschwlmmern geleistet. 15924 Per­
sonen erlernten das SchWimmen, 31504 
Kinder und Jugendliche erhielten den 
JugendschwImmpaß. Der Deutsche 
Schwimm paß konnte an 3940 Erwach­
sene ausgegeben werden. 

Die Prufungen für den Rellungs­
schwimmpaß beslanden 7270 Personen, 
die künftig als weitere Rettungsschwim­
mer eingesetzt werden konnen. Der 
Lehrstab konnte um 108 Personen er­
weitert werden, die die Prufungen für 
das Lehrabzeichen bestanden. Weitere 

870 Personen wurden ausgebildet zu 
Bootsfuhrern, Rettungstauchern, 
Sprechfunkern, Ausbildungshelfern, 
Wachleitern und Erste-Hllfe-Lelstenden 
RettungsschwImmer der DLRG brachten 
1979 In Rhelnland-Pfalz 883mal Erste 
Hilfe, bargen 101 Boole und brachten 
243mal Hilfe bei Bootsunfallen. 47mal 
wurden die Rettungsschwimmer der 
DLRG zu besonderen EInsatzen geru­
fen. In 42 Fallen mußten Rettungs­
schwimmer Wiederbelebungsmaßnah­
men einleiten und wurden zu 56 Sach­
bergungen gerufen. 

Landesverbandsleiter H.-G. Meyer­
Kirschner nahm die positive Bilanz zum 
Anlaß, allen ehrenamtlichen Helfern der 
DLRG in Rhelnland-Pfalz zu danken und 
nef dazu auf, auch 1980 slets einsatzbe­
reit zu sein, wenn es darum gehe, dem 
Mitmenschen m NOlsltuallonen zu hel­
fen. Die DLRG in Rhelnland-Pfalz findet 
in zunehmendem Maße Anerkennung, 
was sich schon dann zeigt, daß In 
Rheinland-Pfalz uber 40000 Personen 
Mitglied der DLRG sind. 

DLRG·Ortsgruppe 
Weiskirchen: 
vorbildliche Jugendarbeit 

Der heilklimatische Kurort Weiskirchen 
im nördlichen Saarland (2300 Emwoh­
ner) ist besonders stolz auf seine 
DLRG-Ortsgruppe, die dank ihres uner­
müdlichen Technischen Leiters K. Meier 
und des Jugendleiters 0 Dötsch wie­
derum mehrere Saarland-Meistertitel 
schaffte. 

Im Einzelwettkampf setzten sich Nicole 
May und Markus Reuter durch und 
brachten le eme Goldmedaille mit nach 
Hause. Außerdem wurden eine Silber­
und zwei Bronzemedaillen errungen. 

Auch bei den Mannschaftswettkampfen 
im Hallenbad Dudweiler uberzeugten die 
Hochwalder, die den BeZIrk Merzig­
Wadern vertraten, mit lobenswerten Lei­
stungen. Die drei eingesetzten Mann­
schaften errangen von den sechs Mei­
stertiteln drei. Es wurden Landesmeisler 
die Mannschaften A(m), B(m) und C(m). 
Bei der Siegerehrung In Dudweiler lobte 
der stv. LandesvorsItzende Schenk die­
se Leistung und bestatigte der Ortsgrup­
pe eine vorbildliche Jugendarbeit. 

Die Schwimmer aus Weis kirchen nah­
men auch an der Deutschen Meister­
schaft In Pforzhelm teil. Zwei Mann­
schaften hatten Sich qualifiziert. Die 
B(m)-Mannschaft mit den Jugendlichen 
J. SChonarth, M. SChonarth, D. Maus, 
M. Bettinger, N. May, M Reuter und F. 
Kaufmann erreichte den 6. Platz. Die 
A(m)-Mannschaft hatte es schwerer und 
schaffte den 13. Platz. Mit diesen Ergeb­
nissen wurde fleißige Trainingsarbeit be­
lohnt. 



Presseschau 
desinlands 

FDP tür Landes-Katastro­
phenschutz-Gesetz 

Wie der rhein land-pfälzische Innenmi­
nister aul eine Große Anfrage der 
FDP im Landtag in Mainz bekannt­
gab, stehen In Rheinland-Plalz rund 
70000 Helfer für den Katastrophen­
schutz zur Verfügung. Diese ehren­
amtlichen Kräfte gehören der Feuer­
wehr, dem THW, den Sanitätsorgani­
sationen und der DLRG an. 

In den vergangenen sechs Jahren wa­
ren nach Angaben des Ministeriums im 
Land für den Katastrophenschutz und 
den Brandschutz 70 Millionen DM aus­
gegeben worden . Hinzu kamen 38 Mil ­
lionen DM für den Rettungsdienst der 
Sanitätsorganisationen . Nach den in den 
vergangenen Jahren bei Einsätzen und 
Übungen gewonnenen Ertahrungen ist 
die Zahl der 70000 aktiven Helfer in den 
Katastrophenschutzorganisationen aus­
reichend. Bei außergewöhnlichen Ge­
fahren könnte jedoch eine Verstärkung 
im .Sanitäts- und Betreuungsbe reich not­
wendig werden . Die Landesregierung 
strebt daher eine geringfügige Erhöhung 
der Zahl aktiver Helfer an . 

Das Innenministerium ist der Auffas­
sung , daß die Aus- und Fortbildung der 
Helfer auf den Gebieten des Führungs­
und Fachwissens verstärkt werden muß. 
An der Landesfeuerwehrschule und an 
der Katastrophenschutzschule werden 
jährlich mehr als 2000 Helfer geschult. 
Eine neue Ausbildungsstätte soll einge­
richtet werden, um mit modernen Me­
thoden mehr Helfern als bisher das not­
wendige Wissen vermittelQ zu können . 

Die gestiegenen Risiken in vielen Berei­
chen des Lebens haben nach Ansicht 
der Landesregierung in der Öffentlich­
keit zu einem gesteigerten Bewußtsein 
für einen ausreichenden Schutz geführt . 
Dennoch hält das Innenminister ium 
noch Aufklärungsaktionen für notwendig . 
In einer Broschüre hat die Landesregie­
rung bereits den Bereich des Rettungs­
dienstes erläutert. Verhaltensregeln für 
den Schutz bei Notfällen nach Kernkraft­
werksunfäl len seien ebenfal ls veröffent­
licht worden . Auch 1980 will die Landes­
regierung mit einer Broschüre über Ge-

fahren und Abwehrmaßnahmen umfas­
send informieren . 

Der rheinland-pfälzische FDP-Landes­
vors itzende Hans-Otto Scholl hat . . . in 
Mainz eine Aussprache im Landtag über 
den Katastrophenschutz gefordert. Eine 
Anhörung verschiedener Organisationen 
habe gezeigt, daß es zwar zahlreiche 
Bestimmungen für Katastrophenfä lle ge­
be, wicht ige Aspekte jedoch nicht oder 
nur unzureichend geregelt seien. 

Der Fachausschuß für Sicherheitspolitik 
der FDP in Rheinland-Pfalz habe der 
Frakt ion empfohlen, für ein einheitliches 
Katastrophenschutzgesetz einzutreten, 
heißt es in einer Presseerklärung .... 
Darin soll ten einheitliche Alarm- und 
Einsatzpläne sowie eine bessere Infor­
mation der Bürger über Schutz- und 
Hilfsmaßnahmen bei Katastrophen 
und großen Ung lücksfällen enthalten 
sein. (Trierischer Volksfreund ) 

Notfallvorbereitungen 
müssen verbessert werden 

Der Vorsitzende des " Ausschusses 
Sanitätswesen der Bundeswehr und 
Zivilschutz" der Bundesärztekammer, 
Dr. Gustav Osterwald, der auch Kam­
merpräsident in Niedersachsen ist, 
hat die Notfaffvorsorge in der Bun­
des republik kritisiert. 

. .. Mehr als drei Jahrzehnte nach 
Kriegsende wagten sich die Minister und 
dafür zuständigen Pol itiker immer noch 
nicht daran, "die psychologische Barrie­
re " abzubauen, die aus der jüngeren 
deutschen Vergangenheit result iere und 
Dienstverpflichtung heiße. In Staaten , 
wie zum Beispiel Norwegen, Schweden 
und der Schweiz, sagte Osterwald , " be­
steht diese Barr iere nicht, sondern es 
besteht eine allgemeine Verpflichtung 
zur Teilnahme an Übungen im Katastro­
phenschutz bereits zu Friedenszeiten ." 
Präsident Dr. Osterwald will nicht als 
Schwarzmaler gelten, als verantwort li­
cher Arzl und Gesundheitsfunktionär sei 
es aber seine Pflichl, auf Mängel hinzu­
weisen , die Dinge, wie sie sind und 
nicht wie sie im Idealfall sein sollten , 
beim Namen zu nennen und vor der 
Nachlässigkeit zu warnen . 

Auf Umweltschutz-Affären anspielend 
... erklärte der Präsident: "Wenn etwa 
eine Katastrophe durch verg iftetes Trink­
wasser ausgelöst wird und Tausende 
von Bürgern erkranken, so könnte die­
sen Menschen nur durch Improvisation 
der Ärzte und aller Hilfsorgan isationen 
geholfen werden. Planerische Vorberei­
tungen für einen solchen Notfall sind 
weitgehend unbekannt." Dabei ist es 
noch gar nicht lange her, daß nur der 
Zufall die 125000 Einwohner zählende 

Stadt Göttingen vor giftigen Abwässern 
rettete , die aus der grenznahen DDR zur 
Gött inger Trinkwasseraufbereitung flos­
sen und buchstäblich im letzten Moment 
durch Sperrung der Zuleitung neutrali­
siert wurden . 

Es sei nicht richtig , immer so zu tun, als 
bestehe das Leben aus dem normalen. 
geregelten Alltag , in unserer technisier­
ten Welt "müssen wir aber auch mit Ka­
tastrophen , Epidemien und anderen Leib 
und Leben der Bevölkerung bedrohen­
den Ereignissen größeren Ausmaßes 
rechnen . Deshalb ist es logisch und nur 
fo lgerichtig, darauf zu dringen, daß der 
Schutz der Bevölkerung verbessert 
wird ... " Präsident Osterwald zieht da­
bei Vergleiche aus der Schweiz heran. 
Nach dieser Studie " wird bei einem 
feindl ichen Angriff mit atomaren und 
konvent ionellen Waffen auf eine 130000 
Einwohner zählende Stadt mit 45000 
Toten und 39000 Verletzten unter­
schiedlicher Schweregrade ge-
rechnet." ... 

Schweizer Experten schätzen, " daß nur 
33 Prozent der Einwohner solch einen 
Angriff unverletzt überleben." Die Verlu­
ste bei einem derartigen Fall in Stadt­
zentren, Kliniken, unter den Ärzten und 
in Versorgungseinrichtungen würden die 
Notfall- und Dauerversorgung kranker 
und verletzter Menschen weiter er­
schweren. "Angesichts solcher . .. nicht 
völlig auszuschließender Situationen 
sind Überlegungen dringend notwendig, 
was im Rahmen unserer gesundheit li ­
chen Sicherheit getan werden kann und 
muß. Hierzu zwingt uns Ärzte unsere 
humanitäre Verpfl ichtung .. ,,', mahnt 
Osterwald und appelliert an die Bundes­
reg ierung, die Notfallvorbereitungen zu 
verbessern. 

Wie groß der Rückstand bei dieser Not­
fallvorsorge noch ist, belegt Osterwald 
am Personalplan . Bisher sei lediglich er­
mittelt worden, wie viele Ärzte, Zahnärz­
te, Apotheker und Tierärzte für den Bun­
deswehrsanitätsdienst benötigt würden , 
man müsse aber auch an weitere Be­
rufsgruppen und an das medizinische 
Assistenzpersonal denken "ohne das 
das Gesundheitswesen im mil itärischen 
und im zivilen Bereich nicht funktionsfä­
hig ist. " Präsident Osterwald laßt seine 
Kritik in den Forderungen nach einem 
funkt ionsgerechten Gesundheitssicher­
stel lungsgesetz, dem Aus- und Neubau 
von Schutzräumen auch in Kliniken, der 
Reservierung von Hilfskrankenhäusern, 
einer Meldepfl icht für al le Heilberufe, 
Fortbildung und Übungen in allen Berei­
chen des Zivil- und Katastrophenschut­
zes und u. a. mehr vorbereitende 
Planungen gegen Krisen- und Kata­
strophenlällen zusammen . 

(Deutsche Tagespost, Würzburg) 
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Presseschau 
des Auslands 

Selbstschutz 
in Österreich 

ZIVILSCHUTZ 
.,. ' 

Der Präsident des Niederösterreichi­
schen Zivi lschutzverbandes, Direktor 
Josef Hans, hielt kürz lich einen Vortrag 
zum Thema "Aktivierung des Selbst­
schutzes der Bevölkerung im Rahmen 
der Katastrophenhilfe ". Hans führte u. a. 
aus: 

Es besteht kein Zweife l, daß zwischen 
Zivilschutz und Katastrophenschutz ein 
enger Konnex besteht. Unbestritten ist 
daruber hinaus, daß sowohl für den 
Schutz der Zivilbevölkerung im Ernstfall 
als auch fur den Katastrophenschutz 
und die Katastrophenhilfe der Selbst­
schutz die Basis bi ldet . Er muß durch 
die Einsatzbereitschaft eines Jeden Bur­
gers unseres Landes in der Stunde der 
Gefahr augenblicklich und an Ort und 
Stelle wirksam werden. Und je größer 
der Notstand ist, je großflachiger die Ka­
tastrophe und Je schwerer die Waffen­
wirkungen im Verteidigungsfall sein wer­
den, desto länger wird es dauern, bis 
die berufenen Heffer zur Stelle sind, und 
desto wichtiger wird ein gut vorbereite­
ter Selbstschutz der Bevölkerung 
sein ., . 

Als schwerer Mangel beim Aufbau eines 
wirksamen Zivi lschutzes macht sich be­
merkbar, daß die im § 27, Absatz 4 der 
geltenden NÖ Bauordnung enthaltene 
"Schutzraumbaupflicht für Neubauten " 
noch immer nicht in Kraft gesetzt ist. 
Die naheren Vorschriften über die erfor­
derlichen baulichen Maßnahmen sind 
nämlich durch Verordnung der Landes­
regierung zu bestimmen. Die Glaubwur­
digkeit des zivilen Bevölkerungsschut­
zes steht und fä llt aber mit dem Vorhan­
densein von Schutzräumen ; dies umso· 
mehr, als das Verteidigungskonzept in 
Form der "Raumverteidigung " neu er­
stellt worden ist. Die Raumverteidigung 
erfordert einen erhöhten Schutz für die 
Zivilbevöl kerung ... 
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Freilich wird zum Unterschied von der 
organisierten Hilfeleistung - durch Feu­
erwehr, Rettungsorgamsationen, Exeku­
tive und Assistenzleistung des Bundes­
heeres - der Selbstschutz in Notstands­
situationen immer wieder auf die Impro­
visat ion angewiesen sein, das liegt in 
der Natur der Sache. Aber auch die Im­
provisation muß gemeistert werden, sie 
bedarf einer gründlichen Ausbildung für 
die Initiatoren und auch sonst vorsorgli­
cher Einrichtungen und Maßnahmen. 

Vor allem aber erfordert der Selbst­
schutz, sol l er erfolgreich sein - im Sin­
ne der geistigen Landesverteidigung - , 
eine auf den Widerstand und das Wei­
terleben ausgerichtete positive morali­
sche Haltung. Jeder von uns kann der 
Felsen sein, an dem sich in der Stunde 
der größten Not unsere Mitbürger auf-
richten. (Wien, Nr. 1/80) 

Leitlinien für 
Wettkampfübungen des 
ZS in der Ukraine 11 

""'(~"~BOEHHhIE H 13HAHMR 

Alle Angehörigen einer solchen Forma­
tion handeln bei den notwendigen Ret­
tungs- oder Reparaturarbeiten in den 
betroffenen Sektoren in enger Verbin­
dung untereinander. Die Leitung der in­
tegr ierten Gruppe - die In dieser Zu­
sammensetzung die verschiedenen 
Übungsetappen durchläuft - hat der 
Chef der Rettungsgruppe. 

In der ersten Etappe (35 bis 45 Minuten 
Dauer) überprüft die Jury die Vollzähl ig­
keit des Personals und die Ausbildung ; 
ebenso, ob das Personal die Handha­
bung der eingesetzten Geräte, die 
durchzuführenden Manöver und die ZS­
Alarmsignale beherrsch t. Es wird auch 
überprüft, ob die tei lnehmenden Mann­
schaften Strahlenbeobachtungen vor­
nehmen und die vorgesehenen Schutz­
maßnahmen - auch gegen eine Atom­
explosion - durchführen können . Die 
Ausstattung der Kraftfahrzeuge mit den 
erforderlichen Spezialapparaturen wird 
ebenfalls überprüft. 

In der zweiten, 25 bis 35 Minuten dau­
ernden , Etappe tritt zuerst die Unter­
gruppe für die Aufspürung der rad ioakti­
ven Verseuchung in Akt ion. Sie beginnt 
mit ihrer Arbeit, nachdem sie ihre 
Schutzkleidung angelegt hat. Danach 
setzen sich die übrigen Mannschaften in 
Richtung auf das Ziel in Marsch. 

Zonen der radioakt iven und chemischen 
Verseuchung werden durch besondere 
Schilder gekennzeichnet. Das Entseu­
chungspersonal arbeitet mit Spezialgerä­
ten , stellt Wegweiser auf und legt einen 

Plan der verseuchten Zone mit Strahlen­
werten an , in der die Grenzen dieser 
Zone eingezeichnet sind und der Weg , 
wie sie umgangen werden kann. 

(Von V. Kurotschkin, Stabschef des Zi­
vilschutzes.) (Moskau, Nr. 4/Jahrg. 54) 

Fachleute aus drei Ländern 
diskutierten über Zivilschutz 

Zivilschutzp'.'''IM.'''''. 
P.ot~j"" d.l~ Protection civile 
Das Institut für internationale Zusam­
menarbeit, die Hans-Seidel-Stiftung in 
München, hat in Genf wahrend zweier 
Tage Fachleute der ersten Garnitur aus 
dem Bereich des Zivilschutzes aus der 
Bundesrepublik Deutschland , aus Frank­
re ich und der Schweiz zu einem Infor­
mationsgespräch zusammengebracht. 
Damit wurden auf informeller, aber kom­
petenter Ebene Landergespräche in 
Gang gesetzt, die ein Thema betreffen, 
das in den nächsten Jahren woh l kaum 
an Bedeutung verlieren wird . Die Stif­
tung bleibt damit sich und ihrem Auftrag 
treu , "Erwachsenenbildung auf der 
Grundlage der christlichen Auffassung 
vom Menschen" zu leisten . Die aus den 
beteiligten Ländern gehörten Stimmen 
zeigten deutlich , daß der Zivilschutz ein 
außerordentliches Informationsproblem 
beinhaltet, da sich die Menschen insbe­
sondere der westlichen Welt über die 
Bedeutung der Anstrengungen des Zivil­
schutzes in seiner letzten Konsequenz 
in beunruhigender Weise noch viel zu 
wenig bewußt sind . Interessant ist in 
diesem Zusammenhang eine in der 
Bundesrepublik Deutschland weit ver­
breitete Auffassung, die in der Rückerin­
nerung den Zivilschutz immer noch mit 
dem Luftkrieg des Zweiten Weltkrieges 
koppelt und gefühlsmäßig ablehnt. Es 
wurde daher die Frage gestell t, ob die 
Konzeption des schweizerischen Zivil ­
schutzes, die auf " Schützen und Hel­
fen " aufgebaut ist, bei den Deutschen 
nicht zu einem ermutigenden Vorbild 
werden könnte. Wenn auch , wie festge­
stellt wurde, die Organisationsformen, 
der Stand der Vorbereitungen, die Aus­
bildung und der Einsatz finanzieller Mit­
tel in den einzelnen Ländern noch aus­
einanderklaffen , wird dennoch der Stel­
lenwert des Zivilschutzes in unserer Zeit 
richt ig eingestuft. Die Tagung , die durch 
einen direkten Erfahrungsaustausch pri­
mär das Grundsatzliche behandeln und 
nicht auf Detai ls eingehen wollte, fuhrte 
zur Forderung nach mehr und besserer 
Information gegenüber der Öffentlich­
keit, um vor allem die Behörden und die 
fur den Ziv ilschutz Verantwortl ichen als 
wich tige Zielgruppen anzusprechen . 

(Bern , Nr. ll / t2 1979) 



Wissenschaft 
&Technik 

Automatisches 
Brand-Rettungsgerät 

"Automatisch gebremste, stromlose Ab­
senkvorrichtung in Paternoster-Ausfüh­
rung zur Selbstrettung aus Feuersge­
fahr " nennt sich ein neuartiges Brand­
Rettungsgerät. Seinen Einsatz findet es 
vornehmlich bei mehrgeschossigen Ge­
bauden und vor allem in Hochhäusern. 

Die als zusätzlicher Fluchtweg gedachte 
Absenkvorrichtung besteht aus einem 
endlosen Sprossenband, das wie eine 
Strickleiter unter Verwendung von Ket­
tenstnmgen und Aluminiumsprossen ge­
fertigt ist. 

Diese endlose Strickleiter ist in ihrer 
Ausgangsstellung auf dem Dach, bzw. 
bei Neigungsdächern auf der obersten 
Decke, des jeweiligen Gebäudes in Füh­
rungsschienen raumsparend aufgereiht. 
Das Ständerwerk für die Schienen und 
entsprechenden Führungs- und Umlenk­
trommein, die den reibungslosen Umlauf 
des Rettungsbandes im Einsatz als Pa­
ternoster-Absenkungseinrichtung ge­
währleisten, kann den jeweiligen baul i­
chen Gegebenheiten angepaßt werden. 

In der letzten Schlaufe der aufgereihten 
Strickleiter hängt freischwebend eine 
passend zum Bauwerk umkleidete Um­
lenktrommel, die im Alarmfall bis in Bo­
dennähe herabgleitet und so die Absenk­
leiter in gut erreichbarem Zustand vor 
einer Fenster- oder Balkonreihe in Ret­
tungsposition bringt . 

Schon während des Herabgleitens der 
Leiter können gefährdete Menschen, 

Au sgongsste llung 

denen andere Fluchtwege versperrt 
sind, in die Sprossen einsteigen und mit 
abwärts fahren . Zwischen jeder 4. und 
5. Sprosse besteht eine Einstiegsmög­
lichkeit, so daß bei einer Lange der Lei­
ter von 30 Metern 15 Personen in einer 
Minute zum Boden herabgleiten können. 

Sobald die erwähnte Umlenktrommel ih­
re Endposition in Bodennähe erreicht 
hat, geht die Strickleiter in ihrem Umlauf 
über, steht so als umgekehrter Paterno­
ster-Aufzug allen Gefährdeten aus allen 
Etagen des brennenden Bauwerks als 
sicherer Fluchtweg zur Verfügung . Man 
braucht sich nur in die Leiter zu stellen 
und sinkt in automatisch gebremstem 
Tempo zur Erde herab, wo man von 
selbst mit den Füßen standsicher auf 
dem Boden aufkommt. 

Die fein abgestimmte mechanische 
Bremsanlage wirkt uber ein Getriebe auf 
eine im Ständerwerk untergebrachte 
Führungstrommel. Die Bremse ist so 
ausgelegt, daß schon durch das Gewicht 
einer einzelnen Person die Absenkbe­
wegung in Gang kommt, jedoch bei vol­
ler Auslastung des Sprossenbandes 
über die gesamte Gebäudehöhe eine 
bestimmte Geschwindigkeit nicht über­
schritten wird. 

Die Rettungsanlage wird in ihrer Aus­
gangsstellung durch einen Haltemagne­
ten arretiert, der von einem netzunab­
hängigen Schwachstromkreis gespeist 
wird und auf das oben schon erwähnte 
Getriebe wirkt . 

Der Halte-Schwachstromkreis wird im 
Gebäude über Warme- bzw. Rauchsen­
soren geführt. Durch das Ansprechen 
eines dieser Sensoren wird so der Hal­
temagnet stromlos und gibt die in Aus­
gangsstellung hängende Umlenktrommel 
zum Absinken fre i, der Rettungsvorgang 
kann beginnen. 

Diese Tatsache, daß die beschriebene 
Selbstrettungsanlage sofort bei Feuer­
ausbruch automatisch in Einsatzbereit­
schaft übergeht, steigert die Effektivität 
dieser Neukonstruktion in hervorragen­
dem Maße. 

1rr­
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AlormfaU 

Der zusätzl iche Fluchtweg ist sofort ge­
geben, noch bevor ein Feuer sich ge­
waltig ausbreiten kann und schneller als 
jede fremde Hilfe herbeieilen kann . 

Diese Sofortbereitschaft ist besonders 
wertvoll bei einem evl l. Brand in Groß­
raumbüros oder Fertigungssälen , die in 
Obergeschossen untergebracht sind . 
Die größte Bedeutung hat die neue Ret­
tungsanlage bei der Problemstellung 
"Hochhausbrand ". 

Bisher hatten Feuer und dadurch her­
vorgerufene Rauch- und Giftdampfent­
wicklung in unteren Etagen von Hoch­
häusern oft katastrophale Folgen, wenn 
die Flucht über die Treppe unmöglich 
wurde. 

Den Menschen in den höher gelegenen 
Stockwerken blieb häufig nur der Ver­
zweiflungssprung in die Tiefe, weil die 
Reichweite der Feuerwehrleitern nicht 
groß genug war, oder weil die Wehr gar 
nicht an das Gebäude heranfahren 
konnte. 

Neues Trockenlöschfahrzeug 

Mit dem neuen Trockenlöschfahrzeug 
KVW 900 F, das auf dem Stuttgarter 
Flughafen in Dienst gestellt wurde, wird 
die Flughafenfeuerwehr noch leistungs­
fähiger sein. Innerhalb von zwei Minuten 
ist das 22 Tonnen schwere Fahrzeug 
selbst am entferntesten Punkt des Flug­
hafengeländes einsatzfahig: Das Fahr­
zeug erreicht eine Höchstgeschwindig­
keit von 145 km/ ho Die Trockenlöschmit­
tel-Werfer haben eine Reichweite von 
über 60 Metern. 

Schrei stoppt die Maschine 

Eine empfindliche akustische Sicher­
heitsvorrichtung , die auf menschliche 
Schreie reagiert und dadurch bei Gefahr 
sofort eine Maschine abschaltet, soll 
künftig Betriebsunfalle mit schweren und 
sogar töd lichen Verletzungen verhin­
dern . Konstruiert wurde das Gerät von 
dem 42 Jahre alten Japaner Makoto 
Ueda zunächst für Landmaschinen. Das 
Gerät ist nicht größer als ein Taschen­
buch und stellt bei einem Schrei den 
Motor innerhalb einer Sekunde automa­
tisch ab. 
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und Konstruktionszeichnungen fur die schen weitgehend unbekannt, obwohl 
Brunnenschächte der Trinkwasser-Not- sie den Funk als etwas ganz Selbstver-
brunnen aufgrund des vom Bundesminl- ständliches betrachten Sprechfunkgera-
steriums des Innern elngeluhrten Ar- te werden heute schon ,n vielen Berufs-
beltsblattes 1 (3. Auflage). Abgedruckt zweigen verwendet. Vielen genügt dabei 
ist auch die Technische Mitteilung, Hin- die Kenntnis des richtigen Bedienens 
weis W 801 aus dem Regelwerk vom der Geräte. 

Neue Bücher 
Deutschen Verein des Gas- und Was- Sprechlunker der Sicherheitsdienste 
serfaches e. V. (DVGW) vom Marz 1979 müssen jedoch mehr wissen. Sie sol len 
"Vorsorgeplanung fur Notstandslalle in die Zusammenhange erkennen, Technik 
der offentlichen Tnnkwaserversorgung" , und Physik verstehen. Das erforderliche 
ausgearbeitet von dem gemeinsamen Basiswissen können die vorhandenen 
Ausschuß "Notstandswasserversor- Dienstvorschriften, Anleitungen usw. 
gung ", gebildet aus Vertretern der betei- nicht vermitteln. Darum hat der Verfas-
ligten Bundesministerien, der obersten ser das vorl iegende Buch als Arbeits-

Wassersicherstellungsgesetz, Wasserbehörden der Lander, den Ver- und Hilfsmittel konzipiert. Dieses praxis-
Band 2 einigungen der Wasserversorgungs- nahe Fachbuch stellt in knapper Zusam-

unternehmen und Fachlirmen in der menfassung alles Wissenswerte über 
Leitfaden lür den Praktiker - Erläute- Bundesrepublik. den UKW-Sprechlunk bei den Sicher-
rungen der Durchführungsmaß-

heltsdiensten dar. 
nahmen 

Von Ministerialrat a, D. Dr. Horst Raa- Katastrophenschutz 
Es werden nicht nur die technisch-phy-
sikalischen Zusammenhange erlautert, ber, Baudirektor Dlpt.-Ing. Wolfram in Arbeitsstätten sondern auch Verkehrsformen, Ver-

Such und Oberamtsrat Ing. (grad.) 
kehrsarten, Funknachnchten , Funkgerate 

Wiffrled Hampel Von Friedhelm Vogel busch 
und das Fernmelderecht behandelt. 

Verlag für Verwaltungspraxis Franz Loseblattwerk In zweI Bänden 
Rehm GmbH & Co, KG , 8000 Mün- Verlag ecomed, 8000 München 50 Über 120 Abbi ldungen und Grafiken er-
ehen 80 Alle kreisfreien und kreisangehörigen ganzen den Text. Das Werk ist in allen 

Zu dem Kommentar zum WasSG von Gemeinden sind nach der Verwaltungs- Teilen auf den neuesten Stand gebracht 

Jouanne, als Band 1 zum WasSG be- vorschrift Selbstschutz vom 11 . 5. 1971 worden. 

zeichnet, ist schon 1972 der Band 2 er- bekanntl ich verpflichtet, den Aufbau des 
schienen . Der Kommentar liefert den mit Selbstschutzes in Behorden und den 
der Planung, Organisation und dem Voll - betrieblichen Katastrophenschutz zu för- Beiträge zur 
zug von Maßnahmen zur Sicherstellung dern . Hierfur sind "Empfehlungen " Neutronenwaffe 
der Tnnkwasser-Notversorgung nach maßgebend, die auch diesem Loseblatt-
dem Wassersicherstellungsgesetz be- werk zugrunde liegen und hier praxisge- Von Albert Sittkus I Hans Mönlg 
faßten Behörden des Katastrophen- und recht konkret isiert werden . Erstmals wird Zivitschutzforschung Band 8 
Zivilschutzes in der Kommunal-, Lan- der Zusammenhang der einzelnen Schriftenreihe der Schutzkommission 
des- und Bundesverwaltung , wasserwlrt- Rechtsgrundlagen aus dem Bereich des beim Bundesminister des Innern 
schaftl ichen Dienststellen, Verbanden, Zivilschutzes und der Arbeitssicherheit Herausgegeben vom Bundesamt für 
Wasserversorgungsunternehmen, Hilfs- sowIe die Verbindung zu Unfallverhü- Zivilschutz 
organisationen und Ingenieurburos das tungsvorschnften deutl ich. Danach sind Osang Verlag, Bann 
notwendige Rustzeug in Form der gel- Selbstschutz maßnahmen fur Viele Ar-

Die Frage der Gefahrdung durch die bel 
tenden Gesetze, Rechtsverordnungen, beltsstatten vorgeschneben . einer Kernwaffenexplosion freigesetzte 
Weisungen , Vorschriften, technischen 

Das Werk enthält ferner Darstellungen Strahlung ist erneut in das Blickfeld der 
Arbeitsblatter und sonstigen Rege-

der erforderlichen organisatorischen , Öffentlichkeit gerückt, nachdem bekannt 
lungen. 

materiellen und führungstechnischen ist, daß die technischen Moglichkeiten 
Die 7 Erganzungslieferung zu der Lose- Maßnahmen. Ein systematisch durchge- bestehen, einen Atomsprengkörper mit 
blattsammlung (140 Selten , ca. 65 spielter Geschehensablauf im Ernstfall verstarkter Strahlenwirkung zu entwik-
Zeichnungen und Tabellen) enthält die zeigt Anwendungs- und Umsetzungs- kein . 
mit der Ersten Verordnung zur Änderung moglichkeiten auf. Das Buch erleichtert 

Dabei wird haufig übersehen, daß auch 
der Zweiten Wassersicherstellungsver- ferner die Beratung zum Aufbau und 

bei kle ineren "gewohnlichen " Kernwaf-
ordnung vom 25. 4. 1978 erfolgte Neu- Gestaltung des Behordenselbst-

fenexplosionen die Strahlung ein domi-
fassung von § 5 (Festigkeitsnachweis) schutzes. nierender Faktor ist, wobei die Neutro-sowie die Änderungen der Ausführungs-

nen wesentlich zur Strahlenbelastung 
grundsatze fur Brunnenschachte und 

beitragen. 
der Technischen Auflagen zu den Regel- Handbuch über den 
entwürfen für Tnnkwasser-Notbrunnen , UKW·Sprechfunk bei den In dieser Schnft Wird dem Leser ein 
die durch Elnfuhrung des Internationalen Sicherheitsdiensten Uberblick über die Wirkungen einer 
Einheitensystems aufgrund des Geset- Kernwaffenexplosion - Druckstoß, Hit-
zes über Einheiten Im Meßwesen nebst 2., völlig überarbeitete und erweiterte zestrahlung und Initialkernstrahlung -
Durchfuhrungsverordnung notwendig Auflage vermittelt. Weiterhin Wird der Stand der 
geworden sind, dazu Rundschreiben Von Frledrich-Wllhelm Rosemeier Erkenntnis über die biologische Wirkung 
des BMI und Erläuterungen. Cart Heymanns Verlag, Kötn, Berlin, von Neutronen vermittelt. 

Weiterhin wurden aufgenommen die auf Bonn, München In einem Anhang sind die wicht igsten 
die neuen Einheiten umgerechnete Sta- Technik und Physik der drahtlosen physikal ischen Eigenschaften der Neu-
tische Berechnung, Bewehrungsplane Übermittlung Sind den meisten Men- tronen zusammengestellt. 

./ 
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Helmut Freutel 

Das 
Minimagazin 

In diesem Monat: 
Ergebnisse aus der 
Unfall stati sti k 

Wußten Sie schon , daß . . . 

... Schadel-Hirn ·Verlelzungen einen 
hohen Anteil von Todesfällen zur Folge 
haben? Nach einer statistischen Sonder­
auswertung des Hauptverbandes der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 
wurden im Jahre 19784736 schwere 
Fälle (erstmalS entschädigte Arbeitsun­
fälle und Wegeunfälle) vun Schädel­
Hirn-Verletzungen , darunter 1389 (29,3 
v. H.) Todesfälle, gezählt. Von den 4736 
erstmals Entschäd igten verunglückten 
3144 (66 v. H.) bei der Arbeit, 1592 
(33,6 v. H.) auf dem Wege zur oder von 
der Arbeit. Der Anteil der Todesfälle an 
den erstmals entschädigten Arbeitsunfäl­
len betrug 23,7 v. H. , der entsprechende 
Anteil an den Wegeunfällen betrug 
40,5 v. H. 

Unter den 4736 im Jahre 1978 von den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 
erstmals entschädigten Schädel -Hirn­
Verletzten waren 3343 (70,6 v. H.) , die 
bei der Arbeit bzw. auf dem Wege zur 
oder von der Arbeit Verletzungen des 
Hirnschadeis und der Hirnsubstanz erlit­
ten. Verletzungen der Augen machten 
19,9 v. H. (940 Fäl le) , Verletzungen des 
Gesichtsschädels und der Gesichts­
weichteile machten 6,3 v. H. (297 Fälle) 
der Gesamtzahl aus. In 157 Fällen (3,3 
v. H.) der Gesamtzahl waren Nase, Oh­
ren, Mundhöhle und Gebiß betroffen . 

Im Jahre 1978 wurden von den gewerb­
lichen Berufsgenossenschaften 3126 
tödliche Unfälle erstmals entschadigt, 
darunter 1389 (44,3 v. H.) Schädel-H irn­
Verletzungen. Von den 1927 tödlichen 
Arbeltsunfallen wurden 745 (38,7 v. H.), 
von den 1199 tödlichen Wegeunfällen 
wurden 644 (53,7 v. H.) durch Schädel­
Hirn-Verletzungen verursacht. 

Wußten Sie schon , daß . . , 
... jede vierte schwere Brustverletzung 
tödlich verläuft? Im Jahre 1978 wurden 
von den gewerblichen Berufsgenossen­
schaften 1398 Fälle von Verletzung des 
Brustkorbs und der Brustorgane erst­
mals entschädigt, darunter 364 (26,0 
v. H.) Todesfälle. 

Von den vorgenannten Unfallen ereigne· 
ten sich 901 (64,5 v. H.) bei der Arbeit, 
497 (35,5 v. H.) ereigneten sich auf dem 
Wege zur oder von der Arbeit. Dominie­
rende Arten der Verletzung waren der 
Knochenbruch (56,8 v. H. der Fälle), die 
Prellung (17 ,4 v. H. der Falle) sowie die 
Zerreißung (11,5 v. H. der Fälle). 

Im Jahre 1978 wurden von den gewerb­
lichen Berufsgenossenschaften 3113 
Hals-und Wirbelsäulen-Verletzungen 
erstmalig entschädigt, darunter 168 (5,4 
v. H.) tödliche Fälle. Von den erstmals 
Entschädigten verung lückten 2233 (74 ,1 
v. H.) bei der Arbeit, 780 (25,9 v. H.) 
verunglückten auf dem Wege zur oder 
von der Arbeit. Der Ante il der töd lichen 
Fälle betrug bei den Arbeitsunfällen 4,7 
v. H., bei den Wegeunfällen war dieser 
Ante il mit 8,2 v. H. wesent lich höher. 

Unter den 2850 Überlebenden waren 
154 Schwerverletzte (Minderung der Er­
werbsfähigkeit 50 v. H. und mehr) . In 96 
Fäl len war die Erwerbsfähigkeit um 100 
v. H. gemindert. Die haufigste Art der 
Verletzung war der Knochenbruch (86 ,6 
v. H. aller Erstentschädigungen), dann 
fo lgten Prellungen , die in 6,4 v. H. der 
Fälle entschädigungspf licht ige Verletzun­
gen verursachten. 

Wußten Sie schon, daß, , . 

. .. die Zahl der Augenverletzungen bel 
Arbeitsunfällen gestiegen ist? Im Jahre 
1978 wurden von den gewerblichen Be­
rufsgenossenschaften 940 Falle von Au· 
genverletzungen erstmals entschädigt, 
davon ereigneten sich 853 (90,7 v. H.) 
bei der Arbeit, 87 (9,3 v. H.) ereigneten 
sich auf dem Wege zur oder von der Ar­
beit. Unter diesen Augenverletzten wa­
ren 41 Schwerverletzte (Minderung der 
Erwerbsfähigkeit um 50 v. H. und mehr) . 
Bei 15 Augenverletzten war die Er­
werbsfähigkeit zum Zeitpunkt der Erst­
entschädigung um 100 v. H. gemindert. 

In der gewerblichen Wirtschaft werden 
jährlich durch Leitern rund 31000 (Stich­
probenergebn is) Arbeitsunfä lle ausgelöst 
bzw. mit ausgelöst. Im Jahre 1978 er­
eigneten sich in der gewerblichen Wirt ­
schaft der Bundesrepublik - Ergebnis 
einer Totalzählung - 2725 schwere 
Arbeitsunfälle durch Leitern, darunter 45 
(1,6 v. H.) tödliche. 

Leitern werden in der Unfallstat istik wie 
fo lgt typisiert: 

Stehleitern, verfahrbare Leitern: Durch 
diesen Typ werden jährlich 12000 mel­
depflichtige Arbeitsunfalle ausgelöst ; 
1978 wurden 1085 schwere Arbeitsun­
falle gezahlt, darunter 17 (1 ,6 v. H.) töd­
liche. 

Anlegeleitern , Ro" -, Steck- , Schiebelei­
tern: Durch diesen Typ werden jahrlich 
16000 meldepflichtige Arbeitsunfälle 
ausgelöst ; 1978 wurden 1533 schwere 
Arbeitsunfälle gezählt, darunter 24 
(1 ,6 v. H. ) tödliche. 

Maschinenleitern: 1978 wurden 14 
schwere Arbeitsunfälle gezäh lt, jedoch 
kein tödlicher Fal l. 

Steigleitern , Mastleitern, Steigeisengan­
ge, Lotsenleitern: Durch diesen Typ 
werden ,ahr,ich rund 1400 meldepflichti­
ge Arbeitsunfälle ausgelöst: 1978 wur­
den 93 schwere Arbeitsunfalle gezählt, 
darunter 4 (4,3 v. H.) tödl iche. 

Die Masse der Unfälle wird durch die 
beiden erstgenannten Leitertypen aus­
gelöst, die größere Unfallgefahr dürfte 
jedoch von dem letztgenannten Leitertyp 
ausgehen : Bei Unfällen durch Steiglei­
tern (s. o.) ist die Todesfall rate mit 4,3 
v. H. 2,7mal so groß wie bei Stehleitern, 
Anlegeleitern und dazugehörigen Typen. 

Wußten Sie schon, daß, , . 

... in der gewerblichen Wirtschaft bei 
der Arbeit jährlich rund 60000 Arbeit­
nehmer I ~t i chprobenergebnis) auf Trep­
pen, Stufen und Podesten verunglük­
ken? Mehr als dreitägige Arbeitsunfäh ig­
keit ist die Mindestfolge dieser Arbeits­
unfälle . Aber nicht jeder Verunglückte 
kommt gimpflich davon - im Jahre 1978 
zahlten die gewerblichen Berufsgenos­
senschaften 1851 schwere Arbeitsunfal· 
le, darunter 27 (1,5 v. H.) töd liche , die 
durch Treppen und Stufen verursacht 
wurden - überwiegend Opfer von 
Stürzen . 
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Die Fel11meldetechnik eines Wamamtes 

\ 

Das Titelbi ld und die Abbildungen auf dieser Seite ver­
mitteln einen Einblick in die Fernmeldetechnik eines 
Warnamtes. 
Der Relaisraum stellt die große Schalt- und Verte ilungs­
steIle dar, in der die Leitungen und Stromwege der ver­
schiedenen Informationsnetze eines Warngebietes 
zusammenlaufen . Hier enden z. B. die Leitungen, über 
die die einzelnen Gefahrenmeldungen das Warnamt 
erreichen, um - ergänzt durch andere Informationen - zu 
einer Gefahrenlage zusammengestellt zu werden ; von 
hier gehen über andere Stromwege die Impulse hinaus, 
durch die die Sirenen im ganzen Warngebiet ausgelöst 
werden können. 
Eine besonders geschulte Fernmeldegruppe ist für die 
ständige Betriebsbereitschaft der fernmeldetechnischen 
Einrichtungen des Warnamtes verantwortl ich. 
Die Fotos zeigen im einzelnen : Überprüfung der Leitun­
gen im Relaisraum (Titelb ild), Batterie für die Notstrom­
versorgung der Fernmeldeeinrichtungen (links oben), 
Schaltarbeiten am Zwischenverteiler (oben) und die 
Dokumentaranlage für Warnstellendurchsagen (links) . 


